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„Exzellente Steuerkanzleien…“
… diskutieren die Zukunft der Steuerberatung
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standes erfolgsentscheidend sein werden oder aktuell die Kanzlei beschäftigen. Fragen, Sagen, Meinung machen – zu Trends,
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Exzellente Steuerkanzleien …

> … greifen aktuelle Fach-Themen frühzeitig auf
> … machen sich jetzt „fit für die Zukunft“
> … schützen Ihre Rechte im Berufsstand
> … haben das Vertrauen Ihrer Mandanten

Jetzt kostenlos beitreten unter:

www.haufe.de/xing-steuerkanzleien

11435-002_ANZ_Xing_21x28_4c.indd 1 11.04.11 09:53



EDITORIAL

 5 _ 11    SteuerConsultant 3www.steuer-consultant.de

Einmal abgeschlossen – und ein (Kanzlei-)Leben lang dabei-
geblieben. Berufshaftpflichtversicherungen gehören zu den 
Themen, mit denen sich Steuerberater in aller Regel nur sehr 
ungern beschäftigen. Verständlich, denn im turbulenten All-
tagsgeschäft gibt es immer vermeintlich drängendere The-
men. Nur: Wer nicht gelegentlich prüft, ob die Absicherung 
noch passt und das Preis-Leistungs-Verhältnis stimmt, kann 
dies teuer bezahlen.
Denn zum einen ist mittlerweile Bewegung in den Markt 
gekommen. Der Eintritt neuer Versicherungen hat das Prä-
miengefüge zugunsten der Steuerberater flexibilisiert. So 
gibt es nun etwa Ermäßigungen für schadensfreie Jahre oder 
Gründerermäßigungen. 
Zum anderen gilt es, den Versicherungsschutz an die Kanz-
leientwicklung anzupassen. Werden alle Beratungsleis-
tungen, die in der Kanzlei erbracht werden, auch tatsächlich 
abgesichert? Die Grenze zur Vermögensberatung etwa ist 
schnell überschritten und bei vielen Versicherern sind diese 
Tätigkeiten nicht abgedeckt. Und wie steht es mit der Absi-
cherung von Sozien? Haben alle die gleiche Mindestversi-

cherungssumme? Falls nicht, droht im Haftungsfall Untersicherung, 
selbst wenn der handelnde Sozius ausreichend abgesichert ist. Was es 
bei der Prüfung, welche Versicherung für die individuelle Situation die 
beste ist, zu beachten gilt, erläutert Manfred Ries ab Seite 30.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen

Ihre

Anke Kolb-Leistner
RAin/FAStR

Zukunft heißt
Verantwortung!
Mit ds:BU die Berufsunfähigkeit
rechtzeitig absichern und dabei
sorgenfrei und �exibel bleiben.

Ob Single oder Familie, eine Berufsunfähig-

keit trifft jeden schwer, wenn man nicht

ausreichend abgesichert ist. Wir, die

Deutsche Steuerberater-Versicherung,

sind der Spezialist für alle steuerberaten-

den Berufe, wenn es um Altersvorsorge

oder Risikoabsicherung geht.

Informieren Sie sich jetzt über unseren
Tarif ds:BU und fordern Sie noch heute
unverbindlich ein Angebot an.

Hier bekommen Sie
ausgezeichnete Vorsorge

Telefonische Auskünfte:

0228/98 21 3-0

Schriftliche Anfragen:

info@ds-versicherung.de

Produkte & Services:

www.ds-versicherung.de

Der Partner fürs Leben

Sicher
versichert sein

SteuerConsultant Fachbeirat 
Um „SteuerConsultant“ für die Leser optimal zu gestalten, hat die Redaktion einen prominent besetzten 
Fachbeirat ins Leben gerufen, der sie unterstützt:
StB Prof. Dr. Dieter Endres, Vorstand Pricewaterhouse Coopers, Frankfurt am Main; vBP/StB Dr. 
Harald Grürmann,  Präsidiumsmitglied BStBK, Lüneburg; Prof. Dr. Johanna Hey, Direktorin des Instituts 
für Steuerrecht der Uni Köln; WP/StB Gunther Hübner, Partner bei Hübner & Hübner, Wien; Prof. Dr. 
Monika Jachmann, Richterin am BFH, München; WP/StB Prof. Dr. H.-Michael Korth, Vizepräsident DStV, 
Hannover; CFP/CEP Dr. Jörg Richter, Geschäftsführer Institut für Qualitätssicherung und Prüfung von 
Finanzdienstleistungen GmbH, Hannover; WP/StB/RA Dr. Bernd Rödl, Geschäftsführender Gesellschafter 
bei Rödl & Partner, Nürnberg; WP/StB Dr. Ferdinand Rüchardt, Vorstand Ecovis, München; RA Dr. Rolf 
Schwedhelm, Partner bei Streck, Mack, Schwedhelm, Köln; RA Dr. Alexander George Wolf, Hauptgeschäfts-
führer StB-Verband Niedersachsen Sachsen-Anhalt, Hannover. 

Anke Kolb-Leistner, Chefredakteurin 
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 Aktuelle Urteile, Verwaltungsanweisungen und neue gesetzliche Regelungen mit Praxishinweisen mit u.a. folgenden Beiträgen:

 07 Einkommensteuer: 
Umschichtung nach Vermögensübergabe gegen Versor-
gungsleistungen in nicht ausreichend ertragbringendes 
Vermögen
Dr. Jutta Förster, Richterin am BFH

 12 Grunderwerbsteuer: 
Grunderwerbsteuer bei mittelbarer Anteilsvereinigung 
trotz anschließender Anteilsveräußerung
Dr. Andreas Herlinghaus, Richter am BFH 

 

 » Schwerpunktthema

 » Steuerrecht

20  Fallstrick Fahrtenbuch: Anforderungen an ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch
Das Führen eines Fahrtenbuchs führt aufgrund der hohen 
Anforderungen in der Praxis häufig zu Problemen
StB Bettina M. Rau-Franz, Essen

22  Häusliches Arbeitszimmer: BMF beleuchtet neue 
Rechtslage
Mit einem Schreiben äußert sich das BMF detailliert zum 
Abzug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszim-
mer nach der Neuregelung durch das JStG 2010.
Dipl.-Finanzwirt (FH) Christian Ollick, Gütersloh

 » Sozialrecht

 24 Teilnahme am Entgeltausgleichsverfahren
Durch die Entgeltfortzahlungsversicherung sollen in 
erster Linie die Aufwendungen kleinerer Betriebe im 
Zusammenhang mit der Entgeltfortzahlung an 
Arbeitnehmer wegen Krankheit ausgeglichen werden.
Horst Marburger, Geislingen

 » Wirtschaftsrecht

 28 Corporate Compliance versus Mittelstand
Für mittelständische Unternehmen sind 
maßgeschneiderte Compliance-Strukturen erforderlich.
RA/FAStR Dr. José A. Campos Nave, Eschborn

 

 16 Grundsatzurteile des Bundesfinanzhofs zum 
Vorsteuerabzug
Mit drei zeitgleich veröffentlichten Urteilen hat sich der 
BFH zu Fragen des Vorsteuerabzugs nach § 15 UStG bei 
der Veräußerung von Beteiligungen, bei Betriebsausflü-
gen und bei Erschließungskosten geäußert.
RA/FAStR Dr. Oliver Zugmaier, München

 13 Aktueller Beratungsanlass Wirtschaftsrecht: 
Eheverträge von Gesellschaftern 
RA Dr. Stefan Lammel, RA Dr. Matthias Jüneman, Freiburg

 14 Checkliste Aktueller Beratungsanlass: 
Minenfeld Bewirtungen 

 15 Aktueller Beratungsanlass Vermögensgestaltung: 
Stiftungen als Nachfolgeinstrument
Dr. Jörg Richter, Düsseldorf

 >>  Den Monat im Überblick finden Sie auf > Seite 6

Alle Beiträge finden Sie im Artikelarchiv unter www.steuer-consultant.de.
Für Beiträge, die mit diesem Logo gekennzeichnet sind, finden Sie dort zudem elektronische Arbeitshilfen.
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 » Finanzen

 30 Berufshaftpflichtversicherung. Spätestens wenn die 
Tätigkeitsfelder einer Kanzlei sich verändert haben 
oder Sozien ins Spiel kommen, sollte der Haftpflicht-
schutz nachjustiert werden. 

 

 » Unternehmensberatung

 34 Mezzanine als Mischform von Eigen- und Fremdkapi-
tal kann neue Perspektiven bei der Unternehmensfi-
nanzierung eröffnen.

 38 Wirtschaftsregionen. Mandanten auf Standortsuche 
haben es heute nicht selten mit Wirtschaftsförderern 
zu tun, die ganze Landstriche vertreten. Das kann 
Vorteile bieten.

 

 » Kanzleimanagement

 41 Familienfreundlichkeit. Die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf wird als Faktor bei der 
Mitarbeitergewinnung immer bedeutsamer.

 44 Auskunfteien helfen Mandanten – aber auch 
Steuerkanzleien – Forderungsausfälle zu vermeiden.

 47 Homepage-Baukästen. Ohne große Kosten und 
Programmierkenntnisse zur eigenen Kanzlei-Website 
– das verheißen Website-Generatoren. Ein Test.

 48 Bürodrucker. Die papierlose Kanzlei bleibt Zukunfts-
musik. Daher gilt es, Optimierungschancen zu nutzen.

 52 50. Münchner Steuerfachtagung. Zum Jubiläum gab 
es eine reichhaltige Mischung aktueller Fachthemen.

 

 » Nachrichten

 54 Ein Lob kann Enormes bewirken. Wie eine Studie 
nachweist, wirken sich Ehrungen von Mitarbeitern 
höchst positiv auf die Produktivität aus.

 56 (Kanzlei-)Marketing. Auf eine klare Linie und die 
Orientierung auf die Zielgruppe kommtˇs an.

 57 Übersteuert. Merkwürdigkeiten der Steuerberatung, 
aufgegriffen von StB/vBP Rainer Haid, Nürnberg und 
WP/StB Joachim Strehle, München.

 58 Vorschau und Impressum

Sind Sie richtig abgesichert? Steu-
erberater, die  ihre Haftpflichtver-
sicherung regelmäßig überprüfen, 
sind auf der sicheren Seite.

Ein Viertel aller Ausdrucke in 
Büros landet direkt im Müll. Beim 
Thema Drucker gibtˇs nicht nur 
darum viel Einsparpotenzial.

30

48
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FAKTEN & NACHRICHTEN
Aktuelle Urteile und Verwaltungsanweisungen im Überblick*

  Einkommensteuer

 07 Umschichtung nach Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen in nicht ausreichend 
ertragbringendes Vermögen (BFH)

 07 Passivierung einer Verpflichtung aus einer 
Rückkaufsoption (BFH)

 08 Zahlungen einer Familienstiftung an Familienangehö-
rige als Kapitaleinkünfte (BFH)

 08 Abzweigungsentscheidung bei nachträglicher 
Erfüllung der Unterhaltspflicht (BFH)

 09 Keine Abzweigung von bereits ausgezahltem 
Kindergeld (BFH)

 09 Steuerfreiheit pauschaler Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit (BFH)

 10 Werbungskostenabzug für Verzicht auf Darlehen des 
Arbeitnehmers an Arbeitgeber (BFH)

 10 Aufwendungen für heterologe künstliche Befruchtung 
als außergewöhnliche Belastung (BFH)

 11 Ringweise Anteilsveräußerungen und -erwerbe zur 
Verlustnutzung im Gesellschafterkreis grundsätzlich 
kein Gestaltungsmissbrauch (BFH)

  Grunderwerbsteuer

 11 Grunderwerbsteuer bei mittelbarer Anteilsvereini-
gung trotz anschließender Anteilsveräußerung 
(BFH)

  Schenkungsteuer

 12 Anrechnung ausländischer Schenkungsteuer (BFH)

  * Die Urteilskommentierungen stammen aus der in der  
 Haufe Gruppe erscheinenden Zeitschrift BFH/PR 
 und wurden durch die Redaktion gekürzt.
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Einkommensteuer FAKTEN & NACHRICHTEN

» Einkommensteuer

Umschichtung nach Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen in nicht ausreichend 
ertragbringendes Vermögen

BFH, 18.08.2010, X R 55/09, HI 2601739

Schichtet ein Vermögensübernehmer das überlassene Vermögen in 
nicht ausreichend ertragbringende Wirtschaftsgüter um, sind die 
wiederkehrenden Leistungen auch dann nicht als Sonderausgaben 
abziehbar, wenn die Beteiligten die geschuldeten Versorgungslei-
stungen an die Erträge der neu erworbenen Vermögensgegenstände 
anpassen (Anschluss an BFH-Urteil v. 17.3.2010, X R 38/06, BFH/NV 
2010 S. 1700).

» Sachverhalt
K erhielt von seinen Eltern durch vorweggenommene Erbfolge ein 
bebautes Grundstück gegen eine nach § 323 ZPO änderbare monatli-
che Rente von 1.789 EUR. In dem Gebäude betrieb K eine Arztpraxis. 
2001 und 2003 veräußerte K das Grundstück. Mit dem Erlös tilgte er 
Darlehen für eine Mietimmobilie, die Praxis und sein Eigenheim, was 
eine jährliche Zinsersparnis von 15.000 EUR auslöste. Ab 1.7.2003 
reduzierte K die monatliche Rente vereinbarungsgemäß auf 1.000 
EUR. Das Finanzamt sah darin eine Unterhaltsrente i. S. v. § 12 
Nr. 2 EStG. Das FG gab der Klage statt, der BFH wies sie ab.

» Entscheidung des BFH
Ertragloses als auch ausreichend ertragbringendes Vermögen kann 
mit steuerlicher Anerkennung in anderes ausreichend ertragbrin-
gendes Vermögen umgeschichtet werden. Bei der Umschichtung 
von ausreichend ertragbringendem Vermögen ist die Zustimmung 
des Übergebers entbehrlich; allerdings muss das Reinvestitionsgut 
genügend Nettoerträge abwerfen, um die Versorgungsleistungen zu 
decken. Unabhängig davon, ob ersparter privater Zinsaufwand bei 
der Ermittlung der Nettoerträge angesetzt werden kann, reichte die-
ser nicht aus, um die Versorgungsleistungen zu erbringen, da deren 
zeitgleiche Herabsetzung nicht berücksichtigt werden konnte.
Verträge zwischen nahen Angehörigen werden nur anerkannt, wenn 
sie wirksam vereinbart wurden und die Gestaltung wie auch die 
Durchführung des Vereinbarten dem Fremdenüblichen entsprechen. 
Zudem ist erforderlich, dass nachträgliche Einschränkungen der Ren-
tenverpflichtung schriftlich belegt werden.

» Praxishinweis

Schmälert der Vermögensübernehmer willentlich seine Leistungs-
fähigkeit und verlangt eine Änderung des Versorgungsvertrags, ist 
anzunehmen, dass den Parteien der erforderliche Bindungswille 
fehlt. Der Vertrag hat für sie den Charakter der Beliebigkeit, wenn er 
ohne Prüfung, ob die rechtlichen Voraussetzungen für eine Änderung 
vorliegen, an die nach der Umschichtung veränderten Verhältnisse 
angepasst wird. 
Ein am Vertrag festhaltender Übernehmer würde das überlassene 

Objekt nicht veräußern, ein nicht ausreichend ertragbringendes Wirt-
schaftsgut erwerben und die Versorgung des Übergebers gefährden. 
Erst recht ließe sich ein am Vertrag festhaltender Übergeber nicht 
hierauf ein. Dies gilt auch, wenn den Leistungen angesichts des Ver-
sorgungsbedürfnisses des Übergebers keine besondere Bedeutung 
zukommt.

Dr. Jutta Förster, Richterin am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

Passivierung einer Verpflichtung aus einer 
Rückkaufsoption

BFH, 17.11.2010, I R 83/09, HI 2623125

Für die Verpflichtung eines Kfz-Händlers, verkaufte Kfz auf Verlangen 
des Käufers zurückzukaufen, ist eine Verbindlichkeit i. H. d. dafür ver-
einnahmten – ggf. zu schätzenden – Entgelts auszuweisen (Anschluss 
an BFH-Urteil v. 11.10.2007, IV R 52/04, BFH/NV 2008 S. 437).

» Sachverhalt
Eine GmbH verkaufte Kfz an Autovermieter und verpflichtete sich 
zum späteren Rückkauf zu vorab festgelegten Preisen. Verzichtete 
ein Käufer auf das Rückgaberecht, hatte die GmbH u. U. einen „No-
return-Bonus“ zu zahlen. Der Rahmenvertrag mit der X-Vermietung 
sah vor, dass die GmbH beim Erwerb von Fahrzeugen ohne bzw. mit 
Rückkaufverpflichtung einen Rabatt von 22 % bzw. 18 % auf den 
Listenpreis gewährte. Je nach Modell waren die Kfz für 67,5 % bis 71 % 
des Listenpreises zurückzunehmen. Bei einer Haltedauer von mehr 
als 4 Monaten sank der Rückkaufpreis um 0,5 % je weiteren Monat; 
nach 6 Monaten erlosch die Rückkaufverpflichtung. 
Per 31.12.1998 passivierte die GmbH eine Rückstellung für Ertrags-
minderungen aus Fahrzeugrücknahmeverpflichtungen, die sie 
anhand der erwarteten „No-return-Boni“ und der Marktwerte der Kfz 
bewertete. Im Folgejahr musste sie 5.959 Fahrzeuge zurücknehmen, 
was zu Verlusten i. H. d. Differenz zwischen garantierten Ankaufs- 
und tatsächlichen Verkaufspreisen führte. Anders als das Finanzamt 
erkannten FG und BFH die Rückstellung an.

» Entscheidung des BFH
Verkauf und Rückkaufsoption sind rechtlich wie wirtschaftlich zwei-
erlei und entsprechend bilanziell abzubilden. Mit dem Verkauf ist das 
wirtschaftliche Eigentum an den Kfz rechtlich wie wirtschaftlich auf 
den Käufer übergegangen. Von einer bloßen Nutzungsüberlassung 
kann keine Rede sein. Gegen die vom FG vorgenommene Schätzung 
des Kaufpreisanteils, der auf das Rückkaufsrecht entfiel, lässt sich 
revisionsrechtlich nichts Durchschlagendes vorbringen.

» Praxishinweis

Der I. Senat folgt damit dem IV. Senat, auf dessen Entscheidung das 
BMF mit einem – nun kaum noch haltbaren – Nichtanwendungserlass 
reagiert hatte. Fraglich bleibt die Bewertung der Rückkaufsoption:

    Der BFH folgt der tatrichterlichen Schätzung: Die Verbindlichkeit ist 
mit den Anschaffungskosten oder dem höheren Teilwert zu bewer-
ten. Entsteht die Verbindlichkeit in ursächlichem Zusammenhang 
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Kommt die Stiftung ihrer Verpflichtung zum Kapitalertragsteuerab-
zug nicht nach, droht ihr die Inhaftungnahme. Der Nachweis, dass das 
dafür notwendige Verschulden in Gestalt von grober Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz nicht vorlag, kann kaum erbracht werden. Dieser Nach-
weis misslingt bereits, wenn der Vergütungsschuldner „bewusst“ und 
trotz offensichtlicher Zweifel die Einbehaltungs- und Abführungs-
pflicht negiert. Der Abführungsverpflichtete muss zunächst seinen 
Gesetzespflichten genügen und ggf. anschließend das Rechtsbehelfs-
verfahren durchlaufen.

Prof. Dr. Dietmar Gosch, Vors. Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

Abzweigungsentscheidung bei nachträglicher 
Erfüllung der Unterhaltspflicht

BFH, 26.08.2010, III R 16/08, HI2373365

1. Beantragt das Kind die Auszahlung (Abzweigung) des Kindergelds 
an sich, weil der Kindergeldberechtigte keinen laufenden Unterhalt 
zahlt, ist die Abzweigung an das Kind i. d. R. die allein ermessens-
gerechte Entscheidung.
2. Wird der Kindergeldberechtigte rückwirkend zur Zahlung von 
Unterhalt an sein Kind verurteilt und beantragt deshalb rückwir-
kend Kindergeld, ist der rückwirkend gezahlte Unterhalt aber bei der 
(Ermessens-)Entscheidung über den gleichzeitig gestellten Antrag 
des Kinds auf Abzweigung zu berücksichtigen.
3. Die Behörde hat eine Ermessensentscheidung im Einspruchsver-
fahren nicht nur auf Ermessensfehler hin zu überprüfen, sondern 
bei Änderung der Sach- und Rechtslage im Einspruchsverfahren ggf. 
eine neue Ermessensentscheidung zu treffen.

» Sachverhalt
K ist Vater der 1984 geborenen T, die bis zum Abitur bei ihrer Mutter 
wohnte, die das Kindergeld bezog. Er zahlte nur sporadisch Unter-
halt, was in eine Verurteilung zur Nachzahlung sowie zur Zahlung 
von laufendem Unterhalt ab Oktober 2003 mündete. Im Januar 2005 
beantragte K rückwirkend Kindergeld, T dagegen, das Kindergeld 
an sie selbst auszuzahlen. Die Familienkasse setzte Kindergeld ab 
Januar 2003 fest. Für Mai bis August 2003 sei das Kindergeld an K 
nachzuzahlen. Bis April 2003 sowie ab September 2003 sei das Kin-
dergeld an T abzuzweigen, da K für diese Monate keinen Unterhalt 
geleistet habe. Wegen Einspruchs des K stoppte die Familienkasse ab 
Juni 2005 die Zahlungen an T. Den Einspruch wies sie zurück. Das 
FG gab der Klage statt; die Revision war unbegründet.

» Entscheidung des BFH
Kommt der Kindergeldberechtigte seiner Unterhaltspflicht nicht nach, 
kann Kindergeld an das Kind selbst gezahlt werden. Die Unterhalts-
pflicht wird verletzt, wenn der Kindergeldberechtigte objektiv und 
dauerhaft für den wesentlichen Unterhalt des Kinds nicht aufkommt; 
die Pflichtverletzung muss nicht schuldhaft sein.
Bei der Ermessensentscheidung über eine Abzweigung hat die Fami-
lienkasse deren Zweck und den des Kindergelds zu beachten. Da 
Kindergeld die Eltern wegen ihres Unterhalts entlasten soll, ist auch 
geringer Unterhalt in die Entscheidung einzubeziehen. Leistet der 
Kindergeldberechtigte dagegen überhaupt keinen Unterhalt, ist allein 
die Auszahlung an das Kind ermessensgerecht.
Die Entscheidung über die Abzweigung hängt bei verspäteter Erfül-

FAKTEN & NACHRICHTEN Einkommensteuer

mit dem Zufluss eines Ertrags, wird der den Anschaffungs„kosten“ 
entsprechende Wert durch den Anschaffungs„ertrag“, also die 
vereinnahmte Optionsprämie, bestimmt.

    Insoweit ist das FG davon ausgegangen, dass sich die Autover-
mieter die Einräumung der für sie vorteilhaften Option etwas 
hätten kosten lassen; sie wurde von der GmbH nicht unentgelt-
lich gewährt. Auf dieser Basis hat das FG geschätzt, dass nach 
den Verhältnissen des Streitfalls 4 % des Listenpreises aus den 
Neuwagenverkäufen an Großkunden auf die Option entfielen und 
bei einer durchschnittlichen Laufzeit von 6 Monaten je Vertrag 
etwa die Hälfte der Verträge zum Jahresende noch nicht abge-
wickelt war.

Prof. Dr. Dietmar Gosch, Vors. Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

Zahlungen einer Familienstiftung an 
Familienangehörige als Kapitaleinkünfte

BFH, 03.11.2010, I R 98/09, HI 2623126 

1. Können die Leistungsempfänger einer Stiftung unmittelbar oder 
mittelbar Einfluss auf das Ausschüttungsverhalten der Stiftung neh-
men, handelt es sich bei den Leistungen um Einkünfte aus Kapital-
vermögen i. S. d. § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG 2002 i.d.F. des UntStFG.
2. Kommt ein Steuerpflichtiger seiner gesetzlichen Verpflichtung, 
Kapitalertragsteuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen, 
nicht nach, handelt er regelmäßig grob fahrlässig. Das gilt auch bei 
nicht eindeutiger Rechtslage; eine abweichende Rechtsmeinung ist 
im Rechtsbehelfsverfahren durchzusetzen.

» Sachverhalt
S ist eine 1895 mit dem Zweck errichtete Familienstiftung, das Vermö-
gen des Stifters den männlichen Abkömmlingen zu erhalten und ihnen 
durch Zuwendungen eine wirtschaftliche gesicherte Lebensstellung 
zu verschaffen. Jeder Abkömmling hat laut Satzung Anspruch auf eine 
Kapitalzuwendung und eine Zeitrente oder auf eine lebenslängliche 
jährliche Rente. S erzielte in den Streitjahren 2002 – 2005 Kapital- 
und Vermietungseinkünfte. Der Aufforderung des Finanzamts, Kapi-
talertragsteuer anzumelden, folgte sie nicht. Das Finanzamt nahm S 
darauf in Haftung. Das FG gab der dagegen gerichteten Klage statt, 
der BFH wies sie ab.

» Entscheidung des BFH
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 
EStG gehören Einnahmen aus Leistungen einer nicht von der Kör-
perschaftsteuer befreiten Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse, die Gewinnausschüttungen i. S. d. § 20 Abs. 1 
Nr. 1 EStG wirtschaftlich vergleichbar sind, soweit sie nicht bereits 
zu den letztgenannten Einnahmen gehören.
Satzungsgemäße Leistungen einer Familienstiftung an Familienan-
gehörige als Destinatäre sind mit Gewinnausschüttungen i. S. d. § 20 
Abs. 1 Nr. 1 EStG wirtschaftlich vergleichbar. Einer kapitalmäßigen 
Vermögensbeteiligung bedarf es dafür nicht. Dazu gehören alle auf 
Wiederholung angelegten Leistungen der Stiftung, denen keine 
Gegenleistungen der Empfänger gegenüberstehen. Dies gilt zumin-
dest dann, wenn die Leistungsempfänger – kraft Satzung oder kraft 
Leitungsmacht – unmittelbar oder mittelbar Einfluss auf das Aus-
schüttungsverhalten der Stiftung nehmen können.



 5 _ 11    SteuerConsultant 9www.steuer-consultant.de

lung der Unterhaltspflicht davon ab, ob das Kindergeld bereits aus-
gezahlt wurde, denn danach kann nicht mehr abgezweigt werden. 
Wird die Unterhaltspflicht laufend verletzt und das Kindergeld daher 
an das Kind ausgezahlt, bleibt es dabei.
Beantragt der Kindergeldberechtigte rückwirkend Kindergeld, nach-
dem er zur Zahlung rückständigen Unterhalts verurteilt worden ist, 
und wird das Kindergeld dementsprechend rückwirkend festgesetzt, 
ist bei der Ermessensentscheidung über den ebenfalls rückwirkend 
gestellten Abzweigungsantrag auch der nachträglich geleistete Unter-
halt zu berücksichtigen. 
Erhält das Kind rückwirkend Unterhalt, muss ihm nicht per Abzwei-
gung der Zugriff auf das Kindergeld ermöglicht werden. Der Unter-
haltspflichtige erhält daher das noch nicht ausgezahlte Kindergeld, 
wenn er den rückständigen Unterhalt vor der Einspruchsentschei-
dung leistet.

Roger Görke, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

Keine Abzweigung von bereits ausgezahltem 
Kindergeld

BFH, 26.08.2010, III R 21/08, HI 2596348 

Hat die Familienkasse das Kindergeld bereits an einen Elternteil aus-
gezahlt, scheidet eine Abzweigung an den Sozialleistungsträger nach 
§ 74 Abs. 1 S. 4 EStG auch dann aus, wenn der Abzweigungsantrag 
noch vor der Zahlung gestellt worden ist.

» Sachverhalt
Das klagende Landratsamt zahlte seit Januar 2005 die Kosten für die 
Heimunterbringung der 1991 geborenen C, deren Mutter zeitweise 
inhaftiert war und keinen Unterhalt leistete. Im Juni 2005 verfügte 
die beklagte Familienkasse antragsgemäß die Abzweigung des Kin-
dergelds für Februar bis Juni 2005. Eine Abzweigung für folgenden 
Monate lehnte sie ab, weil die inzwischen freigelassene Mutter 
ihre Tochter an Wochenenden bei sich aufnehme; das Kindergeld 
wurde insoweit an die Mutter gezahlt. Der gegen die Ablehnung der 
Abzweigung für Juli 2005 bis Februar 2006 gerichtete Einspruch des 
Landratsamts hatte keinen Erfolg. Das FG hob den Bescheid über 
die Abzweigung auf, soweit er den Zeitraum Juli 2005 bis Februar 
2006 betraf, und verpflichtete die Familienkasse, über den Abzwei-
gungsantrag neu zu entscheiden. Eine Abzweigung komme auch noch 
nach der Auszahlung des Kindergelds in Betracht. Der BFH hob das 
FG-Urteil auf und wies die Klage ab.

» Entscheidung des BFH
Wenn der Kindergeldberechtigte seiner gesetzlichen Unterhaltspflicht 
nicht nachkommt, kann das Kindergeld nach § 74 Abs. 1 EStG an 
das Kind selbst oder an die Person oder Stelle ausgezahlt werden, 
die dem Kind Unterhalt gewährt (Abzweigung). Wird der Unterhalt 
des Kinds durch einen Sozialleistungsträger erbracht, kann dieser 
die Auszahlung an sich verlangen oder nach § 74 Abs. 2 EStG i. V. 
m. SGB X einen Erstattungsanspruch geltend machen.
Die Auszahlung des Kindergelds an einen Dritten gehört nicht zum 
Festsetzungs-, sondern zum Auszahlungsverfahren, das dem Erhe-
bungsverfahren entspricht. Es betrifft somit nicht die Anspruchs-, 
sondern die Empfangsberechtigung. Wurde das Kindergeld bereits an 
einen Elternteil ausgezahlt, ist der Kindergeldanspruch damit erfüllt 

und seine Abzweigung an einen Dritten unmöglich. Dem steht nicht 
entgegen, dass die Familienkasse durch die Auszahlung des Kinder-
gelds an den Kindergeldberechtigten vollendete Tatsachen schaffen 
und eine Abzweigung vereiteln kann.

Roger Görke, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011,  
durch die Redaktion gekürzt. 

Steuerfreiheit pauschaler Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit

BFH, 16.12.2010, VI R 27/10, HI 2616605 

Pauschale Zuschläge sind nicht nach § 3b EStG steuerfrei, wenn sie 
nicht als Abschlagszahlungen oder Vorschüsse auf Zuschläge für 
tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt 
werden, sondern Teil einer einheitlichen Tätigkeitsvergütung sind 
(Abgrenzung zu VI R 16/08).

» Sachverhalt
Flugkapitän K absolvierte nur Langstreckenflüge. Sein Lohn bestand 
aus einem Grundgehalt und einer Flugzulage darauf von 36,9 %. 
Die Tarifparteien hatten die pauschale Zulage zur Abgeltung der 
Erschwernisse für die Tätigkeit während der Nachtzeit, an Samstagen 
und Sonntagen vereinbart. Von dem Zuschlag entfielen auf Nachtar-
beit 20 % und auf Sonntagsarbeit 14,3 %. K machte geltend, dass das 
Grundgehalt entsprechend des Anteils an Nacht- und Sonntagsarbeit 
steuerfrei sei. Klage und Revision blieben ohne Erfolg.

» Entscheidung des BFH
§ 3b Abs. 1 EStG belässt neben dem Grundlohn gewährte Zuschläge 
steuerfrei, wenn sie für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- 
oder Nachtarbeit gezahlt werden. Wesentlich ist die Unterscheidung 
zwischen Grundlohn und sonstigen Bezügen. Zuschläge dürfen ins-
besondere nicht Teil einer einheitlichen Entlohnung sein, die sich auf 
die an Sonntagen etc. geleistete Tätigkeit erstreckt; entscheidend ist 
die tatsächlich zu diesen Zeiten geleistete Arbeit.
Der konkrete Bezug zwischen tatsächlich geleisteter Arbeit und Zula-
ge fehlte hier. Die Zulage wurde nicht jeweils konkret und individuell 
nach den tatsächlich geleisteten Diensten errechnet. Sie war viel-
mehr pauschaler Teil einer einheitlichen, im Tarifvertrag vereinbarten 
Gesamtentlohnung und letztlich nur ein Element des Gesamtlohns. 
So wurden Grundgehalt und Flugzulage ungeachtet der Einsatzzeiten 
in stets gleicher Höhe und auch als Urlaubs- und Weihnachtssonder-
zahlung sowie bei Krankheit gewährt.
Zuschläge können zwar zunächst pauschal bezahlt, müssen dann aber 
im Nachhinein abgerechnet werden. Stimmen die Pauschalzahlungen 
jedoch nicht mit dem errechneten Betrag für steuerfreie Zuschläge 
überein und wurden weniger zuschlagspflichtige Stunden geleistet, als 
durch die Pauschalzahlungen abgegolten, stellt der über die Pauschale 
hinausgehende Teil steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Weil die Pau-
schalzahlungen nicht als Abschlags- oder Vorauszahlungen, sondern 
abschließend ohne nachträgliche Abrechnung geleistet wurden, kam 
auch unter diesem Aspekt keine Steuerfreiheit in Betracht.
In Sonderfällen sind die Anforderungen an den Nachweis geringer. Da 
K die Arbeitsleistung aber nicht fast ausschließlich nachts erbracht 
hatte, konnte die Steuerfreiheit auch damit nicht begründet werden.

Dr. Stefan Schneider, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.
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Werbungskostenabzug für Verzicht auf Darlehen 
des Arbeitnehmers an Arbeitgeber

BFH, 25.11.2010, VI R 34/08, HI 2616606

Auch wenn ein Darlehen aus im Gesellschaftsverhältnis liegenden 
Gründen gewährt worden war, kann der spätere Verzicht darauf 
durch das zugleich bestehende Arbeitsverhältnis veranlasst sein 
und dann insoweit zu Werbungskosten bei den Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit führen, als die Darlehensforderung noch 
werthaltig ist.

» Sachverhalt
K war Geschäftsführer und zu 5 % beteiligter Gesellschafter der 
X-GmbH. Die X-GmbH ließ sich von den Gesellschaftern im Jahr 2000 
für einen Börsengang Darlehen gewähren. Nachdem dieser geschei-
tert war und die X-GmbH Kapital benötigte, forderten die Großgesell-
schafter wegen drohender Insolvenz und Arbeitsplatzverluste von den 
Kleingesellschaftern die Übertragung ihrer Anteile und den Verzicht 
auf ihre Darlehen. Den Verlust aus dem Verzicht auf das Darlehen 
über 160.000 DM berücksichtigten Finanzamt und FG nicht, da er 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst sei. Der BFH hob die 
Vorentscheidung auf und verwies die Sache zurück.

» Entscheidung des BFH
Werbungskosten sind Aufwendungen, die eine Tätigkeit im weitesten 
Sinn fördern; dazu können auch Vermögensverluste zählen. Ob Wer-
bungskosten bei den Lohn- oder Kapitaleinkünften zu berücksichtigen 
sind, entscheidet die Tatsacheninstanz nach dem engeren und wirt-
schaftlich vorrangigen Veranlassungszusammenhang.
Während Kapitalverluste – jedenfalls vor Inkrafttreten der Abgeltung-
steuer – bei § 20 EStG grundsätzlich nicht abziehbar sind, kann ein 
Darlehensverlust bei § 19 EStG zu berücksichtigen sein, wenn das 
Risiko aus beruflichen Gründen in Kauf genommen wurde. Solche 
beruflichen Gründe sind z. B. anzunehmen, wenn eine Bank kein 
Darlehen mehr gewährt hätte. Dann dient das Kapital offensichtlich 
nicht der Erzielung von Zinsen. Hier kam aber zudem eine gesell-
schaftsrechtliche Veranlassung des Darlehens infolge der Beteiligung 
des K in Betracht. Zur diesbezüglichen Abgrenzung sind die Beteili-
gungshöhe, das Verhältnis der Lohn- zu den Beteiligungseinkünften 
sowie mögliche Konsequenzen für den Arbeitnehmer im Fall der 
Verweigerung des Verzichts zu berücksichtigen.

» Praxishinweis

Revisionsrechtlich hatte der BFH keine durchgreifenden Bedenken 
gegen die Würdigung des FG, die Darlehensgewährung sei gesell-
schaftsrechtlich veranlasst, auch wenn er insoweit Skepsis erkennen 
lässt. Das FG muss jedoch noch den von K mit dem Darlehensverzicht 
verfolgten Zweck prüfen. 
Ein Verzicht ist eine eigenständige Finanzierungsmaßnahme und 
naturgemäß das Gegenteil eines Darlehens. Einiges spricht dafür, dass 
der Verzicht der Arbeitsplatzsicherung diente, zumal K gleichzeitig 
seine Beteiligung aufgegeben und als Geschäftsführer Einkünfte von 
jährlich 250.000 DM zu sichern hatte. Falls das FG zu einer dem-

entsprechenden Würdigung kommt, kann jedoch nur der Wert des 
Darlehens im Zeitpunkt des Verzichts zu Werbungskosten führen.

Dr. Stefan Schneider, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

Aufwendungen für heterologe künstliche 
Befruchtung als außergewöhnliche Belastung

BFH, 16.12.2010, VI R 43/10, HI 2623127

Aufwendungen eines Ehepaars für eine heterologe künstliche Befruch-
tung können als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen 
sein (Änderung der Rechtsprechung im BFH-Urteil v. 18.5.1999, III 
R 46/97, BFH/NV 1999 S. 1424).

» Sachverhalt
K, der an organisch bedingter Sterilität leidet, entschloss sich mit 
seiner Ehefrau F zur Erfüllung des Kinderwunschs zur donogenen 
Insemination (Spendersamen). Nach Beratung auch über die recht-
lichen Aspekte und möglichen Folgen der Verwendung von hetero-
logen Samen genehmigte die Ärztekammer die Behandlung. K und F 
machten die mit der künstlichen Befruchtung entstandenen Kosten 
von 21.345 EUR erfolglos als außergewöhnliche Belastung geltend. 
Die Klage war erfolgreich. Der BFH bestätigte in Änderung seiner 
bisherigen Rechtsprechung die Auffassung des FG.

» Entscheidung des BFH
Aufwendungen zu Heilungszwecken oder mit dem Ziel, eine Krank-
heit erträglich zu machen, sind grundsätzlich als außergewöhnliche 
Belastung abziehbar. Dazu gehören auch medizinische Maßnahmen, 
die den körperlichen Mangel nicht beseitigen sondern nur ausglei-
chen, z. B. Zahnersatz, Brillen, Hörapparate, Rollstühle, Blindencom-
puter und Treppenschräglifte. Hieraus resultieren regelmäßig krank-
heitsbedingte außergewöhnliche Belastungen. Dies gilt auch im Fall 
der künstlichen Befruchtung einer unverheirateten Frau.
Die dem entgegenstehende Rechtsprechung zur künstlichen Befruch-
tung einer verheirateten Frau mit Spermien eines Dritten wird auf-
gegeben. Der BFH stützt sich insoweit auch auf die Rechtsprechung 
anderer Bundesgerichte und den dort entwickelten Krankheitsbegriff. 
Danach gilt die organisch bedingte Sterilität eines Ehepartners als 
Krankheit, weil die Fortpflanzungsfähigkeit für die Ehepartner, die 
sich für ein eigenes Kind entscheiden, eine biologisch notwendige 
Körperfunktion darstellt.
Im Sinne dieses Krankheitsbegriffs – nicht nur Ursachenbeseitigung, 
sondern auch Linderung der Krankheit – kann die ärztliche Tätigkeit 
auch auf die Ersatzfunktion für ein ausgefallenes Organ gerichtet sein, 
wie eben im Streitfall. Die intracytoplasmatische Spermieninjektion 
ersetzt die gestörte Fertilität der Spermien durch einen ärztlichen 
Eingriff, um die organisch bedingte Unfruchtbarkeit eines Mannes zu 
überwinden und eine Schwangerschaft zu ermöglichen. Die Maßnah-
me beseitigt damit die Kinderlosigkeit eines Paares, der zwar nicht 
selbst Krankheitswert zukommt, die aber eine unmittelbare Folge 
einer Erkrankung ist.

Dr. Stefan Schneider, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011 
durch die Redaktion gekürzt.
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Ringweise Anteilsveräußerungen und -erwerbe zur 
Verlustnutzung im Gesellschafterkreis grundsätzlich 
kein Gestaltungsmissbrauch

BFH, 07.12.2010, IX R 40/09, HI 2627228

Die verlustbringende Veräußerung eines Kapitalgesellschaftsanteils 
i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG an einen Mitgesellschafter ist nicht 
deshalb rechtsmissbräuchlich i. S. d. § 42 AO, weil der Veräußerer 
in engem zeitlichen Zusammenhang von einem anderen Mitgesell-
schafter dessen in gleicher Höhe bestehenden Gesellschaftsanteil an 
derselben Gesellschaft erwirbt.

» Sachverhalt
Das in Wertpapieren angelegte Vermögen einer GmbH mit einem 
Stammkapital von 350.000 DM betrug zum 31.12.2001 nur noch 
94.575,73 DM. Daher veräußerten 6 der 7 Gesellschafter 2001 ihre 
jeweilige Beteiligung von 14,29 % für je 7.500 EUR reihum an einen 
Mitgesellschafter und erwarben zeitgleich wieder eine Beteiligung 
in gleicher Höhe von einem jeweils anderen Mitgesellschafter. Die 
Vorgänge basierten auf einstimmigen Beschlüssen der Gesellschaf-
terversammlung. Danach waren alle Gesellschafter wiederum mit 
14,29 % beteiligt. Die jeweils erklärten Veräußerungsverluste 
erkannten weder Finanzamt noch FG wegen Gestaltungsmissbrauchs 
an. Dagegen gab der BFH der Klage statt.

» Entscheidung des BFH
Es liegt kein Gestaltungsmissbrauch vor. Dem Gesellschafter steht 
es frei, ob, wann und an wen er seinen GmbH-Anteil veräußert. Liegt 
keine der in § 17 Abs. 2 Satz 6 EStG ausdrücklich geregelten Ver-
lustabzugsbeschränkungen vor, sind Veräußerungsverluste zu berück-
sichtigen. Der gewählte Weg des Anteilsverkaufs zur Verlustnutzung 
ist nach der Wertung des Steuerrechts auch nicht ungewöhnlicher als 
z. B. der einer Liquidation, da nach § 17 Abs. 4 EStG die Rückzahlung 
des Gesellschaftsvermögens anlässlich der Liquidation einer Kapital-
gesellschaft wie eine Anteilsveräußerung behandelt wird.
Es ist auch nicht rechtsmissbräuchlich, wenn der Gesellschafter im 
zeitlichen Zusammenhang mit der Veräußerung wiederum Anteile 
an derselben GmbH in gleichem Umfang von einem Mitgesellschafter 
erwirbt. Diese Vorgänge heben sich nämlich nicht auf. Vielmehr sind 
bei einer späteren Veräußerung dieser Anteile oder bei der Liquida-
tion der GmbH der Gewinn oder Verlust unter Berücksichtigung der 
niedrigeren Anschaffungskosten zu ermitteln.

Dr. Bernd Heuermann, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011 
durch die Redaktion gekürzt.

» Grunderwerbsteuer

Grunderwerbsteuer bei mittelbarer Anteilsvereini-
gung trotz anschließender Anteilsveräußerung

BFH, 15.12.2010, II R 45/08, HI 2616601

Der Besteuerung der mittelbaren Vereinigung der Anteile an einer 
grundstücksbesitzenden Gesellschaft in einer Hand steht die anschlie-
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ßende Veräußerung der Anteile auch dann nicht entgegen, wenn an 
den Rechtsvorgängen zum selben Konzern gehörende Unternehmen 
beteiligt sind.

» Sachverhalt
Die L-KG war alleinige Kommanditistin der Grundstücks-KG (G-KG) 
und Alleingesellschafterin von deren Komplementärin. An der L-KG 
waren die LV-GmbH als Komplementärin sowie die B-KG als einzige 
Kommanditistin beteiligt. Die B-KG, die auch Alleingesellschafterin 
der LV-GmbH war, veräußerte mit Vertrag vom

    16.12.1997 zunächst 25 % ihrer Beteiligung an der L-KG sowie 50 % 
ihrer Beteiligung an der LV-GmbH an die Klägerin;

    14.10.1999 die ihr verbliebenen Beteiligungen an der L-KG und der 
LV-GmbH mit Wirkung zum 30.9.1999 an die Klägerin.

Mit Vertrag vom 18.10.1999 veräußerte die L-KG ihre Kommanditbetei-
ligung an der G-KG sowie ihre Beteiligung an deren Komplementärin 
mit Wirkung zum 30.9.1999 an die M-Holding.
Das Finanzamt beurteilte den Vertrag vom 14.10.1999 als nach § 1 
Abs. 3 Nr. 1 GrEStG mittelbare Vereinigung der Anteile an der G-KG in 
der Hand der Klägerin und den Vertrag vom 18.10.1999 als ebenfalls 
der Grunderwerbsteuer unterliegende unmittelbare Veräußerung der 
Anteile an der G-KG. Einspruch, Klage und Revision gegen die Steuer-
festsetzung für die mittelbare Anteilsvereinigung blieben erfolglos.

» Entscheidung des BFH
Gehört zum Vermögen einer Gesellschaft ein inländisches Grundstück, 
unterliegt ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf Übertragung eines 
oder mehrerer Anteile der Gesellschaft begründet, der Grunderwerb-
steuer, wenn durch die Übertragung „alle Anteile der Gesellschaft in 
der Hand des Erwerbers vereinigt werden würden“ und eine Besteue-
rung nach § 1 Abs. 2a GrEStG nicht in Betracht kommt. Insoweit stellt 
sich die Frage, ob die Vereinigung der Anteile an einer Gesellschaft, die 
selbst zu 100 % an einer grundstücksbesitzenden (Unter-)Gesellschaft 
beteiligt ist, der Grunderwerbsteuer unterliegt. 
Diese Frage bejaht der BFH: Gegenstand der Besteuerung ist nicht 
der Erwerb der Anteile an einer Gesellschaft, sondern die durch ihn 
begründete eigenständige Zuordnung der der Gesellschaft gehörenden 
Grundstücke. Derjenige, der Alleingesellschafter einer Grundstücks-
Gesellschaft geworden ist, wird so behandelt, als gehörten ihm die 
Grundstücke, die der Gesellschaft grunderwerbsteuerrechtlich zuzu-
rechnen sind. Daher gehört ein Grundstück auch dann zum Vermögen 
einer Gesellschaft, wenn es dieser grunderwerbsteuerrechtlich derart 
zuzurechnen ist, dass bei der Gesellschaft, deren Anteile vereinigt 
werden, in der Vergangenheit ein Tatbestand verwirklicht worden ist, 
der einen Erwerbsvorgang i. S. d. § 1 GrEStG darstellt, und danach 
kein erneuter Rechtsträgerwechsel von ihr auf einen anderen statt-
gefunden hat. Da zu den Erwerbsvorgängen auch solche nach § 1 
Abs. 3 GrEStG gehören, heißt das, dass die Vereinigung der Anteile 
an einer Gesellschaft, die selbst zu 100 % an einer Grundstücks-
(Unter-)Gesellschaft beteiligt ist, ebenfalls der Grunderwerbsteuer 
unterliegt. Eine mittelbare Anteilsvereinigung begründet also die 
Steuerbarkeit. Daran ändert sich nichts, wenn die Anteile an der 
Grundstücks-(Unter-)Gesellschaft im Anschluss an die Anteilsverei-
nigung wieder veräußert werden. Dies gilt auch dann, wenn die an 
der Veräußerung beteiligten Gesellschaften durch eine Organschaft 
verbunden sind oder zu einem Konzern gehören.

Dr. Andreas Herlinghaus, Richter am BFH, aus: BFH/PR 5/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.

» Schenkungsteuer

Anrechnung ausländischer Schenkungsteuer

BFH, 22.09.2010, II R 54/09, HI 2570489

Die nach Eintritt der Bestandskraft des deutschen Schenkungsteuer-
bescheids erfolgte Zahlung einer nach § 21 Abs. 1 ErbStG anrechen-
baren ausländischen Steuer stellt ein rückwirkendes Ereignis i. S. d. 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar.

» Sachverhalt
Die im Kanton Tessin lebende M schenkte ihrem Sohn S 1994 
2 Geldbeträge. S war Inländer i. S. d. § 2 Abs. 1 ErbStG. Er erklärte 
die Schenkungen, worauf das deutsche und das tessinische Finanzamt 
Schenkungsteuer festsetzten. S beantragte, Letztere auf die deutsche 
Schenkungsteuer anzurechnen. Das Finanzamt lehnte dies mangels 
einschlägiger Korrekturnorm der AO ab. Der Einspruch hatte keinen 
Erfolg. Das FG gab der Klage statt, der BFH sah das im Ergebnis 
auch so.

» Entscheidung des BFH
Nach § 21 Abs. 1 Satz 1 ErbStG ist bei Erwerbern, die in einem aus-
ländischen Staat mit ihrem Auslandsvermögen zu einer der deutschen 
Erbschaftsteuer entsprechenden ausländischen Steuer herangezogen 
werden, in den Fällen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG und, sofern nicht die 
Vorschriften eines DBA anzuwenden sind, auf Antrag die festgesetzte, 
auf den Erwerber entfallende, gezahlte und keinem Ermäßigungsan-
spruch unterliegende ausländische Steuer insoweit auf die deutsche 
Erbschaftsteuer anzurechnen, als das Auslandsvermögen auch der 
deutschen Erbschaftsteuer unterliegt. Diese Voraussetzungen waren 
hier erfüllt.
Die Zahlung der festgesetzten tessinischen Schenkungsteuer stellt ein 
rückwirkendes Ereignis dar, weil ihr nach dem Willen des Gesetzge-
bers Wirkung für die Vergangenheit zukommen soll. Dies ergibt sich 
zwar nicht unmittelbar aus dem Wortlaut des § 21 ErbStG, jedoch folgt 
dies aus dem materiell-rechtlichen Regelungsgehalt der Vorschrift:

    § 21 ErbStG bezweckt, Überschneidungen im internationalen 
Besteuerungsbereich möglichst zu vermeiden und eine doppelte 
steuerliche Belastung von Erwerbern mit in- und ausländischer 
Steuer qua Anrechnung zu beseitigen bzw. zu mildern. Die Anrech-
nung kann nur im Festsetzungsverfahren erfolgen, was wiederum 
bedeutet, dass die Annahme eines insoweit vorliegenden rück-
wirkenden Ereignisses Bedingung für die Berücksichtigung der 
ausländischen Steuer ist. Würde man dies anders sehen, könnte 
der Zweck des § 21 ErbStG nicht erreicht werden, denn eine 
ausländische Steuer kann „denklogisch erst nach dem Tod des 
Erblassers festgesetzt und gezahlt worden sein“. Zudem „muss 
die Festsetzung und Zahlung der ausländischen Steuer auf den 
Zeitpunkt der Entstehung der Erbschaftsteuer im Moment des 
Todes des Erblassers zurückwirken“.

    Diese Interpretation entspricht der Handhabung der Steueranrech-
nung nach § 34c EStG. 

Dr. Andreas Herlinghaus, Richter am BFH, aus: BFH/PR 4/2011, 
durch die Redaktion gekürzt.



Wirtschaftsrecht FAKTEN & NACHRICHTEN

»  Gesetzliche Regelung bei Eheschließung/
 Ehescheidung eines Gesellschafters
Schon die Eheschließung kann Einfluss auf die Handlungsfähigkeit 
eines Gesellschafters haben. Das wird vielfach übersehen. 
Stellt nämlich die Beteiligung an der Gesellschaft ca. 90 % (oder mehr) 
des Gesamtvermögens eines Gesellschafters dar, so führt der gesetz-
liche Güterstand der Zugewinngemeinschaft dazu, dass sein Ehepart-
ner jeder Verfügung über die Gesellschaftsanteile (zum Beispiel einem 
Verkauf) zustimmen muss (§ 1365 BGB). Ohne die Zustimmung des 
Ehegatten ist die Verfügung (unabgängig von der Gegenleistung!) 
unwirksam. Auch besonders weitgehende Änderungen der Beteili-
gungsrechte (z. B. Verzicht auf Abfindung bei Ausscheiden) bedürfen 
der Zustimmung des Ehegatten.
Die Probleme verschärfen sich bei der Ehescheidung eines Gesellschaf-
ters: Die Beteiligung hat Einfluss auf die Berechnung des Zugewinn-
ausgleichs. Denn in die Berechnung fließt der Wert der Beteiligung ein, 
weshalb u. a. eine Auskunftspflicht bzgl. der wertbildenden Faktoren 
besteht. Dies kann mit Geheimhaltungsinteressen der Gesellschaft 
kollidieren. Und hat die Gesellschaft während der Ehe eine Wertstei-
gerung erfahren, kann der Gesellschafter allein deshalb zur Zahlung 
eines Zugewinnausgleichs verpflichtet sein. Darüber hinaus wird der 
Gesellschafter dieser Zahlungspflicht ggf. nur durch Entnahmen oder 
Ausschüttungen aus der Gesellschaft nachkommen können, was dieser 
(ggf. dringend benötigte) Liquidität entzieht. Schlimmstenfalls droht 
die Pfändung des Gesellschaftsanteils, wenn der Gesellschafter die 
Ansprüche seines Ex-Ehegatten nicht anderweitig erfüllen kann. Auf 
einen ungewollten Mitgesellschafter kann dann nur durch Einziehung 
gegen Abfindung reagiert werden.

»  Überlegenswerte Regelungen
Den Interessen der Gesellschaft ist gedient, wenn die Gesellschafter 
ehevertraglich die Gütertrennung vereinbaren. 
Damit entfällt das Zustimmungserfordernis während intakter Ehe; 

außerdem entfallen im Scheidungsfall die Verpflichtungen, Auskunft 
zu erteilen und womöglich Zugewinnausgleich zu bezahlen. Die 
Gütertrennung hat aber auch gravierende Nachteile: Häufig ist sie 
sozial unausgewogen, z. B. dann, wenn der Ehepartner dem Unter-
nehmer durch die Betreuung und Erziehung der gemeinsamen Kinder 
den Rücken freihält. Außerdem wird die sachliche Erbschaftsteuer-
befreiung aus § 5 ErbStG verschenkt. 
Vorzugswürdig ist deshalb die Vereinbarung einer modifizierten 
Zugewinngemeinschaft. Deren Kernstück ist es, das unternehme-
rische Vermögen gegenständlich von der Berechnung der Zugewinn-
ausgleichsansprüche auszunehmen.
Hierdurch behält der Unternehmer die Grundlage für sein künftiges 
Wirtschaften. Da unternehmerisches Vermögen nicht am Zugewinn-
ausgleich teilnimmt, kann es nicht Gegenstand von Auskunfts- und 
Wertermittlungsansprüchen sein. Die Herausnahme des unterneh-
merischen Vermögens bewirkt auch nicht nur die Reduzierung der 
Zahlungspflicht, sondern schützt ebenso Betriebsgeheimnisse.
Auch das Zustimmungserfordernis des Ehepartners während intakter 
Ehe kann ausgeschlossen werden.
Um zu verhindern, dass der Ehepartner zur Sicherung seines 
Anspruchs den Gesellschaftsanteil pfändet, sollte das unternehme-
rische Vermögen nicht nur als Berechnungsparameter für den Zuge-
winnausgleich ausscheiden, sondern zusätzlich als Haftungsobjekt 
ausgeschlossen werden. Dadurch kann der Gefahr einer Pfändung des 
Gesellschaftsanteils durch den Geschiedenen begegnet werden. Erst 
damit werden die personale Struktur und die Liquidität der Gesell-
schaft nachhaltig gesichert. 

»  Zusammenspiel von Gesellschafts- und 
 Familienrecht
Da sich alle oben beschriebenen Risiken in der Ehe jedes Mitgesell-
schafters verwirklichen können, empfiehlt es sich, gesellschaftsver-
traglich Vorsorge zu treffen.
Das Interesse der Gesellschaft ist dahin gerichtet, dass sämtliche 
Gesellschafter ehevertraglich die Gütertrennung oder eine modifi-
zierte Zugewinngemeinschaft vereinbaren. Der Gesellschaftsvertrag 
sollte deshalb die Gesellschafter hierzu verpflichten und darüber 
hinaus vorsehen, dass die Beteiligung als Zugriffsobjekt für güter-
rechtliche Ansprüche ausgeschlossen werden muss.
Zur Durchsetzung dieser Pflicht kommt es in Betracht, der Gesell-
schaft und den Mitgesellschaftern ein Auskunftsrecht hinsichtlich 
des Ehevertrags einzuräumen und den Fall, dass dem nicht Folge 
geleistet wird, mit der Einziehung der Anteile, der zwangsweisen 
Abtretung oder einer Vertragsstrafe zu sanktionieren. 

Aktueller Beratungsanlass Wirtschaftsrecht
» Eheverträge von Gesellschaftern

Der wirtschaftliche Erfolg einer Gesellschaft hängt nicht nur von einer guten Geschäftsidee und ihrer Umsetzung ab. 
Der Gesellschaftsvertrag muss vielmehr die Reaktion auf Veränderungen zulassen, ansonsten droht die Gesellschaft 
an externen Faktoren zu scheitern. Eine solche Veränderung kann die Ehe eines Gesellschafters sein.

RA Dr. Stefan Lammel
ist als Rechtsanwalt in der  Sozietät Friedrich Graf von Westphalen & 
Partner in Freiburg im Breisgau tätig.

RA Dr. Matthias Jünemann 
ist als Rechtsanwalt und Fachanwalt für Familienrecht in der Sozietät 
Friedrich Graf von Westphalen & Partner in Freiburg im Breisgau 
tätig.
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FAKTEN & NACHRICHTEN Einkommensteuer

Diese Tabelle steht für Sie auch als Arbeitsvorlage unter www.steuer-consultant.de 
zur Verfügung, sodass Sie damit individuell in Ihrer Kanzlei arbeiten können.

Aktueller Beratungsanlass: 
Minenfeld Bewirtungen

»  Überblick zu den wichtigsten Prüfungspunkten

Bei Bewirtungsbelegen müssen die Vorgaben der Finanzverwaltung genau eingehalten werden. Viele Unternehmer 
nutzen aus Unkenntnis die ihnen zustehenden Steuervorteile nicht. 

Folgende Punkte sind zu beachten: Ja Nein

Bewirtungen aus geschäftlichem Anlass
Bei Bewirtungen aus geschäftlichem Anlass werden nur 70 % der angemessenen Ausgaben als 
Betriebsausgaben anerkannt. Ein geschäftlicher Anlass besteht in der Regel bei der Bewirtung 
von Personen,

    zu denen schon Geschäftsbeziehungen bestehen oder
    zu denen Geschäftsbeziehungen angebahnt werden sollen.

Die ausgewiesene Vorsteuer aus der angemessenen Bewirtung kann zu 100 % als Vorsteuer 
geltend gemacht werden. 
Wichtig: Für Gastwirte, gilt die 70-%-Grenze nicht, falls die Bewirtungen als Werbe- oder Pro-
beessen anzusehen sind. Dagegen unterliegt die Bewirtung von Geschäftsfreunden oder poten-
ziellen Kunden (z. B. Reiseveranstalter und Eventmanager) auch bei Gastwirten als Bewirtung 
aus geschäftlichem Anlass der 70-%-Regelung (FG Berlin-Brandenburg vom 19.1.2011, 12 K 
8371/06 B, Rev. zugelassen).

    

Bewirtungen aus betrieblichem Anlass
Allgemein betrieblich veranlasst und deshalb zu 100 % Betriebsausgabe sind Arbeitnehmer-
bewirtungen bei rein betrieblichen Veranstaltungen, z. B. Dienst- und Einsatzbesprechungen, 
Informations- oder Fortbildungsveranstaltungen.
Wichtig: Da es sich bei freien Mitarbeitern und Handelsvertretern um betriebsexterne Personen 
handelt, sind die Aufwendungen für ihre Bewirtung auch bei Schulungen lediglich zu 70 % als 
Betriebsausgaben abziehbar (BFH vom 18.9.2007, I R 75/06).

Bewirtungen aus besonderen persönlichen Anlässen
Trotz eines persönlichen Ereignisses können berufliche oder betriebliche Gründe für Bewir-
tungen vorrangig sein, wenn die Gäste aus dem betrieblichen/beruflichen Umfeld kommen und 
das Fest weit eher  einer betrieblichen Veranstaltung denn einer privaten Feier ähnelt. 
Wichtig: Wenn ein privates und unternehmerisches Ereignis zusammen gefeiert wird 
(z. B. 60. Geburtstag des Unternehmers und 35-jähriges Firmenjubiläum), besteht eine große 
Gefahr, dass die Bewirtungskosten nicht als Betriebsausgabe anerkannt werden (FG Rheinland-
Pfalz vom 16.9.2008, 2 K 2606/06).  

Eigenbelege möglich
Auch ein Eigenbeleg über Bewirtungskosten ist anzuerkennen (FG Düsseldorf vom 7.12.2009, 
11 K 1093/07E), wenn er alle notwendigen Angaben enthält und unterschrieben ist. Es müssen 
keine Angaben zum Rechnungsadressaten gemacht werden. Der Eigenbeleg gehört zu den 
„sons tigen Unterlagen“ im Sinne  des § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO und muss sechs Jahre lang aufbe-
wahrt werden.
Wichtig: Bei Eigenbelegen ist der Abfluss der Mittel nachzuweisen. Die wirtschaftliche Belas-
tung kann z. B. durch Kreditkartenabrechnungen nachgewiesen werden.
Wichtig: Eigenbelege zu Bewirtungen müssen zeitnah erstellt werden. 
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Vermögensgestaltung FAKTEN & NACHRICHTEN

»  Fall aus der Praxis
Peter Schmalkaldow stammt aus einer reichen Großfamilie, die schon 
vor dem 20. Jahrhundert vermögend war. Der 51-jährige, kinderlose 
Privatier fragt sich, was mit seinem Vermögen von 20 Mio. EUR ein-
mal werden soll. Darüber hinaus besitzt er einen Unternehmensanteil, 
der ihm eine jährliche Tantieme von gut 400.000 EUR nach Steuern 
einbringt. Herr Schmalkaldow weiß: Sein Vermögen wird er zu Lebzei-
ten niemals verbrauchen und Erben hat er nicht. Auch seinen Nichten 
und Neffen will er nichts zukommen lassen. Was also tun?
Schmalkaldows Steuerberater schlägt ihm die Gründung einer Stif-
tung vor. In sie könnte er bereits jetzt Teile seines Vermögens einbrin-
gen und mit dem Geld gemeinnützige Projekte fördern. Damit stellt 
sich aber die Frage für den Privatier: „Was soll ich fördern?“.
Über eine gute Freundin erfährt der Privatier von einem Projekt, 
das Kinder in der Dritten Welt betreut. Die Frau kümmert sich seit 
Jahren um arme Kinder und Jugendliche in Südamerika. Mehrfach ist 
sie bereits dorthin geflogen, um sich vor Ort ein Bild zu machen. Sie 
berichtet von dem Leid der Kinder, aber auch mit leuchtenden Augen 
davon, wie mit „wenig Geld“ diesen Kindern zu helfen ist.

»  Treuhandstiftung
Von der Schilderung seiner Freundin überzeugt, wendet sich Schmal-
kaldow an die Trägerorganisation. Deren Vorsitzende schlägt ihm 
nach mehreren Gesprächen vor, eine „Treuhandstiftung“ zu grün-
den. Gemäß diesem Treuhandvertrag würde der Privatier die 
„Peter-Schmalkaldow-Stiftung“ errichten. Diese nicht rechtsfähige 
Stiftung,würde von der Organisation – selbst eine Stiftung bürger-
lichen Rechts – als Treuhänderin verwaltet. Diesen Vertrag legt Herr 
Schmalkaldow nun seinem Steuerberater vor.
Aus steuerlicher Sicht ist der Vertrag in Ordnung. Die gewählte 
Konstruktion erlaubt es Schmalkaldow, mit den Spenden und Zustif-

tungen die eigene Einkommensteuer zu reduzieren. Allerdings stören 
den Experten zwei Punkte: Das Vermögen wird ausschließlich in 
Fonds investiert – der Stifter hat also keine Wahlmöglichkeiten. Die 
Standardfonds zeichnen sich auch nicht durch herausragende Anla-
geergebnisse aus. Dieses hat ein Kurzcheck mit einer kooperierenden 
Kanzlei für Vermögensmanagement ergeben. Außerdem – und das 
ist ein starkes Argument für den Berater – ist der künftige Stifter 
an die „Oberstiftung“ gebunden. Er hat dann zwar eine Stiftung, die 
seinen Namen trägt, aber sein Geld kann in keine anderen Hilfspro-
jekte fließen. 

»  Ohne Bindung
Sinnvoller sei, so der Steuerberater, der Weg über eine Treuhandstif-
tung ohne solche Bindungen an ein Projekt. Etliche freie Träger bieten 
diese Dienstleistung für Stifter an. Dazu zählen etwa die Bürger-
stiftung Dresden (ab 25.000 EUR Stiftungsvermögen), die Deutsche 
Stiftungsagentur (ab 10.000 EUR), die Horizonte Stiftungen AG (ab 
10.000 EUR) oder die Deutsche Stiftungstreuhand (ab 50.000 EUR). 
Herr Schmalkaldow könnte dann selbst entscheiden, was er fördern 
möchte. Das kann natürlich das Kinderprojekt in Afrika sein. Falls 
er aber Zweifel hat, ob sein Geld dort gut verwendet wird, kann er 
sich anders entscheiden. 
Gründet er eine Treuhandstiftung ohne feste Bindung, stehen ihm alle 
Möglichkeiten offen. Er kann verschiedene Hilfsprojekte gleichzeitig 
fördern. Und er kann jährlich selbst entscheiden, ob er neues Geld in 
den Vermögensstock seiner Stiftung investiert (nur die Erträge der 
Zustiftung fließen den Projekten zu) oder es lieber spendet (Spenden 
fließen dem Projekt direkt zu). Und auch bei der Geldanlage sind der 
Variantenreichtum und damit die Unabhängigkeit größer, wenn auch 
nicht unbegrenzt. Zudem kann er später seine Treuhandstiftung in 
eine rechtsfähige Stiftung umwandeln. 

»  Selbstständige Stiftung
Der Schritt in die rechtsfähige Stiftung sollte gut überdacht wer-
den. Verwaltungsaufwand und Kosten sind höher. Zudem gelten für 
Satzungsänderungen strengere Vorgaben. Dafür kann sie aber als 
Vertragspartner auftreten, etwa beim Bau von Schulen. Das ist bei 
der Treuhandstiftung nicht möglich – sie kann nur fördern. Also 
ist die freie Treuhandstiftung in diesem Praxisfall die beste Wahl. 
Denn sie hilft, die Verwaltungskosten niedrig zu halten. Sollte das 
Stiftungsvermögen den siebenstelligen Bereich erreichen, kann sie 
immer noch in eine rechtsfähige Stiftung umgewandelt werden. Dann 
bedarf es wohl auch eines gesonderten Vermögensmanagements des 
Stiftungsvermögens.

Aktueller Beratungsanlass Vermögensgestaltung
» Stiftung als Nachfolgeinstrument

Wenn Lebenspartner und Kinder versorgt sind – dann ist der Wunsch, mit dem restlichen Vermögen Bedürftigen zu 
helfen, nicht fern. Auch Alleinstehende mit großem Eigentum, die niemanden zu versorgen haben, entscheiden sich 
oft, anderen Menschen Gutes zu tun. Der Trend schlägt sich in einer steigenden Zahl von Stiftungsgründungen in 
Deutschland nieder.

Dr. Jörg Richter, CFP, CEP, CFEP,
leitet die Kanzlei für Vermögensmanagement und 
Ruhestandsplanung, ein Geschäftsbereich des 
Instituts für Qualitätssicherung und Prüfung von 
Finanzdienstleistungen GmbH, Hannover (IQF). 
Er ist Fachbeirat des SteuerConsultant und Part-
ner des StB-Verbands Niedersachsen/Sachsen-
Anhalt e. V. Er gilt als führender Experte in der 
Beratung Vermögender. Tel. 05 11/36 07 70
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FACHBEITRÄGE Umsatzsteuer

» 1.  Grundsatzurteile des BFH zum Vorsteuerabzug
In allen drei Entscheidungen betont der BFH, dass das Recht auf 
Vorsteuerabzug nur besteht, wenn der Unternehmer die bezogene 
Leistung für bestimmte Ausgangsumsätze verwendet. Es muss sich 
um Ausgangsumsätze handeln, die der Unternehmer gegen Entgelt 
erbringt und die entweder steuerpflichtig oder – wie z. B. Ausfuhr-
lieferungen und innergemeinschaftliche Lieferungen – einer steuer-
pflichtigen Lieferung gleichgestellt sind. Darüber hinaus muss zwi-
schen den Eingangsleistungen und diesen Ausgangsumsätzen ein 
direkter und unmittelbarer Zusammenhang bestehen; nur mittelbar 
verfolgte Zwecke sind demgegenüber unerheblich. 

» 2.  (Kein) Vorsteuerabzug beim Beteiligungsverkauf
Das Urteil betrifft ein Unternehmen, das im Allgemeinen steuerpflich-
tige Umsätze ausführt, die zum Vorsteuerabzug berechtigen. Das 
Unternehmen hat eine Beteiligung veräußert, und zwar umsatzsteu-
erfrei (§ 4 Nr. 8 Buchst. e UStG). Aus den Beratungskosten wollte es 
den Vorsteuerabzug vornehmen. Das Unternehmen argumentierte, 
es wolle den Beteiligungserlös für seine steuerpflichtige Umsatztä-
tigkeit verwenden. 

2.1.  Grundsatz: Kein Vorsteuerabzug 
Der BFH verneinte den Vorsteuerabzug. Nach Auffassung des BFH 
besteht der maßgebliche direkte und unmittelbare Zusammenhang 
zur steuerfreien Beteiligungsveräußerung. Der vom Steuerpflichtigen 
verfolgte endgültige Zweck ist unerheblich.

2.2.  Ausnahme: Vorsteuerabzug bei Geschäftsveräußerung im 
Ganzen

Der Vorsteuerabzug kann laut BFH – in Übereinstimmung mit dem 
EuGH-Urteil AB SKF (Urteil vom 20.10.2009, C-290/08, BFH/NV 
2009, S. 2099) – gewährt werden, wenn es sich um eine Geschäfts-
veräußerung im Ganzen (§ 1 Abs. 1a UStG) handelt. Das Vorliegen 
einer nichtsteuerbaren Geschäftsveräußerung kann über zwei Wege 
erreicht werden: 

    Alle Anteile der Gesellschaft, also 100 %, werden veräußert. Im 
Urteilsfall wurden nur 99 % der Anteile gehalten und veräußert, 
sodass insoweit keine Geschäftsveräußerung vorlag. 

» RA/FAStR Dr. Oliver Zugmaier, München

Grundsatzurteile des Bundesfinanzhofs zum 
Vorsteuerabzug

Mit drei zeitgleich veröffentlichten Urteilen hat sich der BFH zu Fragen des Vorsteuerabzugs nach § 15 
UStG bei der Veräußerung von Beteiligungen (Urteil vom 27.1.2011, V R 38/09), bei Betriebsausflügen 
(Urteil vom 9.12.2010, V R 17/10) und bei Erschließungskosten (Urteil vom 13.1.2011, V R 12/08) 
geäußert1. 

 Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zeitgleich drei Grundsatzurteile 
zum Verhältnis von Vorsteuerabzug und Entnahmebesteuerung 
bei der Umsatzsteuer veröffentlicht. In allen drei Entschei-
dungen betont der BFH, dass das Recht auf Vorsteuerabzug nur 
besteht, wenn der Unternehmer die bezogene Leistung für 
bestimmte Ausgangsumsätze verwendet. Es muss sich um Aus-
gangsumsätze handeln, die der Unternehmer gegen Entgelt 
erbringt und die entweder steuerpflichtig oder wie z. B. Ausfuhr-
lieferungen einer steuerpflichtigen Lieferung gleichgestellt sind. 
Darüber hinaus muss zwischen der Eingangsleistung und diesen 
Ausgangsumsätzen ein direkter und unmittelbarer Zusammen-
hang bestehen; nur mittelbar verfolgte Zwecke sind demgegen-
über unerheblich. 
Das Urteil vom 27.1.2011, V R 38/09, betrifft den Fall eines Indus-
trieunternehmens, das im Allgemeinen steuerpflichtige Umsät-
ze ausführt, die zum Vorsteuerabzug berechtigten, und daneben 
eine Beteiligung an einer Tochtergesellschaft steuerfrei veräu-
ßert. Strittig war, ob das Unternehmen aus den Beratungslei-
stungen, die es für die Beteiligungsveräußerung bezogen hat, 
im Hinblick auf seine allgemeine Unternehmenstätigkeit zum 
Vorsteuerabzug berechtigt war oder ob dieses Recht aufgrund 
der Steuerfreiheit der Beteiligungsveräußerung nicht in 
Anspruch genommen werden kann. 
Der BFH verneinte den Vorsteuerabzug. Nach Auffassung des 
BFH besteht der maßgebliche direkte und unmittelbare Zusam-
menhang zur steuerfreien Beteiligungsveräußerung. Dass das 
Industrieunternehmen die Beteiligung veräußerte, um den hier-
durch erzielten Erlös für seine steuerpflichtige Umsatztätigkeit 
zu verwenden, rechtfertigt als nur mittelbar verfolgter Zweck 
keine abweichende Beurteilung.
Quelle: Pressemitteilung des Bundesfinanzhofs vom 9.3.2011

Grundsatzurteile zum Vorsteuerabzug: Kein 
Vorsteuerabzug beim Beteiligungsverkauf 
Urteil vom 27.1.2011, V R 38/09 
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    Beim Veräußerungsobjekt handelt es sich um eine Organgesellschaft 
und der Erwerber beabsichtigt, die erworbene Gesellschaft eben-
falls in seinen umsatzsteuerlichen Organkreis einzubeziehen.

Wenn eine dieser beiden Voraussetzungen gegeben ist, liegt eine 
Geschäftsveräußerung vor, die nicht umsatzsteuerbar ist. Da nun der 
maßgebende Ausgangsumsatz nicht steuerbar ist, kann er für den 
Vorsteuerabzug auch nicht ausschlaggebend sein. Es wird deshalb 
auf die wirtschaftliche Gesamttätigkeit des Veräußerers abgestellt. 
Berechtigt diese zum Vorsteuerabzug, gilt das auch für Beratungsleis-
tungen im Zusammenhang mit der Beteiligungsveräußerung.
Zum gleichen Ergebnis kommt man auch bei der nichtsteuerbaren 
Ausgabe von gesellschaftsrechtlichen Anteilen (EuGH-Urteil KapHag 
Renditefonds, EuGH-Urteil vom 26.5.2005, Rs. C-465/03 – Kretz-
technik, DStR 2005, S. 968 m. Anm. Zugmaier, vgl. auch Abschn. 
15.21 UStAE).

2.3. Vorsteuerabzug bei Option
Der Vorsteuerabzug des Veräußerers aus den Beratungsleistungen 
lässt sich auch dann „retten“, wenn der Veräußerer bei der Beteili-
gungsveräußerung nach § 9 UStG wirksam auf die Umsatzsteuerbe-
freiung des § 4 Nr. 8 Buchst. e oder f UStG verzichtet.
Nach § 9 Abs. 1 UStG kann ein Unternehmer auf die Steuerbefreiung 
des § 4 Nr. 8 Buchst. a bis g UStG verzichten, wenn

    der Umsatz an einen anderen Unternehmer
    für dessen Unternehmen ausgeführt wird.

Die Option zur Umsatzsteuerpflicht ist also nur dann möglich, wenn 
der Erwerber der Beteiligung umsatzsteuerlicher Unternehmer ist 
und die Beteiligung nach den Ausnahmeregelungen des Abschn. 18 
Abs. 3 Satz 5 UStAE unternehmerisch erwirbt.
Kann der Veräußerer wirksam auf die Umsatzsteuerbefreiung des 
§ 4 Nr. 8 Buchst. e oder f UStG nach § 9 Abs. 1 UStG verzichten, 
ist dies ein Weg, um den Vorsteuerabzug aus den Beratungslei-
stungen zu „retten“. Die Praxis zeigt jedoch, dass der Veräußerer 
die Option oft nicht gegenüber dem Erwerber durchsetzen kann. 
Denn für diesen erhöht sich der zivilrechtliche Kaufpreis um 19 %. 
Finanziert der Erwerber den Anteilserwerb fremd, stellen sich oft 
die finanzierenden Banken quer, die dann nicht nur den Netto-
kaufpreis zu finanzieren hätten, sondern einen um 19 % höheren 
Bruttokaufpreis. Wird etwa eine Beteiligung zu einem Nettokauf-
preis von 500 Mio. EUR erworben, kämen 19 %, also 95 Mio. EUR, 
Umsatzsteuer hinzu.
Dem mag man zwar von Veräußererseite entgegenhalten, dass der 
Erwerber ja gegenüber dem für ihn zuständigen Finanzamt einen 
Anspruch auf Vorsteuerabzug habe, der nach Abgabe der nächsten 
Umsatzsteuer-Voranmeldung zur Zahlung fällig werde. Es steht 
jedoch zu befürchten, dass das für den Erwerber zuständige Finanz-
amt seine Zustimmung angesichts des hohen Vorsteuerüberhangs 

nach § 168 Satz 2 AO nicht sofort erteilt, etliche Unterlagen über 
den Beteiligungserwerb anfordert, mit einer Umsatzsteuer-Sonder-
prüfung oder gar einer Umsatzsteuer-Nachschau nach § 27b UStG2 
aufwartet. Hinzukommt, dass der Erwerber an der Option kein Inte-
resse hat, denn es geht ja „nur“ um den Vorsteuerabzug aus den 
Beratungsleistungen des Veräußerers. Ferner würde sich der Erwer-
ber bei einem steuerpflichtigen Erwerb einer Vorsteuerberichtigung 
nach § 15a UStG aussetzen, wenn er die Beteiligung innerhalb von 
fünf Jahren umsatzsteuerfrei veräußern würde. 
Anders könnte es freilich aussehen, wenn etwa eine nicht werthaltige 
Beteiligung für einen symbolischen Kaufpreis von 1 EUR veräußert 
wird. Hier sollte die Option auch in der Praxis durchsetzbar sein, so 
dass sich der Veräußerer den Vorsteuerabzug aus den Beratungs-
leistungen sichern könnte, sofern kein Gestaltungsmissbrauch nach 
§ 42 AO vorliegt.

2.4. Vorsteuerabzug bei Verkauf ins Drittland
Wird die Beteiligung an einen Erwerber mit Sitz oder Wohnsitz im 
Drittland veräußert, liegt der Ort des Beteiligungsverkaufs – abge-
sehen von der im BMF-Schreiben vom 30.11.20063 gewährten Über-
gangsregelung – stets im Drittland. Ist der Erwerber Unternehmer 
und erwirbt er die Beteiligung für sein Unternehmen4, ist der Ort nach 
§ 3a Abs. 2 Satz 1 dort, wo der Empfänger sein Unternehmen betreibt, 
also im Drittland. Ist der Erwerber kein Unternehmer oder erwirbt er 
die Beteiligung nicht für sein Unternehmen, greift die Ortsregelung 
des § 3a Abs. 4 Satz 1 iVm. Satz 2 Nr. 6 Buchst. a UStG, so dass auf 
den Wohnsitz oder Sitz des Leistungsempfängers abzustellen ist; auch 

Das Urteil vom 13.1.2011, V R 12/08, betrifft den Vorsteuerabzug 
aus Erschließungskosten. Die GmbH einer Gemeinde hatte sich 
gegenüber der Gemeinde verpflichtet, öffentliche Anlagen für 
die Erschließung eines Gewerbegebiets wie z. B. Straßen unent-
geltlich herzustellen. Die GmbH ging davon aus, dass sie im 
Hinblick auf die beabsichtigte umsatzsteuerpflichtige Veräuße-
rung der erschlossenen Grundstücke aus den von ihr bezogenen 
Bauleistungen für die Herstellung von Erschließungsanlagen 
zum Vorsteuerabzug berechtigt sei. 
Demgegenüber verneinte der BFH den Vorsteuerabzug. Die 
GmbH hatte während der Bauphase die einzelnen Grundstücke 
als öffentlich „erschlossen“ verkauft. Aus den Vereinbarungen 
der GmbH mit der Gemeinde und den Grundstückskäufern ergab 
sich nach Auffassung des BFH, dass die GmbH beabsichtigte, 
die von ihr hergestellten Erschließungsanlagen einer öffentlich-
rechtlichen Widmung zugänglich zu machen und sie hierdurch 
unentgeltlich an die Gemeinde zu liefern. Da die unentgeltliche 
Lieferung einer Entnahme gleichsteht, bestand der maßgebliche 
direkte und unmittelbare Zusammenhang zwischen den bezo-
genen Bauleistungen und einer Entnahme als unentgeltlicher 
Umsatz, sodass der Vorsteuerabzug zu versagen war. Der nur 
mittelbar verfolgte Zweck, die Grundstücke des Erschließungs-
gebiets steuerpflichtig zu liefern, ändert hieran nichts.
Quelle: Pressemitteilung des Bundesfinanzhofs vom 9.3.2011

Grundsatzurteile zum Vorsteuerabzug: Kein 
Vorsteuerabzug für Erschließungskosten 
Urteil vom 13.1.2011, V R 12/08  

RA/FAStR Dr. Oliver Zugmaier
ist Partner der auf Umsatzsteuerrecht speziali-
sierten Kanzlei küffner maunz langer zugmaier, 
München sowie geschäftsführender Gesellschaf-
ter am Steuerrechts-Institut Knoll, München.

E-Mail: 0liver.zugmaier@kmlz.de
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in diesem Fall liegt der Ort der Beteiligungsveräußerung im Drittland 
und ist im Inland nicht umsatzsteuerbar. 
Wird eine unternehmerisch gehaltene Beteiligung an einen Erwerber 
mit Wohnsitz oder Sitz in einem Drittland veräußert, kann der Veräu-
ßerer den Vorsteuerabzug aus den Beratungsleistungen vornehmen. 
Zwar schließt § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG den Vorsteuerabzug 
aus, da der Umsatz im Drittland nach § 4 Nr. 8 Buchst. e oder f 
UStG umsatzsteuerfrei wäre, wenn er im Inland ausgeführt würde. 
Jedoch greift bei der Beteiligungsveräußerung an einen im Drittland 
ansässigen Leistungsempfänger die Rückausnahme des § 15 Abs. 3 
Nr. 2 Buchst. b UStG, so dass der Veräußerer unter den weiteren 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 UStG aus den Beratungsleistungen 
den vollen Vorsteuerabzug vornehmen kann.

2.5.  Zusammenfassende Grafik

über der eigenen Gemeinde verpflichtet, öffentliche Anlagen für die 
Erschließung eines Gewerbegebiets wie z. B. Straßen unentgeltlich 
herzustellen. Die GmbH ging davon aus, dass sie im Hinblick auf die 
beabsichtigte umsatzsteuerpflichtige Veräußerung der erschlossenen 
Grundstücke aus den von ihr bezogenen Bauleistungen für die Her-
stellung von Erschließungsanlagen zum Vorsteuerabzug berechtigt 
sei. Demgegenüber verneinte der BFH den Vorsteuerabzug. Die GmbH 
hatte während der Bauphase die einzelnen Grundstücke als öffentlich 
„erschlossen“ verkauft. Aus den Vereinbarungen der GmbH mit der 
Gemeinde und den Grundstückskäufern ergab sich nach Auffassung 
des BFH, dass die GmbH beabsichtigte, die von ihr hergestellten 
Erschließungsanlagen einer öffentlich-rechtlichen Widmung zugäng-
lich zu machen und sie hierdurch unentgeltlich an die Gemeinde zu 
liefern. Da die unentgeltliche Lieferung einer Entnahme gleichsteht, 
bestand der maßgebliche direkte und unmittelbare Zusammenhang 
zwischen den bezogenen Bauleistungen und einer Entnahme als 
unentgeltlicher Umsatz, sodass der Vorsteuerabzug zu versagen war. 
Der nur mittelbar verfolgte Zweck, die Grundstücke des Erschlie-
ßungsgebiets steuerpflichtig zu liefern, ändert hieran nichts.
Anders verhält es sich, wenn der Unternehmer Erschließungs-
anlagen auf fremdem Grund und Boden gegen Entgelt aufgrund 
eines mit der Gemeinde abgeschlossenen Erschließungsvertrags her-
stellt. Dann erbringt der Unternehmer eine steuerpflichtige Werklie-
ferung (Lieferung von Erschließungsanlagen) im Sinne von § 3 Abs. 4 
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* Es sei denn, es wird nach § 9 Abs. 1 UStG zur Umsatzsteuerpflicht 
optiert oder der Ort des Beteiligungsverkaufs liegt im Drittland 
(vgl. § 15 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. 6 UStG).

» 3.  (Kein) Vorsteuerabzug bei Erschließungskosten
Das Urteil vom 13.1.2011, V R 12/08, betrifft den Vorsteuerabzug aus 
Erschließungskosten. Die GmbH einer Gemeinde hatte sich gegen-

Das Urteil vom 9.12.2010, V R 17/10, betrifft die Frage des Vor-
steuerabzugs bei Betriebsausflügen durch Unternehmer, die 
– wie der Steuerberater des Streitfalls – nach ihrer allgemeinen 
Geschäftstätigkeit zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Bei 
Betriebsausflügen besteht eine Freigrenze von 110 EUR je 
Arbeitnehmer, bei deren Einhaltung eine private Mitveranlas-
sung typisierend verneint wird. Der Unternehmer ist dann zum 
Vorsteuerabzug berechtigt, ohne dass eine Entnahme zu ver-
steuern ist.
Übersteigen die Aufwendungen für den Betriebsausflug die 
Freigrenze von 110 EUR, ist von einer Mitveranlassung durch 
die Privatsphäre der Arbeitnehmer auszugehen. Nach der bis-
herigen Rechtsprechung war der Unternehmer dann zum Vor-
steuerabzug berechtigt, hatte aber eine Entnahme zu versteu-
ern. Diese Rechtsprechung hat der BFH jetzt aufgegeben. 
Anders als bisher besteht bei Überschreiten der Freigrenze für 
den Unternehmer kein Anspruch auf Vorsteuerabzug mehr; 
dementsprechend unterbleibt die bisherige Entnahmebesteu-
erung. Maßgeblich ist hierfür, dass sich Entnahme für unter-
nehmensfremde Privatzwecke und Leistungsbezug für das 
Unternehmen gegenseitig ausschließen. Der nur mittelbar ver-
folgte Zweck, das Betriebsklima zu fördern, ändert hieran nichts. 
Die neue Rechtsprechung kann sich beim Bezug steuerfreier 
Leistungen wie zum Beispiel Theaterbesuchen als vorteilhaft 
erweisen. Die Sache wurde an das Finanzgericht zur Aufklärung 
weiterer Umstände des Einzelfalls zurückverwiesen.
Quelle: Pressemitteilung des Bundesfinanzhofs vom 9.3.2011

Grundsatzurteile zum Vorsteuerabzug: Kein 
Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug 
Urteil vom 9.12.2010, V R 17/10   
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1)  Vgl. hierzu Wäger, DStR 2011, S. 433 ff.
2)  Vgl. hierzu Zugmaier, in: Hartmann/Metzenmacher, UStG, Kommentar, Loseblatt, 

§ 27b UStG.
3)  BStBl. I 2006, S. 793.
4)  Vgl. hierzu bereits oben Gliederungspunkt II.3.
5)  BFH, 22.7.2010, V R 14/09, BFH/NV 2011, S. 166 – Leitsatz 1.
6)  Vgl. hierzu BMF, 27.8.2004, BStBl. I 2004, S. 864.
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Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug

UStG an die Gemeinde, die den Unternehmer zum Vorsteuerabzug 
berechtigten5.
Aber nicht jedes entgeltliche Tätigwerden führt zum vollen Vorsteu-
erabzug: Errichtet der Unternehmer die Erschließungsanlagen auf 
eigenem Grund und Boden und überträgt er die Erschließungsanlagen 
mit dem dazugehörigen Grund und Boden auf die Gemeinde gegen 
Entgelt, liegt ein nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG steuerfreier Umsatz 
vor. Ein Verzicht auf die Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 UStG ist nicht 
möglich, wenn die Gemeinde die Erschließungsanlagen für den hoheit-
lichen Bereich erwirbt. Der Unternehmer ist dann gemäß § 15 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 UStG nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. Soweit es sich 
bei den Erschließungsanlagen um Betriebsvorrichtungen handelt, 
ist die Übertragung nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG i. V. m. § 2 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 GrEStG umsatzsteuerpflichtig, sodass der Unternehmer 
insoweit den Vorsteuerabzug vornehmen kann.

3.1.  Vorsteuerabzug für Erschließungskosten
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Vorsteuerabzug für Erschließungskosten

der Freigrenze von 110 EUR für den Unternehmer kein Anspruch auf 
Vorsteuerabzug mehr; dementsprechend unterbleibt die bisherige 
Entnahmebesteuerung. Maßgeblich ist hierfür, dass sich Entnahme 
für unternehmensfremde Privatzwecke und Leistungsbezug für das 
Unternehmen gegenseitig ausschließen. Der nur mittelbar verfolgte 
Zweck, das Betriebsklima zu fördern, ändert hieran nichts. Die neue 
Rechtsprechung kann sich beim Bezug steuerfreier Leistungen wie 
z. B. Theaterbesuchen als vorteilhaft erweisen. Die Sache wurde an 
das Finanzgericht zur Aufklärung weiterer Umstände des Einzelfalls 
zurückverwiesen.
Diese neuen Grundsätze gelten aber nicht für alle Arten von betrieb-
lichen Veranstaltungen, sondern nur für „klassische“ Betriebsaus-
flüge, die dazu dienen, das Betriebsklima durch gemeinsame Frei-
zeitgestaltungen zu verbessern. Betriebsveranstaltungen, die der 
wirtschaftlichen Tätigkeit des Unternehmens dienen, wie z. B. an 
einem Wochenende durchgeführte Schulungen, berechtigen weiterhin 
zum Vorsteuerabzug.
Die Rechtsprechungsänderung hat auch keine Auswirkungen auf 
gemischt genutzte Pkws, hier bleibt alles beim Alten. Bei sowohl 
unternehmerisch als auch privat genutzten Fahrzeugen wie z. B. der 
Pkw eines selbstständigen Steuerberaters kann weiterhin der volle 
Vorsteuerabzug vorgenommen werden. Privatfahrten müssen wie 
gehabt als unentgeltliche Wertabgabe versteuert werden6.

» 4.  (Kein) Vorsteuerabzug bei Betriebsausflügen
Das Urteil vom 9.12.2010, V R 17/10, betrifft die Frage des Vorsteu-
erabzugs bei Betriebsausflügen durch Unternehmer, die – wie der 
Steuerberater des Streitfalls – nach ihrer allgemeinen Geschäftstä-
tigkeit zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Bei Betriebsausflügen 
besteht eine Freigrenze von 110 EUR je Arbeitnehmer, bei deren 
Einhaltung eine private Mitveranlassung typisierend verneint wird. 
Der Unternehmer ist dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, ohne dass 
eine Entnahme ( = unentgeltliche Wertabgabe i. S. v. § 3 Abs. 9a Nr. 2 
UStG) zu versteuern ist. 
Übersteigen die Aufwendungen für den Betriebsausflug die Freigren-
ze von 110 EUR, ist von einer Mitveranlassung durch die Privatsphäre 
der Arbeitnehmer auszugehen. Nach der bisherigen Rechtsprechung 
war der Unternehmer dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, hatte 
aber eine Entnahme zu versteuern. Diese Rechtsprechung hat der 
BFH jetzt aufgegeben. Anders als bisher besteht bei Überschreiten 
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» 1.  Hintergrund
Neben der vorteilhaften steuerlichen Auswirkung eines Fahrtenbuchs 
ist allerdings der damit verbundene Aufwand nicht zu unterschätzen. 
Und bei Nichtanerkennung des Fahrtenbuchs wird zur pauschalen 
1-%-Regelung übergegangen. Der Arbeitsaufwand für das Erstellen 
des Fahrtenbuchs war dann völlig umsonst und gemeint ist im wört-
lichen Sinne umsonst. Ob das Fahrtenbuch bei einer Betriebsprüfung 
Bestand hat, hängt von der formellen und materiellen Richtigkeit des 
Fahrtenbuchs ab. Das Finanzamt prüft, ob alle geforderten Angaben 
vorliegen und ob diese auch inhaltlich der Wahrheit entsprechen 
können. Auch Diskrepanzen zu den vorhandenen Belegen ziehen 
häufig eine Nichtanerkennung nach sich. Dabei ist es nicht relevant, 
ob das Fahrtenbuch vorsätzlich falsch ist, oder ob es sich tatsächlich 
um ein Versehen handelt. Um in der Betriebsprüfung unliebsamen 
Überraschungen vorzubeugen, muss aber von Anfang an darauf 
geachtet werden, dass eine entsprechende Sorgfalt und die daraus 
resultierende Ordnungsmäßigkeit gegeben ist.
Bei der sogenannten 1-%-Regelung wird 1 % des Bruttolistenneu-
wagenpreises für jeden Monat, in dem das Fahrzeug privat mitbe-
nutzt wird, gewinnerhöhend berücksichtigt. Dabei ist grundsätzlich 
der Listenneuwagenpreis zum Ansatz zu bringen, auch wenn das 
Fahrzeug selbst schon in die Jahre gekommen ist. Günstig ist somit 
die 1-%-Regelung lediglich bei Oldtimern, da die einen geringeren 
Neuwagenpreis hatten als heute die aktuellen Fahrzeuge, und die 
Inflation unberücksichtigt bleibt. 
Im Gegensatz zur 1-%-Regelung besteht aber die Möglichkeit, den 
tatsächlichen Aufwand der Privatfahrten mittels eines Fahrtenbuchs 
zu ermitteln. Bei der Festlegung der formalen Voraussetzungen hat 
sich der Gesetzgeber weitgehend zurückgehalten. Im Einkommen-
steuergesetz heißt es hierzu lediglich: Das Fahrtenbuch muss „ord-
nungsgemäß“ sein. Details zur formellen Ordnungsmäßigkeit sind 
nur in Verwaltungsanweisungen und der Rechtsprechung zu finden, 
sodass folgende Punkte hervorgehoben werden müssen.

» 2.  Grundvoraussetzungen
So ist eine zeitnahe Erstellung des Fahrtenbuchs erforderlich. Diese 
Voraussetzung ist insbesondere problematisch bei der Führung eines 
elektronischen Fahrtenbuchs, da dies nur mithilfe eines PDAs oder 
ggf. noch eines Laptops überhaupt möglich ist. Grundsätzlich ist 
jedoch ein elektronisches Fahrtenbuch anzuerkennen, wenn sich 

daraus dieselben Erkenntnisse wie aus einem manuell geführten 
gewinnen lassen. Hierbei ist ausschlaggebend, dass eine nachträg-
liche Änderung der ursprünglichen Angaben ausgeschlossen ist, oder, 
wenn die Möglichkeit besteht, diese per Programm dokumentiert 
werden muss (Verwaltungsanweisung des Bundesministers der 
Finanzen vom 21.1.2010). Dies hat in der Praxis zu erheblichen Strei-
tigkeiten geführt. 
Generell müssen bei einem Fahrtenbuch die Aufzeichnungen geson-
dert und fortlaufend geführt werden. Unter gesondert ist hier die 
Trennung in dienstliche und private Fahrten zu verstehen. Fort-
laufend bedeutet, dass Aufzeichnungen nicht nur von Zeit zu Zeit, 
sondern regelmäßig, unmittelbar vor Beginn und Ende einer jeden 
Fahrt gemacht werden. Dabei muss jede Fahrt einzeln aufgelistet 
werden. Die Angaben müssen leicht und einwandfrei nachprüfbar 
sein, das heißt, die inhaltliche Richtigkeit des Fahrtenbuchs muss 
somit anhand von Belegen nachvollzogen werden können. In der oben 
bereits angeführten Verwaltungsanweisung vom 21.1.2010 listet das 
Finanzministerium konkrete Mindestbestandteile auf.

» 3.  Details
3.1. Mindestbestandteile
Als Mindestbestandteile des Fahrtenbuchs müssen für jede betrieb-
liche Fahrt das Datum, die Kilometer zu Beginn der Fahrt, das Rei-
seziel, der Reisezweck, der aufgesuchte Gesprächspartner und die 
Kilometer am Ende der Fahrt aufgezeichnet werden.

» StB Bettina M. Rau-Franz, Essen

Fallstrick Fahrtenbuch:  
Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

Das Führen eines Fahrtenbuchs führt aufgrund der hohen Anforderungen in der Praxis häufig zu Proble-
men. Nicht selten scheitert die Anerkennung eines Fahrtenbuchs an dem Fehlen einzelner Mindestbestand-
teile. Mandanten sollten eindringlich und anschaulich auf diesen Umstand hingewiesen werden.

StB Dipl.-Finw. Bettina M. 
Rau-Franz
ist Partnerin in der Steuerberatungs- und Rechts-
anwaltskanzlei Roland Franz & Partner in 
Essen.
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In der Praxis kann man hier nicht vorsichtig und sorgsam genug 
vorgehen! Die Aufzeichnung der Kilometerstände zu Beginn und am 
Ende sämtlicher betrieblicher Fahrten eines Tages ist nicht ausrei-
chend. Das gilt auch, wenn das Fahrzeug an diesem Tag ausschließ-
lich betrieblich genutzt worden ist. Sollte es notwendig sein, für die 
Nennung des Reisezwecks auf einen Terminkalender oder eine Kun-
denkartei zurückgreifen zu müssen, wird das Fahrtenbuch in aller 
Regel vom Finanzamt verworfen. Werden Umwege gefahren, so ist 
strengstens darauf zu achten, dass diese zusätzlich aufgezeichnet 
werden. Zwar handelt es sich hierbei nicht um einen wesentlichen 
Mangel in der Fahrtenbuchführung, jedoch kann auch dieser bereits 
zur Nichtanerkennung führen. Für Privatfahrten hingegen reicht die 
Kennzeichnung als Privatfahrt mit der entsprechenden Kilometer-
leistung. Bei Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte genügt 
ebenfalls ein kurzer Vermerk.

3.2. Erleichterungen
Sofern regelmäßig dieselben Kunden aufgesucht (Lieferverkehr) 
werden und die Kunden mit Namen und Lieferadressen in einem 
Verzeichnis unter einer Nummer geführt werden, bestehen vonsei-
ten des Ministeriums keine Bedenken, im Fahrtenbuch nur noch 
die Kundennummer anzugeben. Voraussetzung ist, dass die spätere 
Identifizierung anhand des Verzeichnisses einwandfrei möglich ist. 
Das Kundenverzeichnis ist in diesem Fall jedoch als Bestandteil des 
Fahrtenbuchs mit diesem einzureichen. 
Allerdings steigt die Fehlerwahrscheinlichkeit bei der Aufzählung 
ausschließlich von Kundennummern. Das Fahrtenbuch stellt das 
Beweismittel für die Anzahl der betrieblichen Fahrten dar und ist 
somit Grundlage für die Ermittlung der gewinnerhöhenden Nutzungs-
entnahme. Nicht zuletzt aufgrund der daraus resultierenden steuer-
lichen Bedeutung ist es im Prüfungsfall von besonderem Interesse. 
Nicht zu vergessen ist auch, dass es sich um einen vom Steuerpflich-
tigen selbst erstellten Eigenbeleg handelt, was das Finanzamt immer 
aufhorchen lässt.

3.3. Beweisregeln
Der Steuerpflichtige trägt die objektive Beweislast für die Übereinstim-
mung seiner Aufzeichnungen mit den tatsächlichen Gegebenheiten. 
Das Finanzgericht Saarland ist hier sogar der Meinung, dass ein 
Fahrtenbuch nur im Zusammenspiel mit den entsprechenden Belegen 
Beweismittelfunktion – und damit Gültigkeit – haben kann.

» 4.  Häufige Fehlerquellen
Bei einer Prüfung werden in aller Regel alle zur Verfügung stehenden 
Belege geprüft und es werden – vom Mandanten häufig nicht vorher-
gesehene – Zusammenhänge hergestellt. Insbesondere die nachfol-
genden Unachtsamkeiten und Fehler sind unbedingt zu vermeiden:

    Die im Fahrtenbuch eingetragene Entfernung zwischen zwei 
Tanktagen liegt entweder deutlich über oder deutlich unter der 
normalen Reichweite des Kraftfahrzeugs.

    Auch der Ölverbrauch lässt Rückschlüsse auf die gefahrenen Kilo-
meter zu und passt oft nicht zu den Angaben.

    Es existieren Tankbelege von einem Ort, der laut Fahrtenbuch 
nicht besucht wurde und Privatfahrten sind an diesem Tag nicht 
vorhanden. Oder: Die privat gefahrenen Kilometer zur Erreichung 
dieses Ortes sind zu gering.

    Es existieren Tankbelege oder Parkquittungen von Tagen, an denen 
das Fahrzeug laut den Aufzeichnungen nicht bewegt wurde – auch 
kurze Fahrten nur zur Tankstelle müssen eingetragen werden.

    Der auf der Werkstattrechnung verzeichnete Kilometerstand stimmt 
nicht mit dem Stand im Fahrtenbuch überein. Daher immer darauf 
achten, dass der Kilometerstand bei einem Werkstattbesuch nicht 
geschätzt, sondern exakt abgelesen wird.

    Der Abgleich der Kilometerstände gilt natürlich nicht nur für 
Werkstattaufenthalte, sondern auch für TÜV-Untersuchungen 
und jedwede Art von Dokumentationen eines Kilometerstands 
in den Belegen.

    Jede Unterbrechung, jede nebensächliche Fahrt ist gesondert zu doku-
mentieren – will heißen: Fahrt von Essen nach München mit Tank-
stop lautet im Fahrtenbuch Essen – Aral-Tankstelle – München.

    Quittungen oder Rechnungen über den Einkauf von Büromaterial 
müssen identisch sein mit dem Fahrtenbuch. Eine Unterbrechung 
der Fahrt von A nach B zum Kauf von Büromaterial: siehe Beispiel 
Essen – München.

    Schriftverkehr aus Ihrer Buchhaltung mit Anwälten, z. B. in Ord-
nungswidrigkeitsdelikten muss übereinstimmen.

    Fahrten zum Tanken stellen betriebliche Fahrten dar, d. h. die Fahrt 
Wohnung – Tanken – Büro ist nicht mehr eine Fahrt zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte, sondern zudem eine Betriebsfahrt. 

Und nicht zu vergessen: Strafzettel mit Foto von der Polizei müssen 
vom Aufnahmeort her zum Fahrtenbuch passen. Diese können eben-
falls ein Hinweis über gefahrene Strecken sein.
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FACHBEITRÄGE Steuerrecht

» 1.  Steuerliche Abzugsfähigkeit nach dem JStG 
2010

Mit dem JStG 2010 beugte sich der Gesetzgeber dem Druck aus Karls-
ruhe und führte den beschränkten Kostenabzug von 1.250 EUR für 
die Fälle wieder ein, in denen dem Steuerpflichtigen kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht (§ 4 Abs. 5 Nr. 6b Satz 2 und 3, 
1. HS EStG). 
Die Wiedereinführung gilt rückwirkend ab dem VZ 2007. Ein unbe-
schränkter Kostenabzug ist nach wie vor möglich, sofern sich der 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit 
im Arbeitszimmer befindet. Den beschränkten Kostenabzug bei mehr 
als 50-%-iger Nutzung des Arbeitszimmers ließ der Gesetzgeber aber 
nicht wieder aufleben.

» 2.  Aktuelle Auffassung der Finanzverwaltung
In seinem aktuellen Schreiben vom 2.3.2011 (IV C 6 – S 2145/07/10002) 
arbeitet das BMF seine bisherigen Aussagen zur einkommensteuer-
lichen Behandlung des häuslichen Arbeitszimmers auf und passt sie 
an die neue Rechtslage an. Viele Aspekte sind aus den bisherigen 
Schreiben wortwörtlich übernommen worden.

2.1. Definition häusliches Arbeitszimmer
Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, der seiner Lage, Funktion 
und Ausstattung nach in die häusliche Sphäre eingebunden ist und 
vorwiegend der Erledigung gedanklicher, schriftlicher, verwaltungs-
technischer oder organisatorischer Arbeiten dient. Der Raum muss 
ausschließlich oder nahezu ausschließlich zu betrieblichen und/oder 
beruflichen Zwecken genutzt werden. Das BMF weist darauf hin, 
dass eine private Mitbenutzung von unter 10 % der Einordnung als 
häusliches Arbeitszimmer nicht entgegensteht.
Die Arbeiten müssen nicht zwingend büromäßiger Art sein, son-
dern können auch in künstlerischer oder schriftstellerischer Form 
ausgeführt werden. In die häusliche Sphäre ist ein Arbeitszimmer 
eingebunden, sofern es zur privaten Wohnung oder zum Wohnhaus 
des Steuerpflichtigen gehört. Auch der Keller und die Mansarde 
eines Wohnhauses kann ein häusliches Arbeitszimmer sein, wenn 
die Räumlichkeiten unmittelbar mit den privaten Wohnräumen ver-
bunden sind.
Befindet sich ein separat angemieteter Raum im Keller oder Dachge-
schoss eines Mehrfamilienhauses und gehört er nicht zur Privatwoh-
nung, kann er als sog. außerhäusliches Arbeitszimmer anzusehen 

sein. Für die steuerliche Einordnung ist jeweils das Gesamtbild der 
Verhältnisse im Einzelfall entscheidend. Räume, die ihrer Ausstattung 
und Funktion nach nicht einem Büro entsprechen (z. B. Betriebsräu-
me, Lagerräume, Ausstellungsräume), sind kein häusliches Arbeits-
zimmer, selbst wenn sie ihrer Lage nach mit dem privaten Wohnraum 
verbunden sind.

Hinweis: Eine genaue begriffliche Bestimmung des häuslichen 
Arbeitszimmers ist wichtig, weil nur ein häusliches Arbeitszimmer 
den Abzugsbeschränkungen des § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG (Abzugs-
verbot, beschränkter Kostenabzug) unterliegt. Kann der Raum als 
außerhäusliches Arbeitszimmer oder Betriebsraum qualifiziert wer-
den, dürfen die Kosten – ohne die Restriktionen des § 4 Abs. 5 Nr. 6b 
EStG – unbeschränkt abgezogen werden.

Einen Katalog mit beispielhaften Einordnungen aus der Rechtspre-
chung ist in Randziffer (Rz.) 5 des Schreibens abgedruckt.
Die Aussagen zum Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Tätigkeit übernimmt das BMF unverändert aus seinem 
bisherigen BMF-Schreiben vom 3.4.2007 (BStBl 2007 I S. 442). Ein 
Überarbeitungsbedarf bestand nicht, da der unbeschränkte Kosten-
abzug bei einem Tätigkeitsmittelpunkt im Arbeitszimmer unverän-
dert fortbesteht. Weiterhin gilt: Das Arbeitszimmer ist nur dann der 
Tätigkeitsmittelpunkt, wenn dort die prägenden und wesentlichen 
Handlungen bzw. Leistungen der Tätigkeit ausgeführt werden. Wie 
bisher stellt das BMF auf den inhaltlichen qualitativen Schwerpunkt 
der Betätigung ab. In welchem zeitlichen (quantitativen) Umfang das 
Arbeitszimmer genutzt wird, hat lediglich indizielle Bedeutung.

Praxis-Tipp: In Rz. 13 des Schreibens führt das BMF verschiedene 
Fallgestaltungen auf, in denen die Rechtsprechung einen Tätigkeits-
mittelpunkt im Arbeitszimmer akzeptiert bzw. abgelehnt hat.

2.2. Anderer Arbeitsplatz
Das BMF-Schreiben vom 2.3.2011 trifft – im Gegensatz zum Vorgän-
gerschreiben vom 3.4.2007 – wieder Aussagen zu der Frage, wann 
dem Steuerpflichtigen für die betriebliche bzw. berufliche Betätigung 
kein anderer Arbeitsplatz (z. B. im Betrieb seines Arbeitgebers) zur 
Verfügung steht. Folgende Aspekte nennt das BMF:

» Dipl.-Finanzwirt (FH) Christian Ollick, Gütersloh

Häusliches Arbeitszimmer:
BMF beleuchtet die neue Rechtslage

Mit einem 11-seitigen Schreiben äußert sich das BMF detailliert zum Abzug der Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer nach der Neuregelung durch das JStG 2010. 
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    Ein anderer Arbeitsplatz kann grundsätzlich jeder Arbeitsplatz 
sein, der zur Erledigung büromäßiger Arbeiten geeignet ist. Die 
an diesem Arbeitsplatz herrschenden Arbeitsbedingungen und 
Umstände (wie Lärmbelästigung oder Publikumsverkehr) stehen 
der Annahme eines anderen Arbeitsplatzes nicht entgegen (BFH, 
Urteil v. 7.8.2003, VI R 162/00, BStBl 2004 II S. 83). 

    Der Arbeitsplatz muss kein eigener, räumlich abgeschlossener 
Arbeitsbereich oder individuell zugeordneter Arbeitsplatz sein. 
Ein anderer Arbeitsplatz kann somit auch in einem Großraumbüro 
oder in der Schalterhalle einer Bank vorhanden sein (BFH, Urteile 
v. 7.8.2003, VI R 17/01, BStBl 2004 II S. 78 und VI R 162/00, BStBl 
2004 II S. 83). 

    Unerheblich ist, wenn der andere Arbeitsplatz nicht mit den 
Arbeitsmitteln ausgestattet ist, die der Steuerpflichtige in seinem 
häuslichen Arbeitszimmer vorfindet. Für die Einordnung sind nur 
objektive Kriterien heranzuziehen. Es kommt nicht darauf an, ob 
der Steuerpflichtige den Arbeitsplatz subjektiv als annehmbar 
empfindet. 

    Ein anderer Arbeitsplatz steht allerdings auch dann zur Verfügung, 
wenn er außerhalb der üblichen Arbeitszeiten (z. B. am Wochen-
ende oder in den Ferien) nicht zugänglich ist. 

    Die Frage, ob für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, ist für jede einzelne 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen getrennt zu beantworten. 

    Geht ein Steuerpflichtiger nur einer betrieblichen/beruflichen 
Tätigkeit nach, muss der vorhandene andere Arbeitsplatz auch tat-
sächlich für alle Aufgabenbereiche dieser Erwerbstätigkeit genutzt 
werden können. Selbst wenn ein anderer Arbeitsplatz vorhanden 
ist, ist der beschränkte Kostenabzug von 1.250 EUR weiterhin mög-
lich, wenn der Steuerpflichtige auf sein häusliches Arbeitszimmer 
angewiesen ist, weil er dort einen nicht unerheblichen Teil seiner 
betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit ausüben muss. Das BMF 
nennt beispielhafte Fallgestaltungen in Rz. 17 des Schreibens. 

    Der Steuerpflichtige muss konkret darlegen, dass ihm für seine 
Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Ein 
Indiz hierfür kann eine entsprechende Bescheinigung des Arbeit-
gebers sein.  

Nutzt der Steuerpflichtige sein Arbeitszimmer, das nicht den Tätig-
keitsmittelpunkt bildet, zur Erzielung unterschiedlicher Einkünfte, 
können Aufwendungen bis zu 1.250 EUR abgezogen werden, wenn 
dem Steuerpflichtigen für einzelne Tätigkeiten kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht.
In diesem Fall sind die Aufwendungen aber anhand des Nutzungs-
umfangs den ausgeübten Tätigkeiten zuzuordnen. 
Nutzen mehrere Personen ein Arbeitszimmer, denen jeweils nur ein 
beschränkter Kostenabzug zusteht, ist der Höchstbetrag von 1.250 
EUR nach den jeweiligen Nutzungsanteilen der Personen aufzutei-
len. Die Beispiele des BMF zu dieser Thematik verdeutlichen die 
Vorgehensweise.
Das Schreiben vom 2.3.2011 ersetzt das BMF-Schreiben vom 3.4.2007, 
dem noch die verschärfte Rechtslage nach dem StÄndG 2007 zugrun-
de lag. Zudem tritt es ab dem Veranlagungszeitraum 2007 an die 
Stelle der bisherigen Schreiben vom 7.1.2004 und vom 14.9.2004, die 
den Kostenabzug nach der bis zum 31.12.2006 bestehenden Rechts-
lage beleuchtet hatten.

2.3. Abzugsfähige Aufwendungen
Zu den Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer gehören  
unter anderem folgende Positionen:

    Miete, 
    Gebäude-AfA, 
    Schuldzinsen, 
    Wasser- und Energiekosten, 
    Reinigungskosten, 
    Grundsteuer, 
    Müllabfuhrgebühren, 
    Schornsteinfegergebühren, 
    Gebäudeversicherungen, 
    Renovierungskosten und 
    Aufwendungen für die Ausstattung des Zimmers (z. B. Tapeten, 
Teppiche, Fenstervorhänge, Gardinen und Lampen). 

Luxusgegenstände (z. B. Kunstgegenstände) sind nicht abziehbar. 
Kosten für Arbeitsmittel fallen nicht unter den Arbeitszimmerauf-
wand, sondern können unabhängig von § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG steu-
erlich geltend gemacht werden (z. B. durch Sofortabschreibung).

» 3.  Fazit
Das neue BMF-Schreiben enthält keine Überraschungen, bietet aber 
einen geordneten Überblick über die aktuell geltenden Abzugsvo-
raussetzungen des § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG samt Auslegung durch die 
Finanzverwaltung.
Die Aussagen des BMF zum Vorhandensein eines „anderen Arbeits-
platzes“ i. S. d. § 4 Abs. 5 Nr. 6b S. 2 EStG verdeutlichen, dass die 
Finanzverwaltung auch weiterhin einen vorhandenen „anderen 
Arbeitsplatz“ annehmen wird, wenn der Steuerpflichtige die Arbeit 
an diesem Arbeitsplatz für nicht zumutbar hält. Diese Fälle werden 
wohl verstärkt die Finanzgerichte beschäftigen.
Die Ausführungen des BMF zur Annahme eines außerhäuslichen 
Arbeitszimmers und eines Betriebsraums (samt der angeführten 
Fallbeispiele) zeigen dem Steuerpflichtigen zudem Gestaltungen 
auf, mit denen er die Abzugsbeschränkungen des § 4 Abs. 5 Nr. 6b 
EStG umgehen kann.

Dipl. Finw. Christian Ollick
ist freier Journalist und begleitet die aktuelle 
Rechtsprechung der Finanzgerichte und des 
Bundesfinanzhofs. Als Autor eines Lohnsteuer-
ratgebers befasst er sich schwerpunktmäßig mit 
Einkommensteuer- und Lohnsteuerthemen.
Kontakt: www.ollick-finanzpresse.de
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FACHBEITRÄGE Sozialrecht

» 1.  Rechtsgrundlagen
Rechtsgrundlage für die Entgeltausgleichsversicherung ist das Auf-
wendungsausgleichsgesetz1. Wie oben bereits erwähnt, wird hier 
zwischen zwei Ausgleichsverfahren unterschieden (U 1 und U 2). 
Das U 2-Verfahren gilt obligatorisch für alle Unternehmen.
Beim Verfahren U 1 sind die Arbeitgeber jeweils zu Beginn eines 
Kalenderjahres zur Feststellung verpflichtet, ob sie mit ihrem Betrieb 
der Entgeltausgleichsversicherung U 1 angehören oder nicht.

» 2.  Feststellung der Teilnahme
Hat der Betrieb nicht während des vorangegangenen Kalenderjahres 
bestanden, nimmt der Arbeitgeber am Ausgleichsverfahren teil, wenn 
der Betrieb in der überwiegenden Zahl der Kalendermonate, in denen 
der Betrieb bestand, nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschäftigte.
Wird der Betrieb erst im Laufe des zu beurteilenden Kalenderjahres 
errichtet, ist zu prüfen, ob nach der Art des Betriebs anzunehmen 
ist, dass die beschäftigten Arbeitnehmer während der überwiegenden 
Kalendermonate dieses Kalenderjahres die maßgebende Arbeit-
nehmerzahl nicht überschreiten werden.
Dabei steht es der Neuerrichtung eines Betriebs gleich, wenn ein 
Betrieb von einem anderen Arbeitgeber übernommen wird. Das gilt 
allerdings dann nicht, wenn der Betrieb trotz der Übernahme der 
Kapitalanteile durch den neuen Arbeitgeber in unveränderter Rechts-
form fortgeführt wird. Die voraussichtliche Zahl der Arbeitnehmer 
ist vom Arbeitgeber sorgfältig zu schätzen. 
Wichtig: Die nach dieser Schätzung getroffene Entscheidung bleibt 
auch dann maßgebend, wenn die tatsächlichen Verhältnisse später 
von der Schätzung abweichen.
Bei der Überprüfung, ob ein Arbeitgeber am Ausgleichsverfahren 
teilnimmt, ist von der Gesamtzahl der im Betrieb tatsächlich beschäf-
tigten Arbeitnehmer auszugehen. Diese Arbeitnehmer werden jedoch 
nicht angerechnet:

    Wehr- und Zivildienstleistende sind nicht mitzuzählen. Sie sind 
nicht tatsächlich „beschäftigt“. Gleiches gilt für Bezieher von Vor-
ruhestandsgeld

    Mitarbeiterinnen in Mutterschaft
    Praktikanten
    Schwerbehinderte Menschen
    Volontäre
    Vorruheständler
    Zwischenmeister

Das Gesetz sieht Sonderregelungen für Teilzeitbeschäftigte vor. Dies 
bedeutet, dass die teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer bei der Feststel-
lung der Gesamtzahl der Arbeitnehmer nicht als Vollzeitarbeitskräf-
te mit dem Faktor 1,0, sondern nur entsprechend ihrer Arbeitszeit 
berücksichtigt werden.
Teilzeitbeschäftigte werden

    mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr 
als 10 Stunden werden mit dem Faktor 0,25,

    mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr 
als 20 Stunden mit dem Faktor 0,5 und

    mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr 
als 30 Stunden mit dem Faktor 0,75

angesetzt.

Die Teilzeitbeschäftigten werden also immer berücksichtigt. Das 
gilt auch dann, wenn ihre regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
10 Stunden nicht übersteigt. Auszugehen ist stets von der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit.
Schwankt die Arbeitszeit allerdings von Woche zu Woche, ist die regel-
mäßige wöchentliche Arbeitszeit in den einzelnen Kalendermonaten 
über eine Durchschnittsberechnung zu ermitteln.
Ausgleichsberechtigter Arbeitgeber ist jemand dann, wenn er in sei-
nem Haushalt Arbeitnehmer (Hausgehilfen) beschäftigt.
Ist jemand Eigentümer mehrerer Betriebe, dann ist die Frage, ob er 
am Ausgleich teilnimmt, für alle Betriebe einheitlich zu beurteilen. 
Das geschieht in der Weise, dass die Zahl der in den verschiedenen 
Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer zusammengerechnet wird. 
Dabei sind dann auch die im Haushalt beschäftigten Arbeitnehmer 
zu berücksichtigen.

» 3.  Erstattungsansprüche beim U 1-Verfahren
Während Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmerinnen im Fall von 
Schwanger- und Mutterschaft 100 % der berücksichtigungsfähigen 
Aufwendungen erstattet bekommen, sind es bei Arbeitsunfähigkeit 
und Rehabilitation kraft Gesetzes weniger. 
Erstattet werden Teile bestimmter Aufwendungen, die Arbeitgeber 
aufzubringen haben. Das Gesetz sieht eine Erstattung von 80 % 
des Arbeitsentgelts und der darauf entfallenden Arbeitgeberanteile 
vor. Die Satzung der Ausgleichsstelle kann die Höhe der Erstattung 
beschränken, beispielsweise auf 60 %.

» Horst Marburger, Geislingen

Teilnahme am Entgeltausgleichsverfahren 

Durch die Entgeltfortzahlungsversicherung (U 1) sollen in erster Linie die Aufwendungen kleinerer Betriebe 
in Zusammenhang mit der Entgeltfortzahlung an Arbeitnehmer wegen Krankheit ausgeglichen werden. 
Das sog. U 2-Verfahren beinhaltet die Aufwendungen der Arbeitgeber anlässlich Schwanger- und Mutter-
schaft ihrer Arbeitnehmerinnen. Diesem Verfahren gehören alle Betriebe an.
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Wichtig: Die Krankenkassen dürfen die Erstattungen nicht vollstän-
dig ausschließen. Die Satzung der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als zuständiger Entgeltausgleichskasse für 

Beiträge des Arbeitgebers für betriebliche Versorgungseinrichtungen, 
gehören. Ferner sind gepfändete, verpfändete, abgetretene oder auf 
Dritte übertragende Entgeltbestandteile erstattungsfähig.
Bei der Erstattung von Sachbezügen sind die amtlich festgesetzten 
Werte maßgebend. Die Höhe des zu erstattenden Arbeitsentgelts wird 
nicht durch eine Bemessungsgrenze eingeschränkt. Allerdings kann 
die Satzung der Krankenkasse für die Entgeltausgleichsansprüche 
eine Beschränkung vorsehen.
Im Übrigen können Satzungen eine pauschale Erstattung des vom 
Arbeitgeber zu tragenden  Teils des Gesamtsozialversicherungsbei-
trags für das während der Zeit eines Beschäftigungsverbots fortge-
zahlte Arbeitsentgelt vorsehen.
Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See sieht für 
geringfügig oder kurzfristig Beschäftigte in ihrer Satzung keine 
Beschränkungen bzw. Pauschalierungen vor.

» 4.  Ausgleichsverfahren der Arbeitgeberauf-
wendungen für Mutterschaftsleistungen 
(U 2-Verfahren)

4.1. Grundsätze
Im sogenannten U 2-Verfahren geht es, wie unter 1. bereits erwähnt, um 
den Ausgleich der Aufwendungen der Arbeitgeber im Zusammenhang 
mit der Schwanger- und Mutterschaft ihrer Arbeitnehmerinnen. Es 
werden hier keine Anforderungen an die Betriebsgröße gestellt. Auch 
gelten die Ausnahmeregelungen des § 11 Abs. 1 AAG hier nicht.

4.2. Erstattungen 
Das AAG bestimmt in seinem § 1 Abs. 2, dass den Arbeitgebern 

    der nach § 14 Abs. 1 Mutterschutzgesetz (MuSchG) gezahlte 
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld,

    das nach § 11 MuSchG bei Beschäftigungsverboten gezahlte 
Arbeitsentgelt,

    die auf die Arbeitsentgelte nach dem letzten Spiegelstrich entfal-
lenden  von den Arbeitgebern zu tragenden Beiträge zur Bundes-
agentur für Arbeit und die Arbeitgeberanteile an Beiträgen zur 
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung und zur sozialen 
Pflegeversicherung sowie die Beitragszuschüsse aufgrund des 
Sozialgesetzbuchs – Fünftes Buch (SGB V) – und des Sozialge-
setzbuchs – Elftes Buch (SGB XI) Pflegeversicherung – von den 
Krankenkassen erstattet werden. Die landwirtschaftlichen Kran-
kenkassen sind von der Erstattungspflicht ausgenommen. Zur 
Erstattung ist jeweils die Krankenkasse verpflichtet.

    bei der der Arbeitnehmer versichert ist,
    sofern eine Mitgliedschaft bei einer gesetzlichen Krankenkasse 
nicht besteht, die zuständige Einzugsstelle für die Beiträge zur 
Rentenversicherung und zur Bundesagentur für Arbeit,

    sofern sich eine Zuständigkeit nach Vorstehendem nicht ergibt, 
die Krankenkasse, die der Arbeitgeber gewählt hat.

Hier ist allerdings eine wesentliche Ausnahme für geringfügig 
Beschäftigte zu beachten. Für diesen Personenkreis ist die zur Erstat-
tung verpflichtete Krankenkasse immer die Deutsche Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen 
Krankenversicherung.
Die Ausführungen zur Zuständigkeit für die Durchführung der Ent-
geltausgleichsversicherung gelten auch für das Verfahren U 1.
Einer speziellen Feststellung der erstattungsberichtigten Arbeitgeber 
bedarf es im Ausgleichsverfahren U 2 nicht. Unabhängig von der 
Beschäftigungszahl nehmen – wie erwähnt – alle Arbeitgeber am 
Ausgleichsverfahren teil. Der Erstattungsanspruch wird demnach für 

Beispiel 1: Berechnung der wöchentlichen 
Arbeitszeit bei Schwankungen 
Unternehmer H ermittelt seinen Gewinn mittels einer Bilanz vom 
1.1.2010 bis 31.12.2010. Da die elektronische Übermittlung der 
Bilanzdaten erstmals für Wirtschaftsjahre gilt, die nach dem 
31.12.2010 beginnen, ist das für H das Wirtschaftsjahr 2011.

Beschäftigte Wöchentliche 
Arbeitszeit pro 
Beschäftigtem

Anrechenbare 
Arbeitnehmer

2 Meister 40 Stunden 2

4 Büroangestellte 40 Stunden 4

12 Gesellen 40 Stunden 12

5 Auszubildende 40 Stunden -

2 schwerbehinderte 
Arbeitnehmer

40 Stunden -

1 Teilzeitbeschäftigter 32 Stunden 1

1 Teilzeitbeschäftigter 24 Stunden 0,75

3 Teilzeitbeschäftigte 18 Stunden 1,5

1 Teilzeitbeschäftigter 8 Stunden 0,25

31 Beschäftigte
Gesamt

21,50

geringfügig Beschäftigte sieht vor, dass 80 % des fortgezahlten Brut-
toarbeitsentgelts ersetzt werden. Dabei werden für die Ermittlung 
des Erstattungsbetrags nur die Aufwendungen  berücksichtigt, die 
die Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen allgemeinen Ren-
tenversicherung nicht überschreiten.
Allgemein sind erstattungsfähig

    das an Arbeiter und Angestellte nach dem Entgeltfortzahlungsge-
setz (EFZG) im Krankheitsfall fortgezahlte Arbeitsentgelt,

    die an Auszubildende wegen Krankheit fortgezahlte Ausbildungs-
vergütung,

    die auf die Arbeitsentgelte und Vergütungen nach den vorstehen-
den Ausführungen  entfallenden und von den Arbeitgebern zu tra-
genden Beiträge zur Arbeitslosen- und gesetzlichen Kranken- und 
Rentenversicherung. Beiträge zur Pflege- und Unfallversicherung 
bleiben außer Betracht.

Sonderzuwendungen sind bei der Erstattung nicht zu berücksichti-
gen. Im Erstattungsantrag ist vom Bruttoarbeitsentgelt auszugehen. 
Das bedeutet, dass zu den erstattungsfähigen Aufwendungen auch 
die gesetzlichen Lohnabzüge, also Lohn- und Kirchensteuer, Arbeit-
nehmerbeitragsanteile zur Kranken-, Renten-, Pflege- und Arbeits-
losenversicherung, aber auch vermögenswirksame Leistungen  und 
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den Arbeitgeber mit dem Zeitpunkt begründet, mit dem erstmals ein 
Beschäftigungsverhältnis bei ihm beginnt.

4.3. Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
§ 1 Nr. 1 AAG sieht eine Erstattung des vom Arbeitgeber gezahlten 
Zuschusses zum Mutterschaftsgeld vor. Erstattet werden kann nur 
der Zuschuss des Arbeitgebers aufgrund des § 14 Abs. 1 MuSchG für 
die Zeit der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1 MuSchG. 
Es geht hier um das von den Krankenkassen für bei ihnen versicher-
ten Frauen gezahlte Mutterschaftsgeld. Es beträgt höchstens 13 EUR 
für den Kalendertag. Das gilt selbst dann, wenn es aus dem Entgelt 
mehrerer Arbeitsverhältnisse zu berechnen ist.
Wird infolge der Kürzung auf kalendertäglich 13 EUR nicht das volle 
Nettogehalt zur Auszahlung gebracht, so hat die betreffende Frau 
nach § 14 MuSchG Anspruch gegen ihren Arbeitgeber auf Zahlung 
eines Zuschusses. Sie erhält den Zuschuss während ihres bestehen-
den Arbeitsverhältnisses für die Zeit der Schutzfristen vor und nach 
der Entbindung. Dieser Zuschuss wird in Höhe des Unterschiedsbe-
trags zwischen dem Mutterschaftsgeld und den um die gesetzlichen 
Abzüge verminderten durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeits-
entgelts gewährt.
Nicht nur vorübergehende Erhöhungen des Arbeitsentgelts, die wäh-
rend der Schutzfristen vor und nach der Entbindung wirksam werden, 
sind ab diesem Zeitpunkt in die Berechnung einzubeziehen.
Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld ist verfassungsgemäß2. Der 
Zuschuss entfällt allerdings gem. § 14 Abs. 4 MuSchG in der Zeit, 
in der Frauen Elternzeit in Anspruch nehmen oder in Anspruch 
genommen hätten, wenn deren Arbeitsverhältnis nicht während 
ihrer Schwangerschaft oder während der Schutzfrist nach der Ent-
bindung vom Arbeitgeber zulässig aufgelöst worden wäre. Das gilt 
allerdings nicht, soweit die betreffende Frau eine zulässige Teilzeit-
arbeit leistet3.
Bei der Berechnung des Zuschusses, die in gleicher Weise wie die 
Berechnung des Mutterschaftsgelds erfolgt, sind Verdienstkürzungen  
bei der Zuschussberechnung zu berücksichtigen, wenn sie während 
oder nach Ablauf des Berechnungszeitraums eintreten und nicht auf 
einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbot beruhen.
In seinem Urteil vom 15.8.19844 hat das BAG ausdrücklich hervor-
gehoben, dass vermögenswirksame Leistungen im Sinne des § 12 
Abs. 8 des 4. Vermögensbildungsgesetzes arbeitsrechtlich Bestandteil 
des Lohns oder Gehalts sind. Sie sind deshalb in die Berechnung 
des Zuschusses des Arbeitgebers einzubeziehen. Dies entspricht im 
Übrigen der Regelung über die Berechnung des Mutterschaftsgelds. 
Mit der Reduzierung der Arbeitszeit durch eine wirksame arbeitsver-
tragliche Absprache von einem innerhalb der Schutzfristen nach dem 
MuSchG liegenden Zeitpunkt an Arbeitnehmer beschäftigte sich das 
BAG am 11.6.19865. Wird in einem solchen Fall das Arbeitsentgelt 

reduziert, so ist dies nach Ansicht des BAG bei der Berechnung des 
vom Arbeitgeber zu zahlenden Zuschusses zum Mutterschaftsgeld 
zu berücksichtigen.
Beiträge zu öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungs-
einrichtungen im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung sind 
als gesetzliche Abzüge nach § 14 Abs. 1 Satz 1 MuSchG zu werten6. 
Das gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber den Versorgungsbeitrag 
nicht vom Arbeitsentgelt einbehält, sondern die Frau diesen Beitrag 
aufgrund gesetzlicher Bestimmung selbst an die Versorgungsanstalt 
abzuführen hat. Bei der Berechnung des Zuschusses sind nach aus-
drücklicher Vorschrift des § 14 Abs. 1 Satz 3 MuSchG nicht nur 
vorübergehende Erhöhungen des Arbeitsentgelts, die während der 
Schutzfristen wirksam werden, ab diesem Zeitpunkt in die Berech-
nung einzubeziehen7.

4.4. Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverboten
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 AAG schreibt die Erstattung des vom Arbeitgeber nach 
§ 11 MuSchG gezahlten Arbeitsentgelts bei Beschäftigungsverboten 
vor. Hierbei handelt es sich um das Arbeitsentgelt, das der Arbeitgeber 
den Arbeitnehmerinnen fortzahlt, die wegen eines Beschäftigungs-
verbots oder wegen eines Mehr-, Nacht- oder Sonntagsarbeitsverbots 
teilweise oder völlig mit der Arbeit aussetzen.
So dürfen werdende Mütter nicht beschäftigt werden, soweit nach 
ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind bei 
Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist.
§ 4 MuSchG enthält weitere Beschäftigungsverbote, wie etwa das 
des Tragens schwerer Lasten oder das Schälen von Holz. Außerdem 
sind Akkord- und Fließarbeiten mit vorgeschriebenem Arbeitstempo 
verboten. Ausnahmen können durch die zuständige Aufsichtsbehörde 
(Landesrecht maßgebend, z. B. Gewerbeaufsichtsamt) zugelassen 
werden.
Frauen, die in den ersten Monaten nach der Entbindung nach ärzt-
lichem Zeugnis nicht voll leistungsfähig sind, dürfen in dieser Zeit 
nicht zu einer ihrer Leistungsfähigkeit übersteigenden Arbeit heran-
gezogen werden. Besondere Beschäftigungsverbote gelten für stil-
lende Mütter: Erstattungsfähig ist auch das Arbeitsentgelt, das Arbeit-
nehmerinnen erhalten, die wegen eines Beschäftigungsverbots die 
Beschäftigung oder die Entlohnungsart wechseln und dadurch einen 
geringeren Verdienst erzielen. Sonderzuwendungen, die während 
eines Beschäftigungsverbots zur Auszahlung kommen, können nicht 
erstattet werden. Erstattungsfähig ist im Übrigen das vom Arbeitgeber 
fortgezahlte Bruttoarbeitsentgelt. Deshalb werden auch die Entgeltbe-
standteile ersetzt, die der Arbeitgeber für seine Arbeitnehmerinnen 
an Dritte gezahlt hat, beispielsweise vermögenswirksame Leistungen 
oder Beiträge für betriebliche Versorgungseinrichtungen.

4.5. Arbeitgeberbeitragsanteile
Zu den erstattungsfähigen Aufwendungen gehören auch die auf die 
an Arbeitnehmerinnen bei Beschäftigungsverboten fortgezahlten 
Arbeitsentgelt entfallenden und von den Arbeitgebern zu tragenden 
Beitragsanteile zur Sozialversicherung. Das gilt auch für die Beiträge 
zu einer berufsständischen Versorgungseinrichtung sowie für die vom 
Arbeitgeber gezahlten Beitragszuschüsse zur Kranken- und Pflege-
versicherung. Hat der Arbeitgeber die Beiträge für Auszubildende 
in voller Höhe zu tragen (sogenannte Geringverdiener, Höchstar-
beitsentgelt: 325 EUR im Monat), dann ist der Gesamtbetrag in die 
Erstattung einzubeziehen. Nicht erstattungsfähig sind dagegen die 
vom Arbeitgeber alleine aufzubringende Umlagebeträge nach § 7 
AAG (vgl. dazu die Ausführungen unter 5).
Hat das Beschäftigungsverbot nur für einzelne Tage des Entgeltab-

Horst Marburger
Oberverwaltungsrat a. D., war bis zu seiner 
Pensionierung Leiter der Schadensersatzabtei-
lung der AOK Baden-Württemberg. Er ist Verfas-
ser von Fachaufsätzen und Fachbüchern.
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1)  Gesetz über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung 
(Aufwendungsausgleichsgesetz – AAG) vom 22.12.2005 (BGBl. 1 S. 3686).

2)  Urteil des Bundesarbeitsgerichts – BAG – vom 1.11.1995 (5 AZR 273/94, Wege zur 
Sozialversicherung – WzS – 1997, S. 62) sowie Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts – BVerfG – vom 18.11.2003 (1 BvR 302/96, WzS 2005, S. 183).

3)  BSG, 29.1.2003 (5 AZR 701/01 – Die Leistungen 2004 – Beilage – S. 246).
4)  BSG, 5 AZR 47/83 (WzS 1985, S. 311).
5)  BSG, 5 AZR 365/85 (WzS 1987, S. 47).
6)  BAG, 1.6.1988 (5 AZR 464/87, WzS 1988, S. 342).
7)  BAG, 31.7.1996 (5 AZR 9/95, Die Leistungen 1998 – Beilage – S. 198).

rechnungszeitraums bestanden, sind die erstattungsfähigen Arbeit-
geberanteile nach den Grundsätzen für die Beitragsberechnung bei 
Teilentgeltzahlungszeiträumen zu ermitteln. Insbesondere sind dabei 
die Beitragsbemessungsgrenzen zu beachten.
Wird während des Beschäftigungsverbots eine Sonderzuwendung 
gewährt, so sind die darauf entfallenden Arbeitgeberanteile nicht 
erstattungsfähig. Die für die Erstattung zu berücksichtigenden Arbeit-
geberbeitragsanteile sind vielmehr aus dem ohne die Sonderzuwen-
dung verbleibenden Arbeitsentgelt zu berechnen.

4.6. Höhe der Erstattung und Fälligkeit
Die erstattungsfähigen Aufwendungen werden dem Arbeitgeber von 
der zuständigen Stelle (Krankenkassen oder Deutsche Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See) oder hiervon beauftragten Stelle in 
vollem Umfang erstattet. Im Gegensatz dazu werden Erstattungen 
aus U 1 nur in Höhe eines Prozentsatzes von 80 oder (bei entspre-
chender Satzungsbestimmung) eines niedrigeren Prozentsatzes vor-
genommen.
Die Erstattung ist zu gewähren, sobald der Arbeitgeber die entspre-
chenden Aufwendungen gezahlt hat. Frühestens ist dies nach Eingang 
des Erstattungsantrags möglich. Eine Verrechnung mit den abzufüh-
renden Gesamtsozialversicherungsbeiträgen ist möglich. Auf dem 
monatlichen Beitragsnachweis ist dann ein entsprechender Abzug 
vorzunehmen.
Der Erstattungsanspruch wird mit jeder Zahlung (z. B. von Arbeit-
geberzuschüssen zum Mutterschaftsgeld) fällig. Erstattet werden 
kann jedoch nur der Teil des Arbeitsentgelts, der für zurückliegende 
Zeiträume gezahlt wurde.
Die Satzung kann die Zahlung von Vorschüssen an den Arbeitgeber 
vorsehen. Die Zahlung von Vorschüssen kann allerdings an Voraus-
setzungen geknüpft werden (z. B. überdurchschnittliche Belastung 
des Betriebs durch Mutterschaftsfälle und dadurch bedingte Zah-
lungsschwierigkeiten des Arbeitgebers).
Der Vorschuss wird auf den endgültigen Erstattungsanspruch ange-
rechnet. Bei einer Überzahlung besteht neben der Rückforderung die 
Möglichkeit der Aufrechnung.
Seit 1.1.2011 müssen die Arbeitgeber die Anträge auf Erstattung mit-
tels Datenfernübertragung stellen.
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die für die Durchführung des Aus-
gleichs erforderlichen Angaben zu machen. Kommt der Arbeitgeber 
dieser Pflicht nicht nach, kann ggf. die Erstattung im Einzelfall ver-
sagt werden. Dabei hat die die Erstattung zu gewährende Stelle ihr 
pflichtgemäßes Ermessen anzuwenden.
Macht der Arbeitgeber die Angaben nachträglich, ist die Erstattung 
durchzuführen, sofern der Anspruch nicht verjährt ist. Der Erstat-
tungsanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem er entstanden ist.

» 5.  Aufbringung der Mittel
5.1. Grundsätze
Die Mittel zur Durchführung des Ausgleichs der Arbeitgeberauf-
wendungen werden durch gesonderte Umlagen, also sowohl für U 1 
als auch für U 2, von dem am Ausgleich beteiligten Arbeitgeber auf-
gebracht. Die jeweiligen Umlagen haben die erforderlichen Verwal-
tungskosten angemessen zu berücksichtigen.
Die Umlagen sind jeweils in einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts 
(Umlagesätze) festzusetzen. Die Höhe der Umlagesätze wird in der 
Satzung der Ausgleichskasse festgelegt. Die Umlagesätze der einzel-
nen Ausgleichsstellen sind natürlich verschieden. 
Die für geringfügige Beschäftigte zuständige Deutsche Rentenversi-

cherung Knappschaft-Bahn-See hat zurzeit für U 1 einen Umlagesatz 
von 0,60 % und für U 2 einen Umlagesatz von 0,14 %.
Bemessungsgrundlage für die Umlage ist das Arbeitsentgelt, nach 
dem die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung der im Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer, Arbeitnehmerinnen und Auszubilden-
den bemessen werden oder bei Versicherungspflicht zu bemessen 
wären. Dies bedeutet, dass die Beitragsbemessungsgrenze der all-
gemeinen Rentenversicherung anzuwenden ist. Diese beläuft sich 
2011 in den alten Bundesländern auf 5.500 EUR im Monat bzw. im 
Beitrittsgebiet auf 4.800 EUR monatlich. 

5.2. Berechnung und Nachweis der Umlage
Die Umlage ist vom tatsächlich erzielten laufenden Arbeitsentgelt 
einschließlich der geleisteten Entgeltfortzahlung zu berechnen. Die 
Umlagebeträge sind im monatlichen Beitragsnachweis anzugeben. 
Die Ausgleichskassen haben diese Mittel als Sondervermögen – also 
von den Mitteln der Krankenversicherung getrennt – zu verwalten.

» 6.  Ausnahmen vom Ausgleichsverfahren
§ 11 AAG nimmt aus dem öffentlichen Bereich zahlreiche Stellen aus 
dem U 1-Verfahren heraus.
Zunächst wird in § 11 Abs. 1 AAG bestimmt, dass die Ausgleichsver-
sicherung U 1 nicht auf den Bund, die Länder sowie die Gemeinden 
und Gemeindeverbände anzuwenden ist. Das gilt auch für sonstige 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sowie die Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmungen, die 
hinsichtlich der für die Beschäftigten des Bundes, der Länder oder 
der Gemeinden geltenden Tarifverträge tarifgebunden sind. Es gelten 
ferner die Verbände von Gemeinden, Gemeindeverbände und komu-
nalen Unternehmen einschließlich deren Spitzenverbände.
Ferner sind Hausgewerbetreibende und die Spitzenverbände der frei-
en Wohlfahrtspflege vom U 1-Verfahren ausgeschlossen. Ausgeschlos-
sen vom gesamten Ausgleichsverfahren sind beispielsweise mitarbei-
tende Familienangehörige landwirtschaftlicher Unternehmer.
§ 12 AAG beschäftigt sich mit der Möglichkeit eines freiwilligen Aus-
gleichsverfahrens. Danach können für Betriebe eines Wirtschafts-
zweigs Arbeitgeber Einrichtungen zum Ausgleich der Arbeitgeber-
aufwendungen errichten. An einem solchen Verfahren können auch 
Arbeitgeber teilnehmen, die die Voraussetzungen  für die Teilnahme 
am gesetzlichen Ausgleichsverfahren U 1 nicht erfüllen.
Die Errichtung und die Regelung des Ausgleichsverfahrens bedürfen 
der Genehmigung des Bundesgesundheitsministeriums.
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» 1.  Mittelstandsgerechte Corporate
Compliance-Struktur gefragt

Für mittelständische Unternehmen bedarf es einer sachgerechten 
und angepassten Corporate Compliance-Struktur, die sich an den 
Besonderheiten des Mittelstands ausrichten. Obgleich mittelstän-
dische Unternehmen überwiegend die Sinnhaftigkeit von Corporate 
Compliance-Strukturen im Unternehmen erkannt haben, gibt es 
jedoch Vorbehalte, solche Kontroll- und Informationsstrukturen im 
Unternehmen einzuführen. 
Beispielsweise werden die nicht unerheblichen Kosten für die Einfüh-
rung von Corporate Compliance-Systemen im Unternehmen gescheut, 
da nicht stets einsehbar ist, ob dem Kostenaufwand ein entsprechender 
unternehmerischer Mehrwert gegenübersteht. Zudem herrscht häufig 
die Sichtweise bei Unternehmerfamilien vor, aufgrund deren Einfluss-
nahme und Kenntnis des Familienunternehmens könne die Familie 
stets den Überblick über alle Belange des Unternehmens wahren. Auf-
grund aktueller Studien zur Thematik „Compliance im Mittelstand“ 
ist zunächst festzustellen, dass die große Bedeutung von Corporate 
Compliance in der Unternehmensstruktur durchaus erkannt wird. 
So halten nach einer Studie von INTES (www.intes-online.de) 66 % 
der befragten Unternehmen Corporate Compliance für relevant, 17 % 
sogar für sehr relevant, 14 % halten es für eher irrelevant und ledig-
lich 3 % für weitgehend irrelevant. Zudem rechnen zwei Drittel der 
befragten Unternehmen in den nächsten Jahren mit einer Zunahme 
der Kriminalität im eigenen Betrieb. Nach einer KPMG-Studie wurden 
37 % der mittelständischen Unternehmen in Deutschland in den letz-
ten drei Jahren Opfer von strafbaren Handlungen wie Bilanzfälschung, 
Datendiebstahl, Untreue oder Korruption. 

» 2.  Status der Umsetzung von Compliance
Trotz des gewachsenen Bewusstseins für Corporate Compliance im 
Mittelstand sehen sich viele kleinere Unternehmen irrtümlicherweise 
weniger gefährdet als Großkonzerne. Sie vernachlässigen aufgrund 
des Vertrauensverhältnisses zu ihren Mitarbeitern oft interne Kont-
rollsysteme. Dabei sind gerade in letzter Zeit vor allem kleinere Unter-
nehmen vermehrt ins Visier der Staatsanwaltschaften geraten. Als 
Grund hierfür ist etwa die Tatsache zu nennen, dass an einigen Orten 
in den letzten Jahren verstärkt Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
für Wirtschaftsstrafsachen gegründet wurden. Zudem hat es in der 

jüngeren Vergangenheit auch Gesetzesverschärfungen im Bereich 
der Wirtschaftskriminalität gegeben. Eine weitere Problematik liegt 
darin, dass viele mittelständische Unternehmen zwar die Mängel bei 
der Umsetzung von Corporate Compliance erkannt haben, jedoch 
lediglich 54 % auch entsprechende Corporate Compliance-Regelungen 
geschaffen haben. Insoweit besteht eine starke Diskrepanz im Denken 
und Handeln. Nur die Hälfte der befragten Unternehmen hat in den 
letzten drei Jahren verstärkt Maßnahmen zur Verhinderung des Ver-
lusts von sensiblen Informationen ergriffen, obgleich mehrheitlich mit 
einer Zunahme der Kriminalität im Unternehmen gerechnet wird. 
Aber selbst wenn Corporate Compliance thematisiert wird, wird die 
Implementierung von Corporate Compliance häufig nicht strukturell 
angegangen. Es bestehen unklare Zuordnungen von Pflichten und 
Verantwortlichkeiten. Die Handhabung von Verantwortlichkeiten 
erfolgt oftmals durch eine informelle Umsetzung. Schließlich kom-
muniziert ein Drittel der Unternehmen die Corporate Compliance-
Regelungen nur mündlich. Dies ist angesichts der Komplexität des 
Themas aber kaum in seriöser und effizienter Form möglich. Ein 
weiteres Problem ist darin zu sehen, dass die fehlende Verbindlichkeit 
von Regeln wiederum die Akzeptanz der Regelungen sinken lässt. 
Insgesamt ist der Mittelstand in einer Zwickmühle: Flexibilität ist ein 
wesentlicher Erfolgsfaktor. Daher werden starre Kontrollen gescheut. 
Es wird auf gegenseitiges Vertrauen gesetzt mit einer oftmals infor-
mellen Regelung von Problemen und Verantwortungsbereichen. Diese 
insgesamt eher „einfache“ Handhabung bei der Corporate Compli-
ance hat in vielen Fällen sicherlich auch mit der Scheu vor den mit 
Kontrollmechanismen verbundenen Kosten zu tun. Unternehmen, 
die beim Thema Corporate Compliance keine ausreichenden Maß-
nahmen unternehmen, könnten „am falschen Ende“ sparen, denn für 
mittelständische Unternehmen gilt mehr noch als für große Konzerne, 
dass gerade auch angesichts der hohen Strafen, beispielsweise hohe 
Kartellbußen, Geld- und Freiheitsstrafen, eine mangelhafte Corporate 
Compliance zum Existenzrisiko werden kann. Schließlich können sich 
insbesondere im Ausland tätige Unternehmen zunehmend nicht mehr 
der Einführung von Corporate Compliance-Maßnahmen verwehren. 
Zunehmend liegen in diversen Ländern gesetzliche Bestrebungen 
vor, Corporate Compliance-Maßnahmen als für das Unternehmen 

» RA/FAStR/FA f. Handels. u. GesR Dr. José A. Campos Nave, EMBA
   (Accounting & Controlling), Eschborn

Corporate Compliance versus Mittelstand

In der Wirtschaftspresse nimmt die Analyse und die Berichterstattung über mittelständische Unternehmen 
einen breiten Raum ein. Zugleich wird auch vermehrt über Corporate Compliance im Zusammenhang mit 
dem Mittelstand berichtet. „Corporate Compliance“ umfasst hierbei alle Maßnahmen, die das regelkon-
forme Verhalten eines Unternehmens, seiner Organisationsmitglieder und seiner Mitarbeiter im Hinblick 
auf alle gesetzlichen und unternehmenseigenen Gebote und Verbote garantieren sollen. 
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verbindlich anzusehen. Sofern Schäden entstehen und festgestellt 
wird, dass keine Corporate Compliance-Maßnahmen oder interne 
Kontrollsysteme eingeführt wurden, löst dies eine zivil- und straf-
rechtliche Haftung für die betroffenen Unternehmen bzw. für deren 
Unternehmensorgane aus. In Großbritannien wurde kürzlich durch 
den UK-Bribery-Act eine solche faktische Verpflichtung zur Einfüh-
rung von Corporate Compliance-Maßnahmen mit den entsprechenden 
strafbewährten Konsequenzen eingeführt. Dies betrifft auch deutsche 
Unternehmen unmittelbar, wenn diese Unternehmen in Großbritanien 
geschäftlich über eine Tochtergesellschaft oder Niederlassung tätig 
werden. Im Schadensfall drohen hohe straf- und zivilrechtliche Sank-
tionen. Obgleich in Deutschland für die im mittelständischen Bereich 
sehr verbreitete GmbH solche Erfordernisse direkt nicht bestehen, 
lassen sich Verpflichtungen zur Implementierung von Kontrollme-
chanismen auch aus der bestehenden Gesetzeslage, insbesondere 
aus § 130 OWiG ableiten. Das dortige Gebot für den Kaufmann zum 
ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb gilt rechtsformunabhängig und 
kann als Generalnorm zum pflichtgerechten und ordnungsgemäßen 
Handeln beim Aufbau einer entsprechenden Unternehmensstruktur 
verstanden werden. Es besteht daher die dringende Notwendigkeit 
zum Handeln.

» 3.  Vorteile für den Mittelständler
In der geschäftlichen Praxis zeigt sich bereits jetzt, dass bei der Auf-
tragsvergabe die potenziellen Lieferanten oder Vertragspartner ver-
pflichtet werden zu bestätigen, dass Corporate Compliance-Maßnah-
men im Unternehmen bestehen. Insbesondere von Unternehmen mit 
US-amerikanischem Bezug werden solche Compliance-Erklärungen 
von den Kunden, Lieferanten und Vertragspartnern angefordert. 
Damit stellt das jeweilige Unternehmen sicher, in seinem Umfeld auf 
die Einhaltung von Compliance-Maßnahmen zu achten. Unternehmen, 
die bei Anfrage keine solchen Compliance-Regularien vorweisen kön-
nen, werden im Wettbewerb sicherlich unterliegen. Es kommt daher 
darauf an, sich gegenüber einem Konkurrenten positiv abzugrenzen 
und durch eine vorhandene Corporate Compliance im Unternehmen 
das Vertrauen von Kunden und Lieferanten sowie der Banken in die 
Integrität des eigenen Unternehmens zu steigern. Zudem bietet es 
sich im Rahmen der Einführung von Corporate Compliance ebenfalls 
an, sämtliche relevanten Prozesse des Unternehmens zu durchleuch-
ten und erneut zu bewerten. Compliance sollte als Teil eines Quali-
tätsmanagementsystems im Unternehmen verstanden werden. Die 
daraus resultierenden Effizienzsteigerungen führen so mittelfristig 
auch zu Ertragssteigerungen. 

» 4.  Einführung von Compliance-Maßnahmen
Der mittelständische Unternehmer wird sicherlich nicht ein voll 
umfängliches Corporate Compliance-Programm in seinem Unter-
nehmen implementieren, wie dies durch Groß- und Industrieun-
ternehmen erfolgt. Dies scheitert bereits aufgrund der erheblichen 
Kosten für die Einführung solcher Programme. Vielmehr werden in 
mittelständischen Unternehmen einzelne Teilbereiche, die haftungs-
anfällig sind, entsprechenden Compliance-Prüfungen unterzogen. 
Insbesondere sind die Bereiche Einkauf, Vertrieb und der Schutz 
von gewerblichen Schutzrechten im Unternehmen über alle Bran-
chen hinweg von „compliancerelevanter“ Bedeutung. Das Corporate 
Compliance-Programm für den mittelständischen Unternehmer wird 
daher im abgestuften Umfang relevant sein. Sofern ein Corporate 
Compliance-Officer nicht eingeführt wird, sollte zumindest ein Cor-
porate Compliance-Beauftragter im Unternehmen bestimmt werden. 
Die Aufgabenbereiche des Corporate Compliance-Beauftragten sind 

sodann unternehmensspezifisch zu definieren, um eine übermäßige 
Haftungsausweitung für den entsprechenden Compliance-Beauftrag-
ten in Anbetracht der neueren BGH-Rechtsprechung zur strafrecht-
lichen Haftung des Compliance-Officer zu vermeiden. 

» 5.  Haftung des Compliance-Officer
Für die sachgerechte Implementierung eines Corporate Compliance-
Systems im Unternehmen muss zugleich eine Person die Verant-
wortung hierfür übernehmen – der Compliance-Officer. In seiner 
maßgeblichen Entscheidung (BGH, 5 StR 394/08, BB 2009, 2263) hat 
der Bundesgerichtshof die strafrechtliche Verantwortung eines Com-
pliance-Officers bereits durch die Übernahme des Amtes begründet. 
Verletzt ein Compliance-Officer seine Pflichten, Schäden durch das 
Unternehmen gegenüber Dritten zu vermeiden, folgen hieraus nicht 
nur zivilrechtliche Haftungsansprüche. Vielmehr wird durch diese 
Überwachungspflicht auch eine strafrechtliche Garantenstellung des 
Compliance-Officer begründet, die eine strafrechtliche Verantwortung 
nach sich ziehen kann. Durch die neuere BGH-Rechtsprechung wäre 
es leichtfertig, lediglich die Funktion eines „Feigenblatt“-Compliance-
Officers zu übernehmen, ohne jedoch die tatsächlichen Möglichkeiten 
zu haben, über schädigende Maßnahmen aus dem Unternehmen 
heraus Kenntnis zu erlangen und diese auch abstellen zu können. 
Nachlässigkeiten des Compliance-Officers in diesem Zusammenhang 
werden nunmehr auch durch die persönliche Strafbarkeit sanktioniert. 
Die Funktion und der Berufstitel „Compliance-Officer“ begründen eine 
weitgehende strafrechtliche Verantwortlichkeit. Aus der Übernahme 
der Überwachungspflichten folgt in der Kehrseite die eigene persön-
liche, strafrechtliche Verantwortung. Ohne einen Compliance-Officer 
oder zumindest einen Compliance-Beauftragten ist die Umsetzung 
von Compliance im Unternehmen nicht sachgerecht denkbar.

» 6.  Ausblick
Für die Zukunft ist jedenfalls davon auszugehen, dass sowohl der 
gesetzgeberische als auch der faktische Druck auf mittelständische 
Unternehmen zur Einführung von sachgerechten Kontrollmechanis-
men steigen wird. Nicht das „Ob“, sondern das „Wie“ wird die Frage 
für den Mittelständler im Hinblick auf Corporate Compliance in sei-
nem Unternehmen sein. Schließlich kann sich gerade der deutsche 
Mittelstand, der stark international und exportorientiert ist, nicht 
erlauben, sich internationalen Rechtsentwicklungen zu entziehen. 
Praktisch ist dies mittelfristig auch nicht denkbar, denn immer mehr 
Rechtsordnungen bedeutender Wirtschaftsnationen sehen Corporate 
Compliance als zwingenden Bestandteil einer guten Unternehmens-
führung an. Dies gilt auch bei Auftragsvergaben. Spätestens an dieser 
Stelle wird der Mittelständler, der sich um solche Aufträge bemüht, 
von Compliance wieder „eingeholt“.

RA/FAStR/FAfGes- und HandelsR 
Dr. José A. Campos Nave, EMBA
ist Partner und Niederlassungsleiter der Sozi-
etät Rödl & Partner. Er ist dort Mitglied des 
Führungskreises Wirtschaftsrecht und Head of 
Corporate Compliance.
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Berufshaftpflichtversicherung

Kontrolliertes 
Risiko 
Wenn Steuerberater Fehler machen, kann das bei Mandanten erhebliche finan-
zielle Schäden bewirken. Bei der verpflichtenden Berufshaftpflichtversicherung 
gilt es, Deckungssumme, Ausschlüsse und Kosten im Blick zu behalten.

Der Donnerstag im Januar begann grau und 
verhängnisvoll für die Steuerberaterin. Nen-
nen wir sie Angela B. Am 18. Januar 2007 
verfolgte sie ihr Verfahren vor dem Bun-
desgerichtshof – und verlor. Ihr Vergehen? 
Einer ihrer Mandanten wollte Aktien noch 
innerhalb der Sperrfrist mit Verlust verkau-
fen, um diesen mit Aktiengewinnen aus dem 
Vorjahr verrechnen zu können. „Geht nicht“, 
sagte Angela B. – und lag damit voll daneben. 
Der BGH verurteilte die Steuerberaterin zur 
Zahlung von 121.045,98 Euro. Kernaussage 
des BGH-Urteils (IX ZR 122/04): „Der Steuer-
berater haftet für weitere Kursverluste nach 
Nichtveräußerung von Wertpapieren auf-
grund fehlerhafter Auskunft.“ Ein Fall für 
die Versicherung. Ein Fall von vielen.

Die Pflichtversicherung schützt
Um wie viele Fälle es sich genau handelt, 
darüber muss spekuliert werden. „Zur Ver-
mögensschadenhaftpf lichtversicherung 
werden von den Versicherungsunternehmen 
keine Zahlen an uns gemeldet“, beantwortet 
der Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft (GDV) eine entsprechende 
Anfrage. Fakt jedoch ist: Steuerberater sind 
im täglichen Beratungsgeschäft hohen 
Risiken ausgesetzt. Tendenz: steigend. 
Gegen die sich ergebenden Haftpflichtge-
fahren müssen selbstständige Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer in Deutschland seit 
August 1991 angemessen versichert sein. 
Hier setzt die „Vermögensschadenhaftpflicht-
versicherung“ an. Diese deckt vor allem ab:

   Tätigkeiten nach §§ 33, 57 StBerG,
   Hilfeleistung bei der Führung von Büchern 
und Aufzeichnungen, Aufstellung von 
Erfolgsrechnungen, Vermögensüber-
sichten und Bilanzen, sowie 

   Risiken aus gelegentlichen Tätigkeiten, 
etwa als Insolvenzverwalter, Treuhänder 
oder Nachlasspfleger.

Vermögensberatung nicht abgedeckt
Obacht geben heißt es für vermögensbera-
tende Steuerberater. Denn Risiken aus „unter-
nehmerischen Tätigkeiten“ werden von der 
Vermögensschadenhaftpflichtver sicherung 
standardmäßig nicht gedeckt. Hierunter fal-
len auch Empfehlungen rund ums Thema 
Geldanlage.
Beim Bundesverband vermögensberatender 
Steuerberater (DVVS) weiß man um diese 
Gefahrenquelle: „Solange der Steuerberater 
reine Transparenz schaffende Leistungen 
erbringt, wie etwa die Aufstellung einer pri-
vaten Vermögensbilanz des Mandanten, ist 
der Versicherungsschutz auch durch Stan-
dardpolicen zur Vermögensschadenhaft-

KANZLEI & PERSÖNLICHES Finanzen

Auch für Steuerkanz-
leien kann eine man-
gelhafte Absicherung 
existenzielle Folgen 
haben.
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pflichtversicherung gewährleistet“, erläutert 
StB Wolfgang Staab, Präsident des DVVS. 
Das Problem beginne aber dort, so Staab, wo 
sich Anpassungsbedarf ergebe. StB Staab: 
„Rät der Steuerberater zu einer Umschich-
tung des Vermögensportfolios, drohen Haf-
tungsrisiken, die durch die Standardverträge 
nicht mehr abgedeckt sind.“
Um dem vermögensberatenden Steuerbera-
ter einen umfassenden und rechtssicheren 
Versicherungsschutz zu bieten, hat der DVVS 
mit einem großen deutschen Versicherer eine 
„Zusatzdeckung zur Berufshaftpflicht“ entwi-
ckelt. Diese ist nach Auskunft des Verbands 
für DVVS-Mitglieder kostenfrei. 
Mehrere Versicherungsgesellschaften offerie-
ren gegen Prämienzuschlag ähnliche Zusatz-
module für die Vermögens- und Finanzpla-
nung. Die Risikoausschlüsse bedürfen dabei 
besonderer Aufmerksamkeit: Fällt etwa die 
Empfehlung eines bestimmten Investment- 
fonds unter den Versicherungsschutz? Und 
wie steht es um die Empfehlung einer Finan-
zierung? Offene Formulierungen im Vertrag 
sollten vermieden werden. „Nur so kann 
sicher festgestellt werden, ob ein bestimmtes 
Risiko auch wirklich versichert ist oder ob 
ein Risikoausschluss vorliegt“, erklärt der 
DVVS-Präsident. 

Vorsicht bei der Renditeberechnung
Keine Diskussion hingegen gibt es in Sachen 
Renditeberechnung. „Schäden, die aus der 
in Aussicht gestellten Renditeerwartung 
resultieren, sind vom Versicherungsschutz 
ausgeschlossen“, heißt es standardmäßig in 
den Verträgen. Hier bedarf es des Steuerbe-
raters Fingerspitzengefühl bei der Beratung 
– eine Gratwanderung. Doch machen wir 
uns nichts vor: Spätestens wenn der Steuer-
berater mit seinem Mandanten leidenschaft-
lich Planungsszenarien durchspielt, wird 
es unweigerlich fallen, das risikogeladene 

Wort Renditeerwartung. Wie kann der Bera-
ter der potenziellen Haftung entkommen? 
DVVS-Präsident Wolfgang Staab: „Dort wo 
der Steuerberater mit angenommenen Ren-
diteerwartungen arbeitet, muss er sich vom 
Auftraggeber versichern lassen, dass die pla-
nerisch angenommenen Renditen fiktive Pla-
nungsgrößen darstellen, deren tatsächlicher 
Eintritt jedoch ungewiss ist.“

Deckungssumme überprüfen
Doch mit dem Abschluss einer Police allei-
ne ist es nicht getan. Nicht selten übersieht 
der Steuerberater im Trubel des Tagesge-
schäfts, dass ein Einzelfall ein höheres Risiko 
birgt, als die Versicherung im Schadensfall 
abdeckt. Eine Deckungslücke droht. Der Steu-
erberater haftet gegebenenfalls mit seinem 
Privatvermögen. Es sei deshalb erforderlich, 
die Angemessenheit der Berufshaftpflichtver-

Manfred Ries
ist ausgebildeter 
Bankkaufmann und 
Finanzjournalist. 
Als fester freier 
Mit arbeiter des 
SteuerConsultant 
schreibt der Autor 
schwerpunktmäßig 

über die Bereiche private Geldanlage und 
Mittelstandsfinanzierung.  
E-Mail: manfred.ries@haufe.de

Wenn der Berater zum Sozius wird
Die Haftungsbegrenzung kann bei Sozietäten leicht unwirksam 
werden. Wer gemeinsam den Beruf ausübt, sollte wachsam sein.

Als komplex erweisen sich Berufshaftpflichtverträge bei Sozietäten. Der Knack-
punkt dabei ist, dass Steuerberater, die ihren Beruf nach außen hin gemein-
schaftlich ausüben, automatisch Sozien sind – ohne Rücksicht darauf, wie ihre 
vertraglichen Beziehungen im Innenverhältnis geregelt sind. Kommt es zum 
Versicherungsfall eines Sozius, so gilt dies als Versicherungsfall aller Sozien. 
Nora Schmidt-Keßeler, Hauptgeschäftsführerin der BStBK: „Haben nicht 
sämtliche Sozien eine Deckung von mindestens einer Million Euro für den ein-
zelnen Schadensfall versichert, werden die Versicherungssummen sämtlicher 
Sozien summiert und daraus die durchschnittlichen Deckungssummen errech-
net.“ Auch diese Deckungssumme muss ihrerseits mindestens den Betrag von 
einer Million Euro erreichen, damit die Haftungsbegrenzung gemäß § 67 a 
Abs. 1 Nr. 2 StBerG wirkt.
Eine Haftungsbegrenzung durch Allgemeine Auftragsbedingungen ist, soweit in 
Höhe der Haftungsbegrenzung kein entsprechender Versicherungsschutz besteht, 
unwirksam. „Die Folge hieraus wäre, dass der Steuerberater unbeschränkt haf-
tet“, mahnt die BStBK-Hauptgeschäftsführerin und rät Steuerberatern bei einer 
Haftungsbegrenzung durch Allgemeine Auftragsbedingungen dringend zu über-
prüfen, ob in Höhe der vorgesehenen Haftungsbegrenzung ausreichender Versi-
cherungsschutz besteht.
Noch kniffliger wird es bei gemischten Sozietäten, in denen sich Träger verschie-
dener Berufe zusammenschließen. Die berufsrechtlichen Vorgaben, gepaart 
mit der subjektiv bedarfsgerechten Abdeckung der Haftungsrisiken, erfordern 
nicht selten einen versicherungsrechtlichen Spagat. „Hier gilt es, Unterschiede 
gesetzlicher und berufsrechtlicher Vorgaben zu berücksichtigen und in einen ein-
heitlichen Versicherungsschutz münden zu lassen, welcher der gesamtschuld-
nerischen Haftung der Sozien gerecht wird“, erläutert Rudolf Peters, Experte für 
Vermögensschadenhaftpflicht der Gothaer Versicherung. 

sicherung regelmäßig zu überprüfen, rät man 
diesbezüglich bei der BStBK. Doch spätes-
tens hier wird es kniffelig. Wie hoch ist eine 
angemessene Deckungssumme? Die BStBK 
rät, bei der Wahl der Versicherungssumme 
folgende Faktoren zu berücksichtigt:

   die Struktur der Kanzlei (Beratungs-, Prü-
fungs- und Buchführungstätigkeit), 

   der Umfang und die Zahl der Mandate, 
   die Anzahl und Qualifikationen der Kanz-
leimitarbeiter.

Die für den Versicherungsnehmer angemes-
sene Deckungssumme wird im Regelfall vor 
Vertragsabschluss gemeinsam mit dem Ver-
sicherer im Detail ausgelotet.
Kommt es zum Versicherungsfall, sind Scha-
densersatzforderungen im Idealfall durch die 
vereinbarte Deckungssumme gedeckt. Oft-
mals aber auch nicht. Rechtsanwältin Nora 
Schmidt-Keßeler, Hauptgeschäftsführerin der 
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Versicherer Jahresprä-
mie1

Spezielle Versicherungsangebote für 
 Existenzgründer2?

Spezielle Versicherung/Zusatztool 
für vermögensberatende StB?

Internet:

Allianz 1590 Euro Ja. StB erhalten im 1. Vers.jahr einen Nachlass 
von 50 Prozent aus der Grundprämie, wenn 
innerhalb eines Jahres nach erstmaliger Bestel-
lung zum StB eine hauptberufliche eigene Praxis 
aufgenommen wird und der Vers.schutz dafür in 
der gleichen Zeit beginnt und beantragt wird.

Ja. Erhältlich ist eine Risikobeschrei-
bung und Besondere Bedingung zur 
Vermögensschadenhaftpflichtversi-
cherung für Vermögensberatung für 
StB (Baustein: WT 4233). Kosten: 
Grundprämie plus 20 Prozent.

www.allianz.de

HDI-Gerling Anzufragen Ja. Rahmenvertrag mit Steuerberaterverband. Keine Angaben. www.hdi-gerling.de

Gothaer Anzufragen Ja. 50 Prozent Anfangsnachlass bei erstmaliger 
selbstst. Tätigkeit im 1. Vers.jahr. Nachlass im 
2. und 3. Vers.jahr abhängig vom Umsatz (bis 
30.000 Euro Umsatz 50 Prozent Nachlass, bis 
70.000 Euro Umsatz 30 Prozent Nachlass).

Nein. Im Einzelfall jedoch „Besondere 
Vereinbarungen“ abgestimmt auf den 
Beratungsumfang.

www.gothaer.de

R+V 1080 Euro Ja. Ab 750 Euro pro Jahr. Honorarbasierter Tarif. „Vermögens- und Finanzplanung“ 
kann optional mitversichert werden.

www.ruv.de

Vers.stelle 
Wiesbaden3

1313 Euro Ja. 657 Euro pro Jahr. Ja. Nach individueller Risikoprüfung 
gibt es Zusatzbausteine für „Financial 
Planning“.

www.versiche-
rungsstelle-wies-
baden.de

Zurich 1268 Euro Ja. Nachlass von 50 Prozent im 1. Vers.jahr für 
Vers.nehmer, die nach erstmaliger Zulassung 
binnen Jahresfrist eine eigene Kanzlei eröffnen.

Das Risiko aus der rechtlich zulässigen 
Tätigkeit „Financial Planing“ wird 
durch die Allgem. Vertragsbedin-
gungen standardmäßig abgedeckt.

www.zurich.de

Quelle: Versicherungsgesellschaften

» Übersicht zu StB-Vermögensschadenhaftpflichtversicherungen*

Der Markt für Steuerberater-Haftpflichtpolicen ist zahlenmäßig überschaubar. Doch weil die Anforderungen auseinan-
dergehen, sollte die Entscheidung für einen Anbieter am besten auf der Basis individueller Angebote getroffen werden.

Weitere Anbieter: AXA (www.axa.de), danv (www.danv.de), Generali (www.generali.de), 
ERGO (www.ergo.de), Hiscox (www.hiscox.de), Nassau (www.nassauversicherung.de), 
Nürnberger (www.nerrnberger.de)
* Namhafte Anbieter auf dem deutschen Markt. Die Liste hat rein informativen Charakter 
und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
1) Grundprämie (netto). Versicherung für StB. Deckungssumme: 1 Mio. Euro, zweifach 

maximiert, Selbsthehalt: 1500 Euro; Jahresumsatz StB.büro: 50.000 Euro; Mitarbeiter: 
keine
2) Einsteigertarif (netto) für Existenzgründer (StB). Wenn nicht anders erwähnt: 
Deckungssumme: 1 Mio. Euro; Selbstbehalt: 1.500 Euro; Vorwärtsversicherung.
3) Die Versicherungsstelle Wiesbaden ist die Verwaltungsstelle der Versichererkooperati-
on aus Allianz, AXA, ERGO und R+V. Sie sind die Risikoträger.

BStBK: „Eine Haftungsbegrenzung lässt sich 
durch eine einzelvertragliche Vereinbarung, 
also einer Individualvereinbarung, erreichen. 
In diesem Fall kann der Steuerberater seine 
Haftung bis zur Höhe der Mindestversiche-
rungssumme von 250.000 Euro begrenzen.“ 
Dies ist in § 67 a Abs. 1 StBerG geregelt und 
gilt gleichermaßen für Fälle einfacher und 
grober Fahrlässigkeit. Nicht zulässig sind 
ein totaler Haftungsausschluss sowie eine 
Haftungsbegrenzung für vorsätzlich verur-
sachte Schäden. Außerdem sieht das StBerG 
die Möglichkeit vor, mittels Allgemeiner Auf-
tragsbedingungen die Haftung auf den vierfa-
chen Betrag der Mindestversicherungssum-

me zu begrenzen – also auf eine Million Euro 
für den einzelnen Versicherungsfall. Voraus-
setzung: Es ist für den einzelnen Schadensfall 
Versicherungsschutz von mindestens einer 
Million Euro vereinbart.
Komplexer gestalten sich Berufshaftpflicht-
verträge bei Sozietäten, wo eine Haftungs-
begrenzung durch Allgemeine Auftragsbe-
dingungen in bestimmten Fällen unwirksam 
sein kann (siehe Kasten auf Seite 31).

Angebote für Existenzgründer
Sind die Risiken bereits für etablierte Steu-
erberater schwer genug einzuschätzen, sind 
diese für Existenzgründer meist unkalku-

lierbar. Ein falsches Wort, ein kleiner Fehler 
und der Jung-Steuerberater sitzt in der Haf-
tungsfalle. Mehrere Versicherer offerieren 
Existenzgründern spezielle Versicherungs-
pakete mit ermäßigten Tarifen – ein Vergleich 
lohnt (siehe Übersicht unten). 
Interessant für Mitglieder des Steuerberater-
verbands: Dieser hat mit HDI-Gerling einen 
Gruppenversicherungsvertrag ausgehandelt, 
der einen speziell auf Berufsanfänger und 
Existenzgründer (Verbandsmitglieder bis 
zum 45. Lebensjahr) zugeschnittenen Tarif 
bietet. Die Deckungssumme liegt bei einer 
Million Euro je Versicherungsfall, die Netto-
prämien beginnen laut Angaben des Versi-
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»  Orientierung auf dem Weg zur Police

Beim Abschluss einer Berufshaftpflichtpolice sind eine Reihe 
von Detailfragen zu beachten, damit der Schutz auch ausrei-
chend ist.

1.   Wirtschaftsprüfer: Für Steuerberater, die zugleich als Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigte Buchprüfer bestellt sind, gelten laut BStBK die „Risikobeschrei-
bungen zur Vermögensschadenhaftpflichtversicherung für Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer“. Ferner sind die Verordnung über die Berufshaft-
pflichtversicherung der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer und die 
besonderen Bedingungen für die Vermögensschadenhaftpflichtversicherung von 
Wirtschaftsprüfern und vereidigten Buchprüfern zu berücksichtigen.

2.   Prüfen: Der Versicherungsumfang beinhaltet grundsätzlich keine Personen- oder 
Sachschäden und greift nur bei beruflichen Tätigkeiten. Zu prüfen ist daher:

    Sind Risiken aus allen meinen Tätigkeiten (etwa auch Financial Planing) abge-
sichert? Zusatzmodule oder eine Deckungsaufstockung schaffen Abhilfe.

    Bin ich als Steuerberater vermögensberatend tätig? Dann ist der Abschluss 
eines Zusatzbausteins angezeigt. Achtung: Auf den Risikoausschluss 
achten! 

    Wie viele Jahre umfasst der Spätschadenschutz, falls ich den Beruf nicht mehr 
ausübe?

    Wer ist in der Grundprämie mit eingeschlossen? Das ist wichtig bei Kanzleien 
mit Mitarbeitern.

3.   Deckungssumme/Selbstbehalt. Die gesetzlich vorgeschriebene Deckungssum-
me beträgt für Steuerberater 250.000 Euro pro Versicherungsfall – maximal 
eine Million Euro pro Versicherungsjahr. Es gilt das Verstoßprinzip. Für den 
Versicherungsschutz maßgebend ist damit nicht der Zeitpunkt der Geltendma-
chung der Ansprüche, sondern der Zeitpunkt des Verstoßes. In Bezug auf den 
Selbstbehalt gilt, dass er vorbehaltlich abweichender Vereinbarung 1.500 Euro 
pro Versicherungsfall beträgt („Feststellbehalt“).

4.   Prämien: 
    Einige Versicherer gewähren Prämienrabatt bei einem schadenfreien Vor-

verlauf und bei einer langjährigen Praxistätigkeit.
    In vielen Fällen lässt sich eine Reduktion der Prämie erreichen, wenn Nach-

weise zu Qualifikations- und Fortbildungsmaßnahmen vorliegen.
    Versicherer bieten oftmals Sonderkonditionen für Existenzgründer, Kleinst- 

und Kleinkanzleien, Nebenpraxen und Syndikus-Steuerberater. 
    Sparen lässt sich, wenn man die Jahresprämie im Voraus bezahlt. Bereits bei 

einer halbjährlichen Zahlung wird ein Zuschlag fällig, zumeist drei Prozent.

5.   Anbieter: Der Markt ist seit Jahren klein. Zumeist sind es die etablierten großen 
Versicherer, die den Umsatzkuchen unter sich aufteilen. Die Anzahl der auslän-
dischen Gesellschaften ist derzeit noch überschaubar – dazu gehören insbe-
sondere AXA (Frankreich), Generali (Italien), Hiscox (Großbritannien) und die 
Zurich-Gruppe (Schweiz). Weitere Anbieter finden sich in unserer Übersicht 
auf Seite 32.

6.   Weitere Infos: 
      Bundessteuerberaterkammer: Auf der Website der BStBK lässt sich das 

Berufsrechtliche Handbuch herunterladen – inklusive der Hinweise der BStBK 
zur Berufshaftpflichtversicherung (www.bstbk.de ).

      DVVS: Der Verband vermögensberatender Steuerberater e.V. ist bei Haftungs-
fragen eine gute Anlaufstelle für all jene Steuerberater, die vermögensbera-
tend tätig sind (www.dvvs.eu).

cherers bei 594 Euro pro Jahr. Bedeutend 
günstiger wird es bei Kleinkanzleien bis zu 
einem Jahresumsatz von 50.000 Euro.

Billig ist nicht immer günstig
Die Prämie ist aber nur ein Faktor bei der 
Auswahl der Police. Bei dem vom SteuerCon-
sultant durchgeführten Prämienvergleich 
wollten denn auch nicht alle Versicherer mit-
wirken. Eine namhafte Gesellschaft begrün-
dete ihre Absage wie folgt: „Grund sind die 
kalkulatorisch unseriösen Kampfprämien, 
mit denen derzeit neue Anbieter auf den 
Markt drängen.“
Der Markt für Berufshaftpflichtversiche-
rungen ist also im Umbruch, die Prämien wer-
den „flexibler“, die Angebotsvielfalt wächst. 
Jüngstes Beispiel: Der neue Anwaltsschutz 
von HDI-Gerling. Demnach zahlen selbst-
ständige Rechtsanwälte mit weniger als 20 
Arbeitsstunden pro Woche nur 50 Prozent 
der Prämie – eine finanzielle Hilfe für alle 
Anwälte, die Beruf und Familie unter einen 
Hut bringen wollen.
Unter bestimmten Umständen, so das Recher-
cheergebnis von SteuerConsultant, lassen 
sich die Beiträge selbst bei namhaften Gesell-
schaften drücken. Etwa dann, wenn der Steu-
erberater besondere Qualifikationen vorweist. 
Doch sollte man als Versicherungsnehmer 
nicht zu schnell seine Unterschrift unter eine 
augenscheinlich preisgünstige Police setzen. 
Es ist wie bei der Auswahl einer Flasche Rot-
wein: Billig ist nicht immer günstig – auf den 
Inhalt kommt es an.
„Aufgrund der weitgehend einheitlichen 
Bedingungswerke sind die Leistungen der 
Versicherer in der Standarddeckung grund-
sätzlich im Wesentlichen vergleichbar“, heißt 
es zwar seitens der BStBK. Doch im Einzelfall 
können sich Abweichungen bei der Schadens-
regulierung daraus ergeben, dass die einzel-
nen Versicherer oder der Sachbearbeiter den 
jeweiligen Schadensfall oder das Vorliegen 
der Deckungsvoraussetzungen rechtlich 
unterschiedlich beurteilen.

Unterschiede beim Zusatzservice
Ebenso differieren die sonstigen Dienstleis-
tungen der Versicherer. Manche bieten weit-
reichende Beratungshilfen in Problemfällen. 
Bei HDI-Gerling etwa stehen mehr als 20 Voll-
juristen dafür bereit. Das kann im Ernstfall 
eine wertvolle Hilfe sein. Daher hat unsere 
Tarifübersicht auch nur orientierenden Cha-
rakter. Der Steuerberater sollte sich entspre-
chend seiner individuellen Bedürfnisse Ange-
bote einholen. Dabei ist es wichtig, Klartext 
mit dem Versicherer zu reden, gerade was die 
eigenen Tätigkeitsfelder anbelangt.
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Die Flexicon AG im westfälischen Halle ist 
steil auf Erfolgskurs. Das Familienunterneh-
men mit rund 18 Millionen Euro Jahresum-
satz und mehr als 300 Mitarbeitern weltweit 
entwickelte sich innerhalb von wenigen Jah-
ren von einem regionalen Zulieferer zum glo-
bal agierenden Dienstleister. Die Flexicon AG 
ist auf die Druckvorstufe von Verpackungen 
spezialisiert und beliefert die Markenarti-
kelindustrie. Für Vorstandsvorsitzende und 
Inhaberin Gabriele Kison (42) ist klar: „Wir 
expandieren weiter.“

Mischform aus Fremd-
und Eigenkapital
Wer wachsen will, braucht liquide Mittel. 
Rund 1,5 Millionen Euro finanziert die Flexi-
con AG über sogenanntes Equity-Mezzanine- 
oder Genussrechtskapital. Für Andreas Bier-
mann, Prokurist und kaufmännischer Leiter 
der Flexicon AG, liegen die Vorteile auf der 

Mezzanine-Kapital

Die Mischung machtˇs

Hand: „Bilanziell ist dies reines Eigenkapital, 
das unser Rating verbessert.“ Insgesamt sind 
20 Investoren beteiligt. Als Gegenleistung für 
ihre Einlage zahlt die AG eine Grunddividen-
de von neun Prozent plus einer anteiligen 
Überschussbeteiligung.
„Wir konnten insbesondere in unserem regio-
nalen Umfeld Interessenten gewinnen“, so 
Biermann. Das Unternehmen offerierte das 
Angebot in Anzeigen und über lokale Finanz-
makler. „Innerhalb von anderthalb Jahren 
hatten wir das Kapital zusammen“, sagt Bier-
mann. Die Geldgeber mussten mit mindes-
tens 10.000 Euro einsteigen. Das Genusska-
pital unterstützt die Wachstumsfinanzierung 
der Flexicon AG. „Auch die Banken reagieren 
sehr positiv auf diese zusätzliche Projektfi-
nanzierung. Wir können in den nächsten 
Jahren somit die Unternehmensziele weiter 
ausbauen“, so Biermann. 
Flexicon ist kein Einzelfall. Nach einer Stu-

die der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Pricewaterhouse-Coopers im Auftrag des 
Bundeswirtschaftsministeriums beträgt 
das Volumen des sogenannten Mezzanine-
Kapitals im Mittelstand mehr als 4,7 Milli-
arden Euro. Dabei handelt es sich um eine 
Mischform zwischen Eigen- und Fremdka-
pital. Björn Katzorke, Geschäftsführer der 
Gündel & Katzorke Rechtsanwalts GmbH in 
Göttingen, erklärt einen der wesentlichen 
Vorteile: „Mezzanine-Kapital ist gegenüber 
Fremdkapital nachrangig, beim Eigenkapital 
aber vorrangig.“ 

Mezzanine-Finanzierungen
gelten als verhältnismäßig teuer
Das heißt: Im Fall einer Insolvenz kommen 
zuerst externe Darlehensgeber zum Zuge und 
erst dann die Mezzanine-Gläubiger. Mezza-
nine steht als Eigenkapital in der Bilanz. 
Steuerlich wird es als Fremdkapital bewertet. 

Mezzanine-Finanzierungen spülen frisches Geld in die Unternehmen und eröffnen Spielräume für neues Wachstum. 
Mittelständler können aktuell von individualisierten Programmen profitieren. 

Von beidem ein bisschen ist manchmal das Beste. 
Das gilt auch bei Mezzanine-Kapital. 
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Daher sind die Zinsen als Betriebsausgabe 
absetzbar und mindern den Gewinn.
Mezzanine-Finanzierungen gelten allerdings 
als teuer. Denn die Renditeerwartungen der 
Investoren liegen bei Genussrechtskapital 
zwischen 7,5 und 9,5 Prozent. Absolut gese-
hen liegen die Sätze damit auf dem Niveau 
des Kontokorrentkredits. Professor Dr. 
Karl-W. Giersberg, Inhaber des ifb Instituts 
für finanzwirtschaftliche Beratung GmbH 
in Rödermark und Vorsitzender des Fach-
verbands Finanzierung im Bundesverband 
der Unternehmensberater (BDU) in Bonn, 
hält allerdings dagegen: „Da sich durch das 
höhere Eigenkapital das Rating verbessert, 
lassen sich vielfach bessere Konditionen bei 
weiteren Kreditfinanzierungen aushandeln, 
und es kann eventuell noch Skonto gezogen 
werden.“ 

Kapitalgeber erwarten
keine Sicherheiten
Die Kapitalgeber erwarten auch keine Sicher-
heiten. Das verschafft Luft für kurzfristige 
Finanzierungen. Außerdem hängt die Ver-
gütung aus der Überschussbeteiligung vom 
Gewinn ab. „In schlechten Jahren kann das 
Unternehmen weniger ausschütten, und die 
Lücke in guten Jahren wieder füllen“, erklärt 
Dr. Jürgen Kaack, Inhaber der STZ-Consulting 
Group in Erftstadt bei Köln.
Zu unterscheiden sind beim Mezzanine-
Kapital grundsätzlich die standardisierten 
Fonds von den individuellen Finanzierungs-
lösungen. Zu Ersteren zählen die am Kapi-
talmarkt gehandelten Produkte wie Preps 
oder Equi-Notes. Diese standardisierten Pro-
gramme bieten den Unternehmern im bezug 
auf die Finanzierungskonditionen keinen 
Spielraum. 
Im Zeitraum zwischen den Jahren 2004 und 
2008 fluteten diese standardisierten Fonds 
den Markt (siehe Kasten „Risiko Anschluss-
finanzierung“). „Seit diesen Boomjahren ist 
das Angebot jedoch weitgehend wieder aus-
getrocknet“, erklärt Giersberg. In der Finanz-
krise waren viele Anleger stattdessen eher 
auf möglichst sichere Anlagen aus.

Sparkassen-Programme bieten
individuelle Konditionen
Aktuell engagieren sich zum Beispiel die 
Sparkassen mit neuen Programmen, die aber 
nicht am Kapitalmarkt gehandelt werden. Die 
Firmen treten mit den Beteiligungsgesell-
schaften der Sparkassen in direkten Kontakt. 
Insofern besteht die Möglichkeit, einzelne 
Bedingungen individuell auszuhandeln.
So hat zum Beispiel jüngst die Hamburger 
Sparkasse (Haspa) und ihre Tochter Haspa-

Beteiligungsgesellschaft (Haspa-BGM) einen 
Eigenkapitalfonds für mittelständische Unter-
nehmen aufgelegt. 50 Millionen Euro liegen 
für norddeutsche Firmen ab fünf Millionen 
Euro Jahresumsatz bereit. Die Haspa zielt 
mit diesem Beteiligungskapital auf Gesell-
schaften, die bereits seit einigen Jahren 
erfolgreich am Markt sind und zudem ein 
zukunftsfähiges Geschäftsmodell vorweisen 
können.
Vom Haspa-Eigenkapitalprogramm pro-
fitiert zum Beispiel der Schiffszulieferer 

Becker Marine Systems in Hamburg: Die 
Haspa BGM hat sich für einen Zeitraum 
von acht Jahren mit fünf Millionen Euro in 
Form von standardisierten Genussrechten 
an dem Unternehmen beteiligt. Becker gilt 
als Marktführer für Hochleistungsruder und 
innovative Manövriertechnik. Dirk Lehmann, 
Geschäftsführer Becker Marine Systems, 
erklärt: „Für uns war es besonders wichtig, 
einen verlässlichen, finanzstarken und unter-
nehmerisch denkenden Partner an unserer 
Seite zu haben.“ Mit der Beteiligung will das 

Risiko Anschlussfinanzierung
Weil nach dem Mezzanine-Boom vor einigen Jahren aktuell viele 
Beteiligungen auslaufen, müssen andere Kapitalquellen her.

Derzeit laufen die ersten Tranchen der 
standardisierten Programme aus, die 
gerade in den Jahren 2004 bis 2008 im 
Trend lagen. Damit stellt sich für die 
betroffenen Unternehmen die Frage 
der Anschlussfinanzierung. 
Rund 550 Unternehmen sind nach 
einer Studie der Strategic Finance 
Institute, der EBS Business School 
und der IKB betroffen. Insgesamt 
belief sich das Finanzierungsvolumen 
auf 3,7 Milliarden Euro. Zwischen 2011 
und 2014 werden noch bis zu 3,1 Mil-
liarden Euro fällig, so die Studie. Die 
meisten Unternehmen sind allerdings 
gut aufgestellt. 40 Prozent sehen ihre 
Finanzierung gesichert. Die Refinan-

zierung wollen sie aus dem laufenden 
Cashflow oder aus Gesellschafterein-
lagen stemmen.
Alternativ kommen auch Gesellschaf-
terdarlehen infrage. Experten wie Pro-
fessor Dr. Karl-W. Giersberg, Inhaber 
des ifb Instituts für finanzwirtschaft-
liche Beratung GmbH in Rödermark, 
gehen davon aus, dass es für rund 150 
Unternehmen eng werden könnte. 
Auch die IKB-Studie kommt zu dem 
Schluss, „dass die Probleme letztlich 
geringer sind als vielfach befürchtet“. 
Als Lösung zeichnen sich für diese 
individualisierte Konzepte von Beteili-
gungsgesellschaften sowie öffentliche 
Förderprogramme ab.

Mezzanine: Beliebt bei der GmbH

Quelle: Emissionsprospekt der Verbriefungsprogramme/Studie IKB

AG

GmbH

GmbH & Co. KG

KG, OHG, e.K., GbR, eG

19,7

53,4

22,1

4,8

Angaben in Prozent

Besonders häufig nutzen Kapitalgesellschaften, vor allem 
Unternehmen in GmbH-Form, Mezzanine zur Finanzierung.
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Haus seinen Wachstumskurs sichern und 
einige Produktneuheiten am Markt positio-
nieren. Carsten Röhrs, Geschäftsführer der 
Haspa-BGM, zur Zielrichtung der Beteiligung: 
„Wir wollen mit unserem Eigenkapitalfonds 
mittelständische Unternehmen langfristig 
begleiten.“

Small-Capital-Finanzierungen
brauchen keine Genehmigung
Ein noch höheres Maß an Flexibilität bietet 
sich mittelständischen Unternehmen bei den 
sogenannten Small-Capital-Finanzierungen. 
Deren Laufzeit, der Zinssatz sowie die Kün-
digungsmodalitäten sind frei verhandelbar. 
„Eine Vielzahl von kapitalmarktrechtlichen 

Vorgaben sind dabei allerdings strikt zu 
beachten“, erklärt Dr. Horst-Siegfried 
Werner, Inhaber der Dr. Werner Financial 
Service AG mit Sitz in Göttingen (www.finan-
zierung-ohne-bank.de). Werner hat sich auf 
diese Variante der individuellen Mezzanine-
Finanzierung spezialisiert und unterstützt 
Unternehmen wie beispielsweise die schon 
erwähnte Flexicon AG bei der Suche nach 
Kapitalgebern und den rechtlichen Rege-
lungen der damit verbundenen Detailfragen. 
Für Small-Capital-Finanzierungen bedarf es 
keiner speziellen Genehmigung einer Auf-
sichtsbehörde. Es dürfen allerdings jeweils 
nicht mehr als 20 Kapitalgeber einbezogen 
werden. 

„Diese Form von Mezzanine-Finanzierungen 
eignet sich im Prinzip auch für kleinere mit-
telständische Betriebe“, sagt Horst-Siegfried 
Werner. Der Aufwand, der betrieben werden 
muss, um das notwenige Kapital bei mög-
lichen Geldgebern zu beschaffen, ist aller-
dings verhältnismäßig groß.
Die Investoren müssen wie im Fall von Flexi-
con einzeln angeworben werden. Dies bein-
haltet unter anderem, das Entwicklungspo-
tenzial der Firma in einem Prospekt im 
besten Licht darzustellen und darin auch alle 
notwendigen Informationen zielgruppenge-
recht zusammenzustellen und ansprechend 
zu präsentieren. „Der Unternehmer muss 
dabei die richtige Ansprache für potenzielle 
Geldgeber finden“, erläutert Werner.

Genussrechte können später auch
in stille Beteiligungen übergehen
In der Regel bleiben die Mezzanine-Inves-
toren fünf bis sieben Jahre mit ihrem Enga-
gement dabei. Ein Knackpunkt ist deshalb 
immer wieder die Anschlussfinanzierung 
– ganz unabhängig davon, ob es sich um 
individuelles oder um ein standardisiertes 
Mezzanine handelt. „Bei einer klassischen 
Darlehensfinanzierung über die Bank ist das 
aber auch nicht anders“, gibt Jürgen Kaack 
von STZ-Consulting zu bedenken.
Eine geeignete Anschlussfinanzierung sollte 
optimalerweise mit zwei bis drei Jahren Vor-
laufzeit geplant und vorbereitet werden. Ein 
Bankdarlehen aufzunehmen, ist dabei nur 
einer von mehreren praktikablen Wegen. 
„Alternativ kann das betreffende Unterneh-
men das bisherige Genussrechtskapital etwa 
auch in eine stille Beteiligung ohne Stimm-
rechte oder gegebenenfalls auch in eine 
direkte Beteiligung umwandeln“, so Kaack. 
Die Vorteile der Mezzanine-Finanzierung 
blieben bei diesen beiden Varianten dann 
erhalten. 

Interview

„Individuelle Lösungen sind möglich“
Carsten Röhrs, Geschäftsführer der Haspa-BGM, zur Zielrichtung des 
Eigenkapitalprogramms der Hamburger Sparkasse. 

SteuerConsultant: Herr Röhrs, mit 
dem neuen Eigenkapitalprogramm 
bieten Sie mittelständischen Unter-
nehmen Mezzanine-Finanzierungen. 
Welche Erwartungen haben Sie an 
Interessenten? 
Carsten Röhrs: Beteiligungsanlässe 
sind für uns etwa Wachstumsfinanzie-
rungen, Investitionen, Zukäufe oder 
die Ablösung auslaufender Mezzanine-
Programme. Infrage kommen Unter-
nehmen mit fünf bis 250 Millionen Euro 

Jahresumsatz. Wir erwarten in erster 
Linie ein überzeugendes Management 
sowie ein profitables und zukunftsfä-
higes Geschäftsmodell. Entscheidend 
ist für uns ferner eine gute Markt- und 
Wettbewerbsposition.

SteuerConsultant: Mit welchen Rendi-
teerwartungen steigen Sie ein? 
Röhrs: Das hängt von der Bonität des 
Unternehmens ab. Prinzipiell bewegen 
wir uns bei Eigenkapital in Form von 
Genussrechten bei unseren Renditer-
wartungen in einem Rahmen von neun 
bis 15 Prozent im Jahr. 

SteuerConsultant: Inwieweit sind die 
Verträge standardisiert?
Röhrs: Wir sehen uns als Partner der 
Unternehmen und kommen mit ihnen 
persönlich ins Gespräch. Zwar orientie-
ren wir uns an standardisierten Verträ-
gen, sie können jedoch individuell auf 
die Bedürfnisse der Gesellschaft ange-
passt werden. 
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Ein Unternehmen wird frisch gegründet. Es 
expandiert, aber vor Ort fehlt es an zusätz-
lichen Flächen oder qualifizierten Mitarbei-
tern. Die Vertriebseinheiten müssen näher 
zu den Kunden. Das Geschäft soll an einem 
Ort konzentriert werden. Gründe wie diese 
sind es, die Unternehmer dazu bringen, auf 
die Suche nach neuen Standorten und damit 
auch  nach interessanten Wirtschaftsre-
gionen zu gehen. Doch wie findet man die 
ideale Region, die alle Bedürfnisse erfüllt?
„Die individuell nötigen Standortkriterien 
definieren, sich intensiv umhören, kritisch 
prüfen: Das ist die beste Grundlage“, findet 
Oliver Braun, Prokurist, Niederlassungslei-
ter und Partner bei der bundesweit tätigen 
Steuerkanzlei Ecovis Europe AG am oberba-
yerischen Standort Grafing. „Dabei sollte man 
stets offen sein. Denn manche Region, die 
auf den ersten Blick gar nicht so interessant 
erscheint, mag doch ein Hidden Champion 
sein, auf den zweiten Blick eine ungeheure 
Dynamik aufweisen und sich als optimal 
herausstellen.“
Zunächst zurück auf Start. „Die erste und 
wichtigste Aufgabe ist, zu bestimmen, was 
das Unternehmen am Standort alles braucht. 
Bevor ein Firmenchef dies nicht klar definiert 

Wirtschaftsregionen 

Drum prüfe, wer sich bindet
Ansprechpartner bei der Standortsuche sind heute in der Regel ganze Wirtschaftsregionen, die Ansiedlungsförderung gemein-
sam betreiben. Um bei der Standortwahl die richtige Wirtschaftsregion zu finden, müssen Unternehmen genau definieren, 
was sie brauchen, und dann die verschiedenen möglichen Zielgebiete auf Tauglichkeit prüfen. 

hat, sollte er gar nicht mit der Suche begin-
nen“, nimmt Malte Geschwinder den Faden 
auf. Der Gründer und Geschäftsführer der 
auf software-unterstützte Standortberatung 
spezialisierten gb consite GmbH in Ober-
schleißheim hat ein Online-Tool entwickelt, 
mit dem Unternehmer überprüfen können, 
inwieweit Wirtschaftsregionen die Bedürf-
nisse des Betriebs auch wirklich erfüllen. „In 
der Regel unterscheidet man fünf Faktoren-
gruppen: Beschaffungs-, arbeits-, abgaben- 
und absatzorientierte sowie infrastrukturelle 
Indikatoren“, erläutert Geschwinder. „Ein 
Unternehmer muss sich also fragen: Welche 
Lieferanten, welche Kundengruppen, Part-
ner brauche ich vor Ort? Welche Flächen oder 
Gebäude? Welche Verkehrsanbindung ist 
nötig? Hält der Standort die nötigen Fachkräf-
te mit entsprechender Qualifikation bereit? 
Was muss der Standort diesen bieten, damit 
sie kommen und bleiben? Wie steht es also 
um Kindergärten, Schulen, Hochschulen? Wie 
sind die Lebensqualität, der Freizeitwert? Wie 
viel kann und darf der Standort mich kosten? 
Gibt es Fördermittel als Sahnehäubchen?“

Empfehlungen einholen
Sind alle Fragen akribisch beantwortet, kann 
die Suche losgehen. „Dabei suchen Unter-
nehmer überwiegend im näheren Umfeld 
nach Standorten, dort, wo sie die Strukturen 
kennen und einschätzen können“, betont 
Geschwinder. Dennoch hängt der Suchra-
dius natürlich letztendlich von den defi-
nierten Bedürfnissen ab. „Unabhängig vom 
Suchradius werden Unternehmer bei ihrer 
Suche immer auch dem Empfehlungsprinzip 
vertrauen“, meint  Dr. Bruno Hake, Grün-
der und Chef der Unternehmensberatung 
Strategische Unternehmensplanung S.U.P. 
in Wiesbaden. Kooperationspartner, Liefe-
ranten oder auch die Ansprechpartner aus 
Kammern, Verbänden, der Politik – sie alle 
können Empfehlungen aussprechen. Oliver 
Braun von Ecovis sagt: „Auch der Steuerbe-
rater als neutrale Instanz spielt als Ratgeber 
eine wichtige Rolle. Er kennt das Geschäft 

seiner Mandanten, ihre Bedürfnisse, hat ein 
eigenes Netzwerk, das er befragen kann.“ 
Nicht zuletzt lässt sich auch das Inter-
net ergänzend heranziehen, findet Malte 
Geschwinder. Einfach einmal das Regional-
ranking der Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft (INSM) und die Websites der lan-
deseigenen Investitionsfördergesellschaften 
sichten oder die Suchwörter Wirtschaftsför-
derung, Standortinformationssystem oder 
Fachkräftemonitor (Bayern, Hessen, Baden-
Württemberg) eingeben und Eindrücke 
sammeln. So entsteht eine erste Auswahl an 
Wirtschaftsregionen. 

Die Wirtschaftsförderer
Hier kommen die Wirtschaftsförderungs-,  
Standortmarketing- oder Standortentwick-
lungsgesellschaften ins Spiel. Sie lassen 
sich als die institutionellen Repräsentanten 
der Wirtschaftsregionen verstehen. Geogra-
fisch umfasst eine Wirtschaftsregion die 
klassischen Verwaltungseinheiten, also ent-
weder eine Stadt und ihr Umfeld oder einen 
Landkreis. „Dabei schauen die Wirtschafts-
förderungsgesellschaften bei aller Konkur-
renz mehr denn je auch über den Tellerrand 
der eigenen Region hinaus und arbeiten 
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Erholungswert als Standortfaktor 
in die Waagschale.
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Pfiffige Landschaften – drei Beispiele
Die Wirtschaftsregionen Olpe, Miesbach und Jena haben beim Regional-
Ranking der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) von 2009 
gut abgeschnitten. Sie zeigen auch, was im Verbund möglich ist. 

Hidden Champion im Sauerland
Der Landkreis Olpe, aus sieben Städten 
und Gemeinden bestehend, ist vielen 
Menschen vor allem als schmucke Erho-
lungsregion bekannt, die mit satten sau-
erländischen Wäldern und dem Bigge-See 
erfreut. Zugleich ist der Landkreis aber 
eine äußerst potente Wirtschaftsregion. 
Hier würden sich zwar die Füchse „Gute 
Nacht!“ sagen, aber auch die Weltmarkt-
führer „Guten Morgen!“,  scherzt Landrat 
Frank Beckehoff. 
Unmittelbar an der A 45 und A 4 mit 
direktem Anschluss nach Köln, Dortmund 
und Frankfurt gelegen, sitzen hier viele 
innovative mittelständische Betriebe der 
Automobilzulieferindustrie, der Metall-
verarbeitung, der Elektrotechnik, des 
Maschinenbaus und des Baugewerbes. 
Zudem ist der Kreis ein Zentrum der Arma-
turenherstellung. Die Verwaltung – als 
besonders mittelstandsfreundlich ausge-
zeichnet – unterstützt die Unternehmen 
mit Beratung, schnellen Genehmigungen 
und günstigen Gewerbesteuerhebesät-
zen, zudem helfen die Wirtschaftsförde-
rer und Kommunen bei der Flächen- oder 
Mitarbeitersuche, öffnen etwa über den 
Automobilcluster VIA Türen zu passenden 
Partnern.
„Und da viele Herausforderungen an der 
Landkreisgrenze nicht aufhören, arbeiten 
wir auch intensiv mit den anderen süd-
westfälischen Landkreisen zusammen“, 
betont Beckehoff. „Dabei geht es uns vor 
allem auch um die Sicherung des Fachkräf-
tepotenzials. Neben der schönen Natur 
können wir mit guter Kinderbetreuung 

und attraktiven Wohnangeboten punk-
ten. Das lässt Fachkräfte kommen und 
bleiben.“ 

Oberbayerisches Schmankerl
Der attraktivste Standort der Republik, 
so das INSM-Ranking, ist der Großraum 
München. Anja Wilde von der Metro-
polregion München: „Tatsächlich ist 
die Hauptstadt des Freistaats mit ihrer 
Metropolregion derzeit die einzige deut-
sche Zuzugsregion. Sie bietet einen so tra-
ditionellen wie innovativen Branchenmix, 
eine große Vielfalt an Hochschulen mit 
zwei Elite universitäten, Forschungsinsti-
tute, unterschiedlichste Branchencluster, 
beste Verkehrsanbindungen, Kultur jeder 
Couleur und eine traumhafte Natur.“ 
Unweit von München liegt der Landkreis 
Miesbach mit seinen 17 Städten und 
Gemeinden. Er profitiert von der Nähe zur 
bayerischen Landeshauptstadt, setzt aber 
auch spannende eigene Akzente. Das liegt 
vor allem auch am Engagement von Oliver 
Reitz, dem Geschäftsführer der Standort-
marketing-Gesellschaft Landkreis Mies-
bach (SMG). „Unser Branchenmix reicht 
von der traditionellen Büttenpapierher-
stellung bis zur modernen Pharma- und 
High-Tech-Industrie. Dabei achten wir 
bei Neuansiedlungen sehr darauf, dass 
die zuwandernden Betriebe auch zu uns 
passen, etwa nicht zu viel Lärm machen 
oder Verkehrsbelastungen verursachen 
– wir sind schließlich eine Naturregion“, 
erklärt Reitz sein Konzept. 
Wer passt, erhält auf jeden Fall ein attrak-
tives Willkommenspaket: Dazu gehören 
bereitstehende Gewerbeflächen, schnelle 
Bearbeitung der Anträge oder Hilfestel-
lung durch die Bürgerstiftung Energiewen-
de Oberland, die für jeden Standort und 
jede Betriebsgröße ein passendes, nach-
haltiges Energiekonzept erarbeitet. Für 
günstige Gewerbesteuerhebesätze und 
ausreichende Kindergärtenplätze sorgen 
die Kommunen. Zudem wird gerade auch 
die Schullandschaft erweitert. Außerdem 
unterstützt die SMG bei der Fachkräfte-
rekrutierung oder bei der Vermittlung von 
Kooperationspartnern und Zulieferern. 
Die SMG bietet in einem ihrer Geschäfts-
bereiche eine eigene Arbeitnehmerüber-
lassung zur Unterstützung der Firmen. 
Reitz: „Dass die Menschen gern hier leben, 

liegt aber auch an den weichen Faktoren. 
Die Alpenregion zwischen Tegernsee, 
Schliersee und Wendelstein ist einfach 
lebenswert.“ 

Standort für Fortgeschrittene 
In Jena – und das ist schon seit den Zeiten 
des genialen Optoelektronikers Carl Zeiss 
so – arbeiten Wissenschaft und Wirtschaft 
aufs Engste zusammen. „Diese Traditions-
linie hat nach der Wende noch einmal 
eine Renaissance erlebt“, sagt Wilfried 
Röpke, Geschäftsführer der Wirtschafts-
förderungsgesellschaft Jena. Neben der 
optischen Industrie bilden Medizintech-
nik, Laborgerätetechnik, Präzisionstech-
nik und Software weitere Schwerpunkte. 
22 Prozent aller Beschäftigten arbeiten 
in der High-Tech-Industrie, mehr als 25 
Prozent aller Fachkräfte bringen einen 
Hochschulabschluss mit, sechs Prozent 
der Berufstätigen sind Ingenieure. „Das 
liegt mehr als deutlich über dem Bundes-
durchschnitt“, so Röpke. 
Unternehmen erhalten Hilfe bei der Flä-
chen- und Gebäudesuche, bekommen 
Kontakte zum Gründer- und Technolo-
giezentrum, den Clustern und anderen 
Firmen vermittelt und Unterstützung 
außerdem auch bei der Beantragung von 
Fördermitteln, die Thüringen als ost-
deutscher Standort ja derzeit noch aus 
EU-Töpfen zur Verfügung hat. Zudem hat 
der Wirtschaftsförderer Röpke einen Fami-
lienservice ins Leben gerufen, der dem 
Anhang zuzugswilliger High-Potentials 
die Vorzüge des Standorts näherbringt. 
Ein Übriges tut neben dem Thüringer Wald 
die Kultur: Das Dreieck Weimar, Erfurt und 
Jena sieht sich hier gut aufgestellt. 

Jena und sein Umland gelten 
als einer der Wirtschaftsmo-
toren in Ostdeutschland. 
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zusammen“, betont Dr. Bernd Dallmann, 
Vorsitzender des Verbands der Wirtschafts-
förderer in Deutschland e.V. in Freiburg. 
„Ihre definierte Aufgabe ist, gemeinsam mit 
den anderen Akteuren vor Ort, also Politik, 
Kammern und Verbänden, ein für die Regi-
on passendes, sinnvolles, zukunftsträchtiges 
Entwicklungskonzept zu erarbeiten, dies 
umzusetzen und damit auch die Rahmenbe-

dingungen für das Wirtschaften und Leben 
in der Region zu verbessern. So machen sie 
einen Standort sichtbar, wahrnehmbar, sor-
gen dafür, dass er an Profil und Attraktivität 
gewinnt.“ Dallmann ergänzt: „Zudem unter-
stützen sie Gründer, ansiedlungswillige oder 
bestehende Unternehmen und andere Arbeit-
geber ganz praktisch bei der Ansiedlung oder 
Erweiterung.“ 

Was muss eine attraktive Wirtschaftsregion 
heute leisten? Das korrespondiert zum einen 
mit den fünf schon skizzierten Indikatoren. 
Zum anderen setzen die Regionen indivi-
duelle Akzente. Bernd Dallmann findet, in 
Zeiten des Fachkräftemangels müssen die 
Menschen vor allem gern in einer Region 
leben. „Die Basis für erfolgreiches Wirtschaf-
ten sind die Fachkräfte. Und die können sich 
in Zukunft aussuchen, für wen und wo sie 
arbeiten, ob sie umziehen oder bleiben. Des-
halb muss ein Wirtschaftsförderer da anset-
zen: Wohnambiente, Kindergärten, Schulen, 
Weiterbildung, Freizeitwert, Natur, Kultur.“ 
Unternehmensberater Bruno Hake ergänzt: 
„Eine attraktive Wirtschaftsregion ist aber 
auch verkehrstechnisch gut angeschlossen, 
hat eine gute Infrastruktur und weist einen 
gesunden Branchenmix auf.“ Anja Wilde, 
Geschäftsführerin des Vereins Europäische 
Metropolregion München e.V., ergänzt zum 
Stichwort Branchenmix: „Ein wichtiger 
Pluspunkt sind hierbei auch engagierte 
Netzwerke, die Wirtschaft und Wissenschaft 
zusammenbringen.“ Der Verein dient Wirt-
schaftsförderern, Unternehmen, Kammern, 
Wissenschaftseinrichtungen und der Politik 
als Austauschplattform, um die Region rund 
um München europaweit zu positionieren.

Hilfe bei Fördermittelanträgen
Bleibt noch die finanzielle Seite. „Die einzige 
finanzielle Stellschraube einer Region ist der 
Gewerbesteuerhebesatz. Wirtschaftsförde-
rer, Städte, Kommunen, Kreise haben keine 
eigenen Fördertöpfe zur Verfügung. Wenn 
Förderung, dann nur über die Länder- und 
EU-Töpfe oder anderweitige übergeordnete 
Programme“, betont Bernd Dallmann. „Gute 
Wirtschaftsförderer helfen Unternehmern 
aber bei deren Beantragung.“ 
Bleiben für den Unternehmer auf Standort-
suche also nur noch diese Aufgaben: Sich 
die Region persönlich anschauen, mit den 
Akteuren vor Ort sprechen, die Antworten 
auch kritisch hinterfragen und dann die Wirt-
schaftsregionen in der engeren Wahl noch 
einmal gegenchecken, die Entscheidung 
objektivieren. „Gerade für diesen Check 
lässt sich auch unser Online-Tool, das eine 
umfangreiche Datenbasis aus Informationen 
von Marktforschern und des Statistischen 
Bundesamts zugrunde legt, nutzen“, erwähnt 
Malte Geschwinder, der dafür unter anderem 
den Geo-Business-Award erhalten hat. „Der 
Unternehmer kann zur Einordnung aber 
auch das eigene Netzwerk ein weiteres Mal 
bemühen und seinen Steuerberater bitten, 
dass dieser seine Kontakte spielen lässt“, sagt 
Oliver Braun.

Direkter Draht zum Bürgermeister
Wie Unternehmen von engagierten Wirtschaftsregionen profitieren 
können, zeigt auch das Beispiel des Generika-Herstellers Hexal in 
Holzkirchen. 

Hexal ist einfach ein Begriff. Selbst als 
der Generika-Hersteller 2005 an den 
Schweizer Pharmakonzern Novartis 
verkauft wurde, blieb ihm sein Name 
erhalten. Gegründet wurde Hexal 1986 
in Tegernsee am Tegernsee im Land-
kreis Miesbach bei München. Zwei 
Jahre später zog das Unternehmen um 
– und zwar nach Holzkirchen, ebenfalls 
im Landkreis Miesbach. „Die Region 
hat viele Vorzüge“, so Hexal-Sprecher 
Hermann Hofmann. „Die Nähe zu Mün-
chen, die breit gefächerte medizinische 
Szene aus Wissenschaft, Kliniken und 
Firmen in München und Umgebung, 
dadurch auch Fachkräfte, die gute 
Anbindung an Autobahnen, Bahnen 
und den Münchner Flughafen, darüber 
hinaus die prächtige Natur. Es gab kei-
nen Grund, den Standort grundsätzlich 
zu wechseln und in einen anderen Teil 
der Republik umzuziehen.“ 
Ein weiterer Standortvorteil kam im 
Jahr 2005 hinzu. „Damals – Hexal war 
soeben von Novartis gekauft worden 
– stand an, das in Wien beheimatete 
internationale Headquarter der Novar-
tis ebenfalls nach Holzkirchen umzusie-
deln. Seinerzeit senkte der Gemeinde-
rat von Holzkirchen den Gewerbesteu-
erhebesatz, auch um uns entgegen-
zukommen“, erzählt Hofmann. „Der 
Bürgermeister sprach damals davon, 
dass Holzkirchen nun das Monaco von 
Oberbayern sei. Das ist mittlerweile ein 
geflügeltes Wort. Und der Anspruch 

sollte auch weiter eingelöst werden.“ 
Beschäftigte Hexal zunächst 60 Mitar-
beiter, sind heute 1.300 zur Novartis-
Gruppe gehörige Mitarbeiter vor Ort. 
Bald werden es noch mehr sein, denn 
aktuell zieht auch noch ein zum Kon-
zern gehörender Impfstoffhersteller 
aus Marburg nach Holzkirchen um. 
„Was wir daneben außerdem sehr zu 
schätzen wissen: Wir haben stets einen 
ganz direkten Draht zum Bürgermeister 
von Holzkirchen. Er unterstützt uns 
gemeinsam mit der Standortmarketing-
gesellschaft des Landkreises Miesbach 
pragmatisch, wo er kann.“ Hofmann 
betont: „Der Standort passt und ent-
wickelt sich zudem zu unseren Guns-
ten weiter, etwa durch den Bau eines 
Gymnasiums. So leben und arbeiten 
wir alle, auch unsere internationalen 
Mitarbeiter, gern hier und schätzen das 
Umfeld – und tun umgekehrt auch dem 
Standort gut.“
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Wer betreut die Kinder während der Sommer-
ferien? Wohin mit der demenzkranken Mut-
ter? Längst sind diese Probleme nicht mehr 
Privatangelegenheiten einzelner Angestell-
ter, sondern Chefsache. Steuerberater sehen 
sich heute oft selbst in der Verantwortung, 
für eine gute Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ihrer Mitarbeiter zu sorgen. Kein 
Wunder: Ein Mitarbeiter, der von seinem 
Arbeitgeber in familiären Angelegenheiten 
unterstützt wird, ist motivierter und fehlt sel-
tener. Und dass die Familienfreundlichkeit 
der Kanzleien für viele Bewerber mittlerweile 
mehr zählt als das Gehalt, stellt sich immer 
wieder in Einstellungsgesprächen heraus.

Männern wird Familie wichtiger
Für 72 Prozent der Arbeitnehmer spielen 
familienfreundliche Angebote bei der Arbeit-
geberwahl eine wichtige Rolle. Dies ergab 
die Studie „Personalmarketing 2010“ des 
Marktforschungsinstituts Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK). Das betrifft auch 

Familienfreundlichkeit 

Damit die Mamas 
und Papas bleiben

Steuerbüros, zumal in den meisten Kanz-
leien überwiegend Frauen arbeiten. Doch 
auch für junge männliche Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer wird der Aspekt Work-Life-
Balance immer bedeutender. 
Es habe sich offenbar ein Wertewandel voll-
zogen, beobachtet WPin StBin Gertrud Berg-
mann, Partnerin bei dem mittelständischen 
Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsunter-
nehmen Röver Brönner KG mit Sitz in Ber-
lin. Der Anteil der Männer in Elternzeit und 
in Teilzeit sei in den letzten Jahren deutlich 
gestiegen. 
Auch beim Software- und IT-Dienstleister 
Datev in Nürnberg ist dieser Trend spürbar. 
Das Unternehmen hat spezielle Maßnahmen 
für Väter entwickelt, so zum Beispiel Väter-
briefe, in denen Männer Infos zur Geburtsbei-
hilfe (500 Euro pro Kind) und zur Möglichkeit 
eines zweitägigen Geburts-Sonderurlaubs 
erhalten. Zudem lädt die Datev Väter zu 
einem Beratungsgespräch über die Verein-
barkeit von Familie und Beruf ein.

Investitionen in Familienfreundlichkeit rech-
nen sich für Steuerkanzleien, darüber sind 
sich Kanzleiberater einig. Personelle Eng-
pässe sorgen schließlich schon jetzt in vielen 
Steuerbüros für organisatorische Herausfor-
derungen, die Kanzleichefs intern schwer 
lösen können. Vor allem qualifizierte Steuer-
fachangestellte mit längerer Berufserfahrung 
sind per Stellenanzeige kaum zu finden. In 
den nächsten Jahren soll es wegen der demo-
grafischen Entwicklung noch schwieriger 
werden, Nachwuchskräfte zu rekrutieren.

Pluspunkt bei der Personalsuche
Da gilt es, dringend vorzusorgen und ein 
Work-Life-Balance-Maßnahmenpaket zu erar-
beiten – nicht nur um die eigenen Leistungs-
träger langfristig zu halten und  Angestellten 
eine schnelle Rückkehr aus der Eltern- oder 
Pflegezeit in den Beruf zu ermöglichen, son-
dern vor allem auch, um für junge, gut aus-
gebildete Steuerfachkräfte attraktiv zu sein. 
Wie kann das kostengünstig gehen?

Für 72 Prozent aller Arbeitnehmer ist Familienfreundlichkeit ein wichtiger Faktor bei der Wahl des Arbeitgebers. Steuerkanz-
leien sind darum gut beraten, sich mit dem Thema zu befassen. Oft bringen kleine Umstellungen erhebliche Verbesserungen.
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Interview

„Es lohnt sich für Kanzleichefs, mit Familienfreundlichkeit zu werben“
Kanzleiberaterin Cordula Schneider vom Netzwerk „Delfinet“ für zukunftsorientierte Steuerberater über die 
Zugkraft familienfreundlicher Maßnahmen beim Personalmarketing.

SteuerConsultant: Gibt es auf dem 
Arbeitsmarkt der Steuerprofis einen 
Trend zur Familienfreundlichkeit?
Cordula Schneider: Die meisten Steuer-
kanzleien waren schon vor 30 Jahren in 
puncto Familienfreundlichkeit recht gut 
aufgestellt im Vergleich zu anderen Bran-
chen. Nur wurde darüber nie viel geredet. 
Erst jetzt ist es ein Thema geworden, mit 
dem Steuerberater offensiv umgehen. 
Der Begriff Familienfreundlichkeit wird 
in Kanzleien jetzt auch weiter gefasst als 
früher: Es geht dabei nicht nur um The-
men wie Kinderbetreuung und Arbeits-
zeitflexibilisierung, sondern aufgrund 
der demografischen Entwicklung immer 
mehr auch um die Pflege von älteren 
Familienangehörigen. Nicht jeder hat 
schließlich Kinder, aber Eltern haben die 
meisten Mitarbeiter.

SteuerConsultant: Warum ist es wich-
tig, nicht nur eine familienfreundliche 
Kanzlei zu sein, sondern es sich auch 
auf die Fahnen zu schreiben? Und wie 
kann man das am besten tun?
Schneider: Die Familienfreundlichkeit 

der Kanzleien wird immer mehr zum 
Wettbewerbsvorteil im Kampf um qua-
lifizierte Steuerfachkräfte, die auf dem 
Arbeitsmarkt rar werden. Gerade die 
junge Generation ist nicht mehr bereit 
zurückzustecken, wenn es um die Balan-
ce zwischen Berufs- und Privatleben geht. 
Dieser Punkt ist, wie Umfragen immer 
wieder zeigen, vielen noch wesentlich 
wichtiger als eine Gehaltserhöhung. Es 
lohnt sich für Kanzleichefs, mit der Fami-
lienfreundlichkeit explizit zu werben und 
diesen Aspekt überall hervorzuheben: 
Auf der Homepage, in Stellenanzeigen, in 
sozialen Netzwerken im Internet – sogar 
auf dem Briefpapier sollte der Punkt „die 
familienfreundliche Kanzlei“ auftauchen. 
Steuerberater sollten das Thema zu ihrer 
Kanzleiphilosophie und zu ihrem Allein-
stellungsmerkmal machen und bei ihren 
Marketingmaßnahmen berücksichtigen. 
Auch von den Mandanten – gerade den 
Klein- und Mittelständlern – wird das in 
der Regel sehr positiv aufgenommen.

SteuerConsultant: Wie gehen Kanzlei-
chefs am besten vor, wenn sie ein Paket 
mit familienfreundlichen Maßnahmen 
für die Mitarbeiter schnüren möchten?
Schneider: Eine gute Möglichkeit wäre, 
eine Projektgruppe in der Kanzlei zu eta-
blieren, die sich um das Thema kümmert, 
den Bedarf ermittelt und ein Maßnah-
menpaket erarbeitet. Interessant kann 
es auch sein, Kontakt zu lokalen Bündnis-
sen und Initiativen für Beruf und Familie 
aufzunehmen, die Kanzleien auf ihrem 
Weg zur Familienfreundlichkeit begleiten 
können. Externe Dienstleister vermitteln 
ebenfalls Familienservices aller Arten.

SteuerConsultant: Welche familien-
freundlichen Maßnahmen bringen Ihrer 
Erfahrung nach den größten Nutzen für 
die Kanzleien?

Schneider: Das kann man nicht pau-
schal sagen, denn es hängt stark von der 
Belegschaftsstruktur und vom Standort 
der Kanzlei ab. Es empfiehlt sich daher, 
zunächst eine Mitarbeiterbefragung zu 
machen und den Bedarf zu evaluieren. 
In einigen Kanzleien wären die Steuer-
fachangestellten froh, wenn man ihnen 
Belegplätze in benachbarten Kindergär-
ten reservieren könnte, andere wünschen 
sich flexiblere Arbeitszeiten und Home 
Office. Mitarbeiter, die ihre demenz-
kranken Eltern pflegen, wollen dagegen 
oft lieber in der Kanzlei arbeiten, um 
Abstand zu haben, und benötigen Unter-
stützung durch Beratungsangebote und 
einfach mal ein offenes Ohr. Manchmal 
können kleine Maßnahmen, die nichts 
oder nur wenig kosten, eine große Wir-
kung haben.

SteuerConsultant: Welche Kleinigkeiten 
können zum Beispiel helfen?
Schneider: Ich hatte mal ein Schlüssel-
erlebnis, als ich noch als Steuerbera-
terin meine Kanzlei geleitet habe. Eine 
Mitarbeiterin kam immer pünktlich 
zur Arbeit, war aber morgens oft sehr 
schlecht gelaunt. Irgendwann habe ich 
sie gefragt, woran es liegt. Sie hat mir 
gesagt, dass sie auf dem Weg vom Kin-
dergarten zur Kanzlei immer im Stau 
steht, um zur Kernzeit um neun Uhr 
da zu sein – und dass sie zehn Minuten 
später wesentlich besser durchkommen 
würde. Wir haben dann vereinbart, dass 
sie um 9.15 Uhr kommen darf. Damit war 
das Problem gelöst. Gerade kleine Kanz-
leien können durch ähnliche unbürokra-
tische Absprachen bei den Mitarbeitern 
punkten. Das Wichtigste ist, im Gespräch 
miteinander zu sein und der Belegschaft 
als Kanzleichef zu signalisieren, dass 
man bereit ist zu helfen und Verständnis 
für familiäre Belange hat.
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Es ist ein Irrglaube, dass nur große Steuer-
kanzleien und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften sich Familienfreundlichkeit leisten 
können. Freilich können diese teilweise mit 
eigens für die Mitarbeiter eingerichteten Kin-
dergärten trumpfen – wie etwa die Rechtsan-
walts-, Steuerberatungs- und Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Rödl & Partner, die direkt 
in ihren Nürnberger Kanzleiräumen eine 
Kinderkrippe betreibt und Kitaplätze für die 
Mitarbeiter in Kanzleinähe bereitstellt. Auch 
kleinere Kanzleien können familienfreund-
liche Angebote machen.

Spielraum bei Arbeitszeit und -ort
Kreative Lösungen, die nicht viel kosten und 
trotzdem wirken, gibt es inzwischen viele, 
wie Beispiele aus Kanzleien und Mandanten-
unternehmen zeigen. Die Flexibilisierung 
der Arbeitszeit und des Arbeitsorts ist die 
gängigste Variante der Steuerbüros, famili-
enfreundlich zu handeln. Gleitzeit und Home 
Office sind in vielen Kanzleien bereits die 
Regel. Diverse große und kleine Steuerkanz-
leien sammeln zudem positive Erfahrungen 
mit dem Modell Vertrauensarbeitszeit, 
bei dem nicht die Zeit, sondern allein das 
Arbeitsergebnis zählt.
Es gibt aber noch andere Möglichkeiten: So 
können Beschäftigte mancher Unternehmen 
Essen aus der Kantine für Angehörige mit 
nach Hause nehmen, andere Arbeitgeber 
laden Mitarbeiterkinder zum Mittagessen ins 
Betriebsrestaurant ein, bezuschussen Kinder-
menüs in den Ferien oder liefern Pflegebe-
dürftigen warmes Essen nach Hause. Auch 
haushaltsnahe Dienstleistungen, die Büros 
für den eigenen Bedarf einkaufen, können 
den Angestellten zu günstigen Konditionen 
angeboten werden: Wäsche-, Bügel-, Reini-
gungsservices entlasten schließlich nicht nur 
den Kanzleichef, sondern auch die Mitarbei-
ter in ihrem Alltag.
Es kostet nicht viel, ein Kontakt-Halte-
Programm für Steuerfachangestellte in der 
Eltern- oder Pflegezeit zu entwickeln: Viel-
fach reicht es, sie zu den Kanzleifesten ein-
zuladen, ihnen den Zugang zum Intranet zu 
ermöglichen, Fachzeitschriften zuzuschicken 
und Weiterbildungen zum Beispiel via E-Lear-
ning anzubieten. Wichtig ist, dass die Füh-

rungskräfte in entsprechende Maßnahmen 
einbezogen sind und Familienkarrieren in 
der Kanzlei allgemeine Akzeptanz und Aner-
kennung finden. Individuelle Absprachen im 
Team sollten ferner möglich sein, wenn es um 
die Erstellung von Arbeitsplänen geht.
Auch finanzielle Beihilfen sind bei Mitar-
beitern gern gesehen: Ein Zuschuss zur 
Kinderbetreuung geht zum Beispiel fast 
immer, und schon 50 Euro können helfen 
und haben zudem Signalwirkung. Die Ein-
richtung eines Eltern-Kind-Büros mit einer 
Spielecke bereitet nicht viel Mühe, trägt aber 
zur schnelleren Rückkehr aus der Elternzeit 
bei. Für größere Maßnahmen – wie etwa das 
Angebot einer Ferienbetreuung für die Kin-
der - empfiehlt es sich, Verbundlösungen mit 
anderen Kanzleien oder in der Nähe ansäs-
sigen Unternehmen zu suchen. Die Website 
www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de bietet 
Infos zu bestehenden Verbünden und erlaubt 
eine Kontaktaufnahme.
„Einen Ansprechpartner für Work-Life-
Balance in der Kanzlei zu benennen, kann 
der erste Schritt für ein ganzheitliches Maß-
nahmenpaket sein“, sagt Angela Kienle von 
der Initiative „Beruf und Familie“. Dieser 
Ansprechpartner halte dann die Fäden in der 
Hand, informiert über mögliche Angebote für 
Familien und hält den Kontakt zu externen 
Dienstleistern. Die Angebotspalette solcher 
privater und öffentlicher Anbieter von Fami-
lienservices ist enorm: Auf dem Programm 
stehen Bedarfsanalysen im Bereich Work-
Life-Balance, Mitarbeiterevaluationen, Wie-
dereinstiegs-Coachings für Rückkehrer aus 
der Eltern- und der Pflegezeit, Organisation 
einer unternehmensnahen Kinderbetreuung 
bis hin zur Altenpflege, Hausmeisterdiensten, 
Lebenslagen- oder Rechtsberatung für die Mit-
arbeiter. Gerade im Bereich „Elder Care“, also 
der Betreuung und Pflege von Angehörigen 
im Seniorenalter, haben solche Dienstleister 
oft große Expertise und viele Kontakte, die 
sogar große Gesellschaften mit eigener Per-
sonalabteilung kaum vorhalten können. 

Familienservice-Anbieter helfen
Beim bundesweiten Familienservice-Spe-
zialisten PME zum Beispiel gehören zum 
Angebot lang angelegte Beratungsprozesse 
zur Pflegeversicherung, zur Wohnungsanpas-
sung und die Vermittlung von Pflegekräften 
und  stationären Betreuungseinrichtungen. 
Die Kosten sind dabei meist überschaubar. Bei 
PME wird in Pro-Kopf-Pauschalen für ein Jahr 
gerechnet. Diese beginnen abhängig von der 
Leistungstiefe inklusive 24-Stunden-Hotline 
bei rund fünf Euro. Der Hamburger Anbieter 
„CarpeDiem24“, der sich auf externe Mitar-
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beiterberatung und Familienservice spezia-
lisiert hat, berechnet zwischen 25 Euro und 
155 Euro pro Mitarbeiter pro Jahr – je nach 
gebuchtem Modul. Die Auftraggeber erhalten 
dann jährlich einen anonymisierten Bericht 
über die Nutzungsrate der telefonischen 
und persönlichen Beratung, aber auch über 
Nutzung der im Betrieb angebotenen Sprech-
stunden. Bei dem vom Land NRW geförderten 
Aachener Familienservice liegen die Kosten 
für die Basisfinanzierung für Unternehmen 
während der Projektlaufzeit bei 0,49 Euro pro 
Mitarbeiter monatlich – jedoch mindestens 
500 Euro pro Jahr. Bei „FamilyXperts“, einem 
Gewinner des bundesweiten Innovationswett-
bewerbs „Unternehmen Familie“ der Robert-
Bosch-Stiftung, kann man ein- bis zweitägige 
Führungskräftetrainings zum Thema Work-
Life-Balance buchen. Die Preise liegen zwi-
schen 1.200 bis etwa 1.500 Euro für eine 
Gruppe von acht bis zwölf Personen.

Kommunikation gehört dazu
Doch es reicht nicht, ein Maßnahmenpa-
ket für Work-Life-Balance in der Kanzlei zu 
haben. Die Wirksamkeit muss geprüft und 
die individuellen Bedürfnisse der Mitarbeiter 
müssen immer wieder neu erfasst werden. 
Ferner gehört Kommunikation dazu – zum 
einen kanzleiintern, in persönlichen Bera-
tungsgesprächen, schriftlichen Mitarbeiter-
infos und im Intranet, zum anderen aber auch 
öffentlich übers Internet, Mandantenbriefe, 
Pressemitteilungen oder Stellenanzeigen.
Ein Beitritt zum Unternehmensnetzwerk 
„Erfolgsfaktor Familie“ kann sich auszah-
len. Es hilft Kanzleien bei ihrer Öffentlich-
keitsarbeit (www.erfolgsfaktorfamilie.de). Es 
stellt darüber hinaus auch das Mitgliederlo-
go „Erfolgsfaktor Familie“ bereit. Damit oder 
gegebenenfalls mit dem Zertifikat „Audit 
Beruf und Familie“ (www.beruf-und-familie.
de) lässt sich wirksam bekanntmachen, dass 
es einer Kanzlei ernst ist mit dem Thema 
Familienfreundlichkeit.

Eine ausführliche Tabelle mit 
Maßnahmen für mehr Familien-
freundlichkeit samt  Hinweisen zum 
Nutzen, zu Stoplersteinen und 
praktischen Tipps finden Sie unter 
www.steuer-consultant.de.
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Wenn Achim Speldrich und seine Kollegen 
aktiv werden, ist das Kind schon in den Brun-
nen gefallen. Speldrich leitet das Forderungs-
management bei der D.A.S. Prozessfinanzie-
rung AG in München. Das Unternehmen ist 
unter anderem Inkassodienstleister für Ver-
sicherungsnehmer der D.A.S. Rechtschutz-
versicherung. „Zu unseren Kunden gehö-
ren auch Steuerberater, die sich gegen das 
Kostenrisiko einer Forderungsbeitreibung 
versichert haben“, sagt Speldrich.
Bei einer offenen Honorarforderung prüft er 
im Streitfall, ob sich das Risiko eines Pro-
zesses zur Eintreibung der Forderung lohnt. 
Ein wesentliches Kriterium ist die finanzielle 
Lage des Schuldners. Die ermittelt Speldrich 
mithilfe von D&B und anderer Auskunf-
teien. „Die Bonitätsauskünfte helfen uns, 
abzuschätzen, ob ein Gläubiger doch noch 
zu seinem Honorar kommt“, sagt Speldrich. 
Die Informationen über Zahlungsverhalten, 
Bonität und Ausfallprognose von D&B, die 
sein Unternehmen seit zweieinhalb Jahren 
bezieht, seien dabei immer sehr präzise und 
umfangreich, so Speldrich.

Kanzleien gehen oft in Vorleistung
Derartige Auskünfte sind auch für Steuer-
kanzleien eine nützliche Informationsquelle. 
Schließlich gehen sie bei neuen Mandanten 
in Vorleistung. Eine Rechnung wird meist 
erst mit zeitlichem Abstand gestellt. „Die 
Daten der Auskunfteien sind ein effektiver 
Frühwarnindikator, um das Zahlungsaus-
fallrisiko neuer Mandanten abzuschätzen 
und Ausfallrisiken zu minimieren“, sagt Dr. 
Norbert Sellin, Geschäftsführer der Bürgel 
Wirtschaftsinformationen GmbH & Co. KG 
in Hamburg. 
Aber auch für die Beratung von Mandanten 
können die Berichte der Auskunfteien wert-
volle Werkzeuge sein. Die Kanzlei kann 
einen Mandanten auf Negativeinträge eines 
Lieferanten oder Abnehmers hinweisen 
und beispielsweise zu Vorkasse bei der 
Bezahlung raten. Für Robert Hoffmann aus 
Rosenheim sind die Bonitätsauskünfte von 

Auskunfteien

Lohnendes Wissensplus
Auskunfteien liefern wertvolle Informationen über das Zahlungsverhalten, die Bonität und das Forderungsausfallrisiko 
eines Unternehmens. Nutzen kann der Steuerberater dieses Wissen bei der Beratung seiner Mandanten. Die Daten der 
Auskunfteien können aber auch dabei helfen, die eigene Kanzlei vor uneinbringlichen Rechnungen zu bewahren.

Bürgel das Fundament seines Geschäfts. Die 
Wirtschaftskanzlei Hoffmann erwirbt offene 
Forderungen. „Um einen Preis kalkulieren zu 
können, benötige ich möglichst viele Informa-
tionen über den Schuldner und sein bishe-
riges Zahlungsverhalten“, sagt der Bankkauf-
mann. Besonders lobt er die Adressermitt-
lung von Bürgel, denn im Normalfall ziehen 
Negativeinträge nicht mit um. „Anhand des 
Namens und des Geburtsdatums haben wir 
schon oft jemanden mit offenen Forderungen 
wiedergefunden“, so Hoffmann. 

Wenige Anbieter auf dem Markt
Mit der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 
hat ein Umdenken in den Unternehmen ein-
gesetzt. Kredit- und Risikomanagement sind 
wichtiger geworden – auch im deutschen Mit-
telstand. Laut einer Creditreform-Befragung 
haben 80 Prozent der Unternehmen im Jahr 
2009 Forderungsausfälle erlebt. „Bei zehn 
Prozent der Unternehmen lagen die Ausfäl-
le höher als ein Prozent des Umsatzes. Das 
kann existenzbedrohend sein“, sagt Michael 
Bretz, Leiter der Abteilung Wirtschafts- und 
Konjunkturforschung im Verband der Ver-
eine Creditreform e.V. Da können die Ausga-
ben für Auskünfte sehr lohnend sein. 
Bei der Auswahl einer geeigneten Wirtschafts-
auskunftei trifft man auf einen oligopolistisch 
geprägten Markt in Deutschland. Es gibt nur 
wenige Anbieter, die auf Unternehmensinfor-
mationen spezialisiert sind und ebenso nur 
wenige, die sich auf Privatpersonen kon-
zentrieren – wobei eine saubere Trennung 
kaum möglich ist, denn alle Anbieter haben 
alles im Angebot (siehe Tabelle). Vereinfacht 
lässt sich sagen, dass Arvato Infoscore aus 
Baden-Baden und die Schutzgemeinschaft für 
allgemeine Kreditsicherung (Schufa) in Wies-
baden vor allem Auskünfte zu natürlichen 
Personen anbieten. Eine Ausnahme macht 
bei der Schufa die Kompaktauskunft. Das 
Produkt wurde Mitte 2010 eingeführt und 
bietet einen Überblick zu Bonität, Geschäfts-
tätigkeit, Stammdaten und Funktionsträgern 
eines Unternehmens. 

Auf Unternehmensauskünfte haben sich 
dagegen Bürgel Wirtschaftsinformationen, 
Creditreform, D&B Deutschland sowie Hop-
penstedt spezialisiert. Hoppenstedt 360 
und D&B Deutschland sind Schwesterunter-
nehmen, beide gehören zur schwedischen 
Bisnode Gruppe. Auch das  „ABC der deut-
schen Wirtschaft“ und das Nachschlagewerk 
„Wer liefert Was?“ gehören zu dem europa-
weit agierenden Unternehmen. Allerdings 
stammt der Namensgeber von D&B aus den 
USA. Es ist die börsennotierte Dun & Brad-
street Inc. (D&B). Sie ist mit 190 Millionen 
geschäftlichen Datenbankeinträgen die welt-
weit größte Auskunftei und mit 169 Jahren 
Unternehmensgeschichte vermutlich auch 
eine der ältesten. Das US-Unternehmen ist 
Erfinder der neunstelligen DUNS-Nummer. 
Große Unternehmen nutzen diese eindeutige 
Kennzeichnung beim Stammdatenmanage-
ment, um Dubletten bei Kunden oder Liefe-
ranten ausfindig zu machen.
Die Hamburger Bürgel Wirtschaftsinformatio-
nen GmbH & Co. KG ist ein Tochterunterneh-
men der Euler Hermes Kreditversicherungs-
AG und der KG EOS Holding GmbH & Co.

Crefo setzt auf Gegenseitigkeit
Die Creditreform, salopp auch Crefo genannt, 
ist als Verein organisiert. Wer Informationen 
von dort beziehen möchte, muss Mitglied 
werden (400 bis 600 Euro Jahresbeitrag). 
Die regionalen Vereine agieren selbstständig, 
auch bei der Preisgestaltung der Auskünfte. 
Koordiniert wird die Vereinsarbeit durch den 
Verband der Vereine mit Sitz in Neuss. Bei 
der Creditreform gilt das Prinzip „Informatio-
nen auf Gegenseitigkeit“. Die rund 125.000 
Mitgliedsunternehmen in Deutschland liefern 
regelmäßig Infos aus ihrer Geschäftstätig-
keit für Einzel- und Branchenauswertungen. 
Außerdem gehört die Creditreform zu den 
größten Inkassounternehmen im Land. Somit 
verfügt sie über detaillierte Informationen 
zum Zahlungsverhalten. Insgesamt umfasst 
der Datenbestand 3,8 Millionen Unterneh-
men in Deutschland.
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Die Preise der Auskünfte richten sich nach 
Menge und Umfang der abgerufenen Berichte. 
Fast alle Anbieter verfügen über Mengen-
rabatte. Wer nur gelegentlich Auskünfte 
bezieht, erhält Berichte auf Papier auf dem 
Postweg oder per E-Mail als PDF-Dokument. 
Darüber hinaus bieten die Auskunfteien 
Online-Zugänge zu ihren Datenbanken, die 
sofortige Abrufe ermöglichen. Großkunden 
können wichtige Kennzahlen und Daten 
direkt in die eigenen IT-Systeme überneh-
men. D&B bietet beispielsweise Datenex-
porte sowie eine direkte Schnittstelle in die 
Unternehmens-Software (ERP), etwa für SAP 
oder Microsoft Dynamics NAV (ehemals Navi-
sion). „Somit gelangen wichtige Kennzahlen 
für unternehmerische Entscheidungen ohne 
Medienbruch zu unseren Kunden“, sagt 
Christian Noack, Sprecher von D&B Deutsch-
land und Hoppenstedt360.

Ampeln für den raschen Überblick
Für die schnelle Übersicht fassen die Anbie-
ter Daten in Form von Ampelsymbolen und 
Zensuren zusammen. Der Bonitätsindex ist 
bei der Creditreform an Schulnoten (1 bis 6) 
angelehnt. Die Bürgel-Vollauskunft geht von 
0 bis 6, die Schufa-Kompaktauskunft von 
100 bis 600. Hinzu kommen je nach Pro-
dukt Zahlungsausfallwahrscheinlichkeiten, 
bisherige Zahlungserfahrungen und Kredit-
limitempfehlungen. Eine Kurzauskunft der 
Creditreform enthält beispielweise keine 
Bonitätsinformation. Diesen Sommer bringt 
Creditreform mit der Premiumauskunft 
ein sehr ausführliches Produkt mit Bilanz-

analyse und Unternehmenshistorie auf den 
Markt. Als Quelle dienen den Auskunfteien 
in erster Linie die im Handelsregister hinter-
legten oder im Bundesanzeiger veröffentlich-
ten Informationen. Darüber hinaus werten 
Rechercheteams Presseartikel aus, suchen 
im Internet und holen telefonische Auskünfte 
direkt bei den Unternehmen ein. „Wobei wir 
die belastbare Information aus einer Bilanz 
und die Zahlungserfahrung höher gewich-
ten“, sagt Christian Noack. Bei der Creditre-
form kommen noch die Auswertungen der 
Fragebögen hinzu. 

Erfahrungen aus der Kanzleipraxis
„Für uns sind die Informationen der Creditre-
form ein wichtiger Baustein in der Mandan-
tenberatung“, sagt Jürgen Seil, Stb und WP 
bei der Dr. Winnen, Thiemann, Seil Steuerbe-
ratungsgesellschaft in Koblenz. Durch Zufall 
sitzt die Kanzlei im selben Haus wie die Cre-
ditreform. „Etliche Mandanten fragen bei uns 
nach, ob sie einen bestimmten Abnehmer 
guten Gewissens beliefern können“, berichtet 
Seil. Vor allem Handwerksbetriebe würden 
durch ihre Vorleistungen für Material bei For-
derungsausfällen doppelt leiden. Seil weist 
auch auf das Seminarangebot der Creditre-
form hin, um Mandanten vorbeugend für die 
Thematik zu sensibilisieren. „Schließlich wol-
len wir keine reparierende, sondern gestal-
tende Beratung machen“, sagt Seil.
In der international vernetzten Wirtschaft 
reichen die Risiken aber über die 4,6 Millio-
nen Unternehmen in Deutschland hinaus. Ein 
Zulieferer sitzt eventuell im Ausland oder der 

Gesellschafter in Übersee. Dabei entwickeln 
sich die Volkswirtschaften – selbst im Euro-
Raum – unterschiedlich. Im Jahr 2010  ereig-
neten sich fast zwei Drittel aller Firmenin-
solvenzen in Westeuropa in Frankreich (29,1 
Prozent). Deutschland liegt mit 18,3 Prozent 
laut Creditreform an zweiter Stelle. Doch 
nahmen hierzulande im Vergleich zu 2009 
die Firmeninsolvenzen um 2,5 Prozent auf 
32.100 Fälle ab, während sie in Luxemburg 
(+30,8 Prozent), Italien (+30,8 Prozent) und 
der Schweiz (+19,9 Prozent) zunahmen. 
Daher blicken die Auskunfteien über 
Staatsgrenzen hinweg. Creditreform ist im 
deutschsprachigen Ausland und einigen 
osteuropäischen Ländern vertreten. In wei-
teren Ländern gibt es Kooperationspartner. 
Bürgel verfügt international über 3.700 
Experten an 120 Standorten in aller Welt. 
D&B Deutschland greift auf die 190 Millio-
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Auskunfteien leben 
von ihren umfas-
senden Informations-
beständen – auch 
wenn die Unterneh-
mensdaten heute 
wohl kaum noch auf 
Papier vorgehalten 
werden dürften.
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Name Arvato Infoscore 
GmbH

Bürgel Wirt-
schaftsinformatio-
nen GmbH & 
Co. KG

Creditreform D&B Deutschland 
GmbH 

Hoppenstedt 
Firmeninformatio-
nen GmbH

Schufa Holding 
AG

Adresse Rheinstr. 99
76532 
Baden-Baden
Tel: 07221 / 5040 
-1000

Gasstr. 18 
22761 Hamburg 
Tel: 040 / 89803 
-582

Hellersbergstr. 12
41460 Neuss 
Tel: 02131 / 
109-171 

Havelstr. 9 
64295 Darmstadt 
Tel: 06151 / 
1375-0

Havelstr. 9
64295 Darmstadt
Tel: 06151 / 
380-0

Kormoranweg 5 
65201 Wiesbaden 
Tel: 0611 / 9278-0

Internet www.arvato-
infoscore.de

www.buergel.de,
www.die-neue-
vollauskunft.de

www.creditre-
form.de

www.dnbgermany.
de

www.hop-
penstedt360.de,
www.hop-
penstedt.de

www.schufa-busi-
nessline.de

Schwer-
punkt*

Verbraucherinfor-
mationen

Unternehmensin-
formationen

Unternehmensin-
formationen

Unternehmensin-
formationen

Unternehmensin-
formationen

Verbraucherinfor-
mationen

Produkte
(Auswahl)

ICD Check 
(Online-Bonitäts-
prüfung)

Adressermittlung; 
Bonicheck, Fir-
menkurzauskunft, 
Finanzcheck, 
Rechtsformcheck, 
Vollauskunft

Premium-Aus-
kunft, Kurzaus-
kunft, Wirtschafts-
auskunft

DBAI Einzelauskunft Kompaktauskunft

Preis** keine unmittelbar 
für Steuerkanz-
leien relevanten 
Produkte

4,70 bis 8,50 Euro 
für eine Adresser-
mittlung, 15 bis 
30 Euro für eine 
Vollauskunft

ca. 25 bis 40 Euro 
für eine Wirt-
schaftsauskunft, 
je nach Region 
verschieden

ca. 30 bis 50 Euro 
bei 20 Abrufen 
pro Jahr

ca. 150 bis 
200 Euro

9,90 Euro

Zugehörig-
keit

Arvato AG / Ber-
telsmann Perso-
neninformationen

Allianz Group / 
Otto Group

Verband der 
Vereine 
Creditreform e.V.

Bisnode Gruppe Bisnode Gruppe Spezialkreditinsti-
tute, Privat- und 
Genossenschafts-
banken, Sparkas-
sen und Handels-
unternehmen

Quelle: Auskunfteien

* Der Leistungsschwerpunkt wird zumeist ergänzt durch ein größeres Angebotsspektrum an Verbraucher- und Unternehmensinformationen.
** Die Preise für Auskünfte variieren nach Produkt und Zahl der Abfragen, bei der Creditreform auch nach Region, da die Vereine eigenständig agieren.

»Wirtschaftsauskunfteien im Überblick
Eine überschaubare Anzahl von Anbietern teilt den Markt weitgehend unter sich auf

Die Unternehmensauskünfte beruhen in der Regel auf Daten aus dem Handelsregister und dem Bundesanzeiger, gemel-
deten Zahlungserfahrungen, Auswertungen von Presseartikeln sowie eigens bei den Firmen eingeholten Informationen.

nen D&B-Unternehmenseinträge aus aller 
Welt zu. So kann Achim Speldrich von der 
eingangs erwähnten D.A.S. Prozessfinanzie-
rung AG auch das Risiko eines Prozesses im 

Ausland bewerten. Doch im Regelfall geht 
es um inländische Schuldner. Das Einholen 
einer Bonitätsauskunft ist für Versicherte 
der D.A.S. Rechtschutzversicherung ab einer 

bestimmten Mindestversicherungsleistung 
enthalten – auch eine Option für Steuerkanz-
leien, um Ausfallrisiken zu erkennen, bevor 
das Kind in den Brunnen fällt.
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Es gibt für Steuerberater verschiedene Wege 
zur eigenen Kanzlei-Website. Homepage-
Baukastensysteme können eine gute Wahl 
darstellen. Sie sind ein Mittelweg zwischen 
der Beauftragung einer darauf spezialisierten 
Agentur und einer völlig selbstgestrickten 
Lösung. Das Grundprinzip: Der Nutzer 
generiert aus standardisierten Bausteinen 
seine Website, die er dann noch gemäß den 
individuellen Erfordernissen anpasst. Dies 
alles geschieht in der Regel online über den 
Internet-Browser – und ohne dass Program-
mier- und Designkenntnisse vorhanden sein 
müssen.
Manche Anbieter kümmern sich nicht nur um 
Technik und grafische Gestaltung, sondern 
pflegen auch branchenspezifische Inhalte in 
die automatisch erzeugten Websites ein. 

Anmeldeprozess
Den Versuch startete der SteuerConsultant 
mit einem typischen Vertreter dieses Baukas-
tenprinzips, der „Do-it-yourself-Homepage“ 
des Internet-Anbieters 1&1. Der browser-
basierte Anmeldevorgang erscheint ausge-
reift, die Benutzerführung zum gewünschten 
Angebot ist klar und intuitiv. Einzige kleine 
Hürde: Es gibt ein entsprechendes Angebot 
auch für private Websites – hier sollte man 
sich nicht „verklicken“. Auf dem Auswahl-
bildschirm für die gewünschte Branche des 
Do-it-yourself-Dienstes angekommen, taucht 
schon nach den ersten eingegebenen Buch-

Internet-Auftritt

Homepage im 
Baukastensystem 
Immer mehr Internet-Anbieter bieten automatische Website-Generatoren. Gerade 
Berufseinsteiger oder Neugründer lockt der günstige Preis – aber können damit auch 
professionelle Seiten individuell gestaltet werden? SteuerConsultant hat es ausprobiert.

staben als oberste Auswahlmöglichkeit der 
„Steuerberater“ auf. 
Von dort gelangt man über eine Seite, wel-
che die einzelnen Funktionen des Angebots 
vorstellt, und die Auswahl des Leistungspa-
kets (Basic: 9,99 Euro, Plus: 19,99 Euro, Pro: 
29,99 Euro – jeweils pro Monat) direkt zu den 
Formularen, welche die Basisdaten für die zu 
erstellende Website abfragen. Eine passende 
Web-Adresse lässt sich gleich mit auswäh-
len. Das ganze dauert 20 Minuten. Dann ist 
es soweit. Auf Basis der persönlichen Daten 
und der gewählten Einstellungen – etwa 
bezüglich der „Farbwelt“ – wird die Kanzlei-
Website generiert.

Anpassungsmöglichkeiten
Die Homepage macht gestalterisch einen 
überzeugenden Eindruck. Gleich mit einge-
richtet werden die Unterseiten „Über unsere 
Kanzlei“, „Unsere Leistungen“, „Aktuelles“, 
„Kontakt“ und „Impressum“, alle gefüllt mit 
Mustertexten, die sich auf ein fiktives Steuer-
büro beziehen und als Inspiration für eigene 
Inhalte dienen. Über das 1&1-Controllcenter 
gelangt man schnell zur Homepage-Verwal-
tung, wo sich so gut wie alle Elemente und 
Einstellungen der Baukasten-Internetpräsenz 
verändern lassen.

Es ist verlockend, sich beim Herumbasteln 
gleich der Grafik zuzuwenden, doch man 
sollte keinesfalls versäumen, alle automa-
tisch eingefügten Texte umzuformulieren. 
Sonst kann es peinlich werden, etwa wenn 
Berufseinsteiger den Formulierungsvorschlag 
zur langen Berufserfahrung übernehmen.
Die Bedienung des Homepage-Editors im 
Browser ist leicht zu erlernen. Beim Bewe-
gen der Maus werden die jeweils zu verän-
dernden Elemente hervorgehoben. Allein bei 
den Grundlayouts stehen fast vier Dutzend 
Varianten zur Wahl – und es lassen sich 
zudem eigene Layouts zusammenstellen. 

Fazit 
Wie am Beispiel der „Do-it-yourself-Home-
page“ von 1&1 zu sehen ist, erzeugen 
Websitde-Generatoren branchenspezifische 
Hompages, an denen grafisch und technisch 
nichts auszusetzen ist. Man muss kein Com-
puterspezialist sein, um gute Ergebnisse 
damit zu erzielen, doch ganz ohne IT-Affinität 
dürfte es nicht gehen. Wer bereit ist, einige 
Stunden in die Anpassung zu investieren, 
kann mit dem Dienst auf preiswerte Weise 
eine Kanzlei-Homepage kreieren, welche alle 
für kleinere Büros wesentlichen Funktionen 
bereitstellt. 

Holger Schindler
ist Diplom-Betriebswirt (BA), Wirtschafts-
journalist und fester freier Mitarbeiter der 
„SteuerConsultant“-Redaktion.
E-Mail: holger.schindler@haufe.de

»  Anbieterauswahl

1&1 (www.1und1.de)  bietet die 
„Do-it-yourself-Homepage“ (für 
200 verschiedene Branchen) ab 
9,99 Euro pro Monat.

Strato (www.strato.de)  bietet 
mit seinen „LivePages“ einen 
ähnlichen Dienst (350 verschie-
dene Branchen) ab 8,90 Euro pro 
Monat.

Der Auswahldialog 
für das Seiten-
layout: Rund vier 
Dutzend Varianten 
stehen bereit.
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Bürodrucker 

Seitenweise Sparpotenzial
Es ist ein Dauerbrennerthema: Allen Prophezeiungen der papierlosen Kanzlei zum Trotz, gehören Druckkosten noch immer zu den 
größten Posten im IT-Budget. Darum ist es höchste Zeit, der Druckerinfrastruktur die notwendige Aufmerksamkeit zu schenken.

Multifunktionsgeräte wie dieses, 
das Farbdrucker, Kopierer, Scanner 
und Faxgerät in sich vereint, sind in 
Büros vermehrt gefragt.
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Noch immer druckt jeder deutsche Büroan-
gestellte im Schnitt 40 Seiten pro Tag aus, 
hat das Marktforschungsunternehmen Ipsos 
vergangenes Jahr im Auftrag von Lexmark 
herausgefunden. Nicht nur die Menge spricht 
gegen die Vision des papierlosen Büros, son-
dern auch die Tendenz. Die zeigt nämlich 
nach oben. Zwei Jahre zuvor lag das Tages-
druckvolumen noch bei 36 Seiten. 

Papier ist in der Arbeitswelt nach wie vor 
ein wichtiges Medium – Digitalisierung hin 
oder her. Auch die elektronische Akte konnte 
das Druckaufkommen bisher nicht merklich 
senken. Schriftsätze, E-Mails, Statistiken, 
Rechnungen, Bestellvorgänge – vieles wird 
aus Gewohnheit ausgedruckt, manches 
wegen noch immer unzureichend digitali-
sierter Geschäftsprozesse, anderes, weil es 
schlichtweg für die Kommunikation oder die 
Ablage notwendig ist.
Der Auswahl einer geeigneten Druckerin-
frastruktur kommt daher auch in der Steu-
erkanzlei große Bedeutung zu. Wer hier 
falsche Entscheidungen trifft, kann viel Geld 
verlieren. „Meistens wissen die Mitarbeiter 
und Chefs noch nicht einmal, was Drucken 
in ihrer Kanzlei oder ihrem Unternehmen 
kostet“, sagt Dirk Behrens, Projektmanager 
im Bereich Printanalyse bei der Wiesbadener 
Bü-Tec Büromaschinen Handels GmbH. Dabei 
sind die Summen erheblich. Bei 40 Seiten pro 
Tag, wie es die Ipsos-Studie nahelegt, belau-
fen sich allein die Kosten für die Drucke auf 
264 Euro pro Jahr und Mitarbeiter, legt man 
einen Preis von 3 Cent pro Ausdruck zugrun-
de. Bei zehn Mitarbeitern sind das bereits 
2.640 Euro jährlich – Kosten für Hardware, 
Wartung und Reparatur nicht eingerechnet.

Reine Kopierer und Faxgeräte 
verlieren an Bedeutung
Wenn es schon nicht gelingt, das Druckvo-
lumen zu reduzieren, sollte man wenigstens 
versuchen, die Kosten zu reduzieren. Das 
beginnt bei der Zusammenstellung des geeig-
neten Geräteparks. Gemäß der von Brother 
unterstützten „Printerumfrage10“ von Doku-
life Consulting & Research verlieren Kopierer 
und Faxgeräte immer mehr an Bedeutung. 
Ursache sei die wachsende Beliebtheit der 
Multifunktionsgeräte. Selbst der Absatz von 
Stand-alone-Druckern leidet unter der Beliebt-
heit der Alleskönner, die drucken, scannen, 
kopieren und oft auch faxen. Besonders in 
kleineren Unternehmen seien sie überpro-
portional häufig vertreten. 
Die beliebteste Drucktechnologie für beruf-
liche Zwecke war laut der Studie der Schwarz-
Weiß-Laser. 49 Prozent der Befragten gaben 
an, einen solchen zu nutzen. 28 Prozent dru-
cken im Büro hauptsächlich auf Tintenstrahl-
geräten und auf Platz drei der meistgenutzten 
Drucktechnologien liegt der Farblaser mit 21 
Prozent. Ein weiteres Ergebnis der „Printer-
umfrage10“: Je kleiner das Unternehmen, 
desto höher der Anteil an Tintenstrahlern. 
Schwarz-Weiß oder Farbe? Laserdrucker 
oder Tintenstrahler? Stand-alone-Gerät oder 
Multifunktionsmodell? Das sind die Fragen, 

auf die man bei der Auswahl eines Druckers 
unter anderem Antworten finden muss. Am 
einfachsten dürfte die Frage Schwarz-Weiß 
oder Farbe zu beantworten sein. Wer fast nur 
Textdokumente ausdrucken möchte, der ist 
mit einem Schwarz-Weiß-Drucker im Allge-
meinen gut bedient. Fällt mal eine Präsen-
tation in Farbe zum Druck an, lässt sich das 
auch im nahen Copyshop erledigen.

Verbrauchskosten für 
Tintenstrahlgeräte gesunken 
Schwieriger ist die Entscheidung zwischen 
Laser- oder Tintenstrahltechnik. Dass Tin-
tenstrahler nur für daheim taugen, scheint 
nicht mehr so fest zementiert zu sein. Das 
liegt vor allem an den gesunkenen Ver-
brauchskosten für die Tintengeräte, die bei 
hohen Druckzahlen, wie sie im beruflichen 
Umfeld üblich sind, den Hauptanteil an den 
Produktlebenszykluskosten ausmachen. Die 
Anschaffungskosten, die bei Tintenstrahlern 
im Vergleich zu Laserdruckern im Allgemei-
nen noch immer geringer sind, spielen darin 
nur eine untergeordnete Rolle.
Der Hauptvorteil der Tintendrucker ist ihr 
großes Einsatzspektrum. Sie sind den Laser-
druckern nach wie vor überlegen, wenn es 
um Ausdrucke von Fotos und Bildern geht, 
was aber für Steuerkanzleien meist nicht so 
wichtig ist. Wer aber öfter CDs oder DVDs an 
Mandanten verteilt, sollte die Tintentechnik 
in Betracht ziehen. Damit lassen sich CD- oder 
DVD-Rohlinge bedrucken. Ein Tintenstrahler 
kommt zudem auch bestens mit Spezialpapie-
ren zurecht. Obwohl sie bei der Druckqualität 
von Textdokumenten aufgeholt haben, sind 
ihnen auf diesem Gebiet die Laserdrucker 
jedoch noch überlegen. Für Laserdrucker 
spricht also die hervorragende Druckqualität 
von Textdokumenten und Grafiken, was in 
Steuerkanzleien, wo es weniger auf Foto- und 
Bilderdrucke ankommt, bedeutsam ist. 

Stefan Gneiting
aus München schreibt 
seit vielen Jahren als 
freier Journalist vor 
allem über IT und 
Telekommunikation. 
Seine Artikel werden 
in Fachzeitschriften, 
Online-Medien, Publi-

kumszeitschriften und Kundenmagazinen 
veröffentlicht. 
E-Mail: stefan@stefan-gneiting.de
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»  Checkliste Druckerkauf 

Auf folgende Funktionen sollte beim Kauf eines Druckers 
unbedingt geachtet werden.

1.   Duplexdruck: Die Option, Vorder- und Rückseite zu bedrucken, hilft beim Papierspa-
ren und reduziert die Ablagemenge.

2.   Papierkassetten mit großer Kapazität: Die häufigste Ursache für einen Stillstand 
des Druckers ist ein leeres Papierfach. Je größer die Papierkassette, desto seltener 
der Stillstand.

3.   Netzwerkfähigkeit: Drucker sind heute Bestandteil der IT. Deshalb sollte man 
darauf achten, dass das Gerät auch in das Netzwerk eingebunden werden kann.

4.   Vertrauliches Drucken: In Kanzleien fallen viele vertrauliche Drucke an. Bei einer 
zentralisierten oder teilzentralisierten Druckerinfrastruktur sollte man daher darauf 
achten, dass die Geräte eine mittels PIN oder Chipkarte geschützte Druckinitiali-
sierung unterstützen. 

5.   Auf Empfehlungen der Software-Anbieter achten. Einige Anbieter von Steuer-
kanzlei-Software, wie etwa die Datev, geben Druckerkompatibilitätslisten heraus. 
„Um bestimmte Komfortfunktionen bei der Druckausgabe, wie beispielsweise 
den Paketdruck mehrerer Einzelauswertungen mit unterschiedlichem Duplexmo-
dus, unterstützen zu können, nutzt die Datev-Software von Microsoft definierte 
Betriebssystemmechanismen. Diese sind aber in den Druckertreibern der einzelnen 
Hersteller nicht immer in der gewünschten Form implementiert“, erklärt Benedikt 
Leder von der Datev. Die „Datev-Partner für Druckausgabegeräte“ ermitteln mittels 
fest vordefinierter Testverfahren für einen Teil ihres Produktportfolios einen jeweils 
geeigneten Druckertreiber und liefern dazu gegebenenfalls auch entsprechende 
Konfigurationsempfehlungen. 

6.   Achten Sie auf das Energystar-Label: Nur Drucker, die einen geringen Energie-
verbrauch haben, erhalten die Kennzeichnung Energystar. Die EU-Kommission 
betreibt auf ihrer Webseite www.eu-energystar.org einen Energierechner. Damit 
können Kanzleichefs nicht nur herausfinden, wie viel sie im Jahr für den Strom 
bezahlen, den ihre Drucker verbrauchen, sondern erhalten auch einen Überblick 
über die kompletten Kosten einschließlich Beschaffung und Verbrauchsmaterial. 

Bleibt noch offen, wann ein Stand-alone-Gerät 
sinnvoll ist und wann ein Multifunktionsmo-
dell. Letztere steigen vor allem deshalb in der 
Gunst der Einkäufer, weil sie erstens Platz- 
und zweitens Kostenvorteile versprechen. 
Über den Daumen gepeilt kann man sagen, 
dass All-in-one-Maschinen alle Funktionen 
auf der Standfläche eines Solo-Druckers 
unterbringen. Schafft man Faxgerät, Kopie-
rer, Scanner und Drucker dagegen jeweils als 
Einzelgerät an, muss man in der Kanzlei eine 
größere Ecke dafür freiräumen.
Die Kostenvorteile eines Allrounders resultie-
ren zum einen aus den geringeren Anschaf-
fungskosten, die erheblich unter jenen von 
vier Einzelgeräten liegen. Zum anderen benö-

tigt man nur noch einen Typ Tintenpatronen 
oder Tonerkartuschen und Drucktrommel. 
Das heißt, die Beschaffung der Verbrauchs-
materialien vereinfacht sich und wird so 
günstiger. Zudem hilft ein Multifunktions-
gerät, den Energieverbrauch zu senken. Ein 
Mehrzweckgerät benötige weniger als die 
Hälfte der Energie im Vergleich zu vier Ein-
zelkomponenten, schreibt die EU-Kommissi-
on auf ihrer Webseite zum Stromsparlabel 
Energystar. Großer Nachteil der Multis: Bei 
einem Defekt eines All-in-one-Modells kön-
nen alle vier Funktionen betroffen sein.
Hat eine Kanzlei mehr als zwei oder drei 
Mitarbeiter, dann dürfen solche geräte-
zentrierten Überlegungen nur der Anfang 

sein. Bei mehreren Mitarbeitern muss man 
unbedingt auch in Erwägung ziehen, inwie-
weit eine Integration der Drucker, Kopierer, 
Scanner und Faxgeräte in die IT-Infrastruktur 
sinnvoll ist.

Bedarfsanalyse zeigt
Verbesserungsmöglichkeiten
Kanzleien sollten vor dem Kauf eines neuen 
Druckers, besser noch in regelmäßigen 
Abständen, eine genaue Bedarfsanalyse 
vornehmen, um Optimierungspotenziale zu 
erkennen. „Dabei müssen viele Faktoren in 
Betracht gezogen werden“, erläutert Dirk 
Behrens, dessen Firma Bü-Tec derartige Bera-
tungsdienstleistungen anbietet. „Die optimale 
Druckerlandschaft hängt von der Nutzungs-
art und -intensität, den Toner-, Reparatur- und 
Energiekosten sowie der Positionierung der 
Geräte im Unternehmen ab.“
Am Anfang der Analyse steht die Bestimmung 
des Ist-Zustands. Wie viele und welche Geräte 
sind vorhanden? Wo stehen sie? Und ganz 
wichtig: Wie hoch ist das Druckaufkommen? 
Dafür gibt es mehrere Möglichkeiten. Ist 
bekannt, wann die Geräte beschafft wurden, 
hilft das Auslesen des internen Zählerstands 
der Drucker, um das Jahresdruckaufkommen 
zu berechnen. Genauer ist es aber, die aktu-
ellen Zählerstände zweimal im Abstand von 
zwei oder drei Monaten auszulesen. So erhält 
man den tatsächlich aktuellen Verbrauch. 
Noch genauer ist eine dritte Methode: „Mit-
hilfe eines Zählertools, das wir im Netzwerk 
installieren, können wir das Druckverhalten 
der Mitarbeiter tages- oder stundengenau 
erfassen“, sagt Behrens. 
Diese nackten Zahlen werden durch eine 
Mitarbeiterbefragung ergänzt, um deren 
spezifischen Anforderungen herauszufin-
den. „Es geht nicht allein um Druckkosten, 
sondern auch um die effiziente Verwendung 
der Arbeitszeiten“, erläutert Behrens. Immer 
wieder trifft der Berater auf Unternehmen, in 
denen die Mitarbeiter beispielsweise einen 
Scanner gemeinsam nutzen, um eine hohe 
Geräteauslastung zu erreichen. Dabei fällt 
aber oft unter den Tisch, dass viel Arbeitszeit 
für weite Wege verloren geht. 

Die Arbeitsabläufe sollten in die
Betrachtung einbezogen werden
„Hier bewegen wir uns bereits im Bereich der 
Prozessberatung“, sagt Behrens. Es geht dabei 
um eine Optimierung der Arbeitsabläufe, die 
Verkürzung von Wegen, die Reduktion des 
Papierverbrauchs und die Bereitstellung der 
richtigen Geräte. „Wir versuchen anhand 
der Daten dann die passende Hardware 
sowie optimale Standorte zu finden“, fasst 
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Behrens zusammen. „Nicht immer ist eine 
zentralisierte Lösung die kostengünstigste. 
Meist steht am Ende eine Mischung aus Ein-
zelplatz- und Netzwerkgeräten.“
Bei gemeinsamer Nutzung erlangt eine wei-
tere Funktion Bedeutung: Die per PIN oder 
Chipkarte geschützte Druckinitialisierung. 
Werden die Daten nämlich an einen Netz-
werkdrucker geschickt, der sie sofort verar-
beitet, liegen die Papiere im Ausgabefach, bis 
sie der Besitzer abholt – einsehbar für jeden. 
Multifunktionsdrucker, die den Druck erst 
starten, wenn sich der Nutzer mit einer PIN 
authentifiziert hat, verbessern den Schutz 
vertraulicher Daten. Noch bequemer für die 

Nutzer ist das Starten des Druckauftrags 
mittels Chipkarte. Kanzleien, die bereits ein 
chipkartenbasiertes Zutrittskontrollsystem 
nutzen, können vielfach dasselbe System 
auch fürs Drucken verwenden.

Mehr Sicherheit und Flexibilität  
durch Authentifizierung
Mit einer Authentifizierungslösung bleibt es 
dem Nutzer überlassen, an welchem Gerät er 
den Printauftrag erledigen lässt. Ist ein Mul-
tifunktionsgerät durch einen umfangreichen 
Auftrag für längere Zeit blockiert, so kann 
man sich einfach an ein anderes Gerät bege-
ben und an diesem drucken. 

Solche Lösungen können überdies Druckkos-
ten sparen, weiß IT-Berater Dirk Behrens. 
„Viele Ausdrucke wandern ungelesen in den 
Papierkorb, weil der Mitarbeiter nachdem 
er den Druckauftrag losgeschickt hat, noch 
einen Fehler im Dokument gefunden hat und 
den Druck nach der Korrektur wiederholt“, 
sagt der Bue-Tec-Mitarbeiter. „Durch den zeit-
versetzten Druck bekommt der Mitarbeiter 
die Chance, fehlerhafte Druckaufträge zu 
löschen, bevor sie auf dem Papier landen.“ 
Das ist ein durchaus wichtiger Nebenaspekt 
mit beachtlichem Sparpotenzial. Schließlich 
wandern laut Ipsos ein Viertel der Ausdrucke 
direkt in den Papierkorb. 

Verbrauchsmaterial macht bis zu 90 Prozent der Gesamtdruckkosten aus 
Wer beim Drucken sparen will, sollte vor allen Dingen bei Tinte, Toner und Papier ansetzen 

Es ist keine Pfennigfuchserei, wenn sich 
Kanzleichefs um die Druckkostenminimie-
rung kümmern. Denn wie die „Printerumfra-
ge10“ zutage brachte, machen Druckkosten 
im Allgemeinen den größten Posten im 
IT-Budget aus. Insbesondere bei den Ver-
brauchskosten sollte man den Rotstift anset-
zen. Denn laut Dell machen Tinten-, 
Toner und Papierkosten über den 
Produktlebenszyklus gerechnet 
zwischen 65 und 90 Prozent der 
Gesamtkosten aus. 
Auf Tinten alternativer Her-
steller zu setzen, rät Alfred 
Wirch, CEO von Peach, einem 
schweizerischen Hersteller 
von Tinten: „Man sollte 
nicht nur auf Original-
patronen schauen, son-
dern auch Markentinten 
alternativer Anbieter in 
Betracht ziehen. Dabei 
ist es wegen der Druck-
qualität ratsam, auf 
renommierte Mar-
ken wie Peach, Peli-
kan und KMP zu setzen. 
Nur diese sorgen für erhebliche 
Kostenersparnisse beim Verbraucher 
bei vergleichbarer Druckqualität gegenüber 
dem Original.“ Einsparungen von bis zu 90 

Prozent sowie brauchbare Druckqualität 
attestiert auch die Stiftung Warentest den 
Tintenpacks der Fremdanbieter in einem 
Mitte 2010 veröffentlichten Test. Drei der 
Patronen seien sogar fast so gut wie das 
Original. 
Eine andere Möglichkeit, die Aufwendungen 

fürs Drucken zu senken, schlägt Bene-
dikt Leder, Unter-

n e h m e n s -
sprecher bei 

der Datev, vor: 
„Kanzleien, die 

ihr Druck-
aufkommen 

vermindern 
wollen, sollten 

konsequent auf 
elektronische 
Wo r k f l o w s 
setzen. Das 

gilt sowohl für 
die Prozesse 

innerhalb der 
Kanzlei als auch 

für den Austausch 
von Informationen mit 

i h r e n  M a n d a n t e n .“  D i e 
Steuersoftware-Anbieter unterstützen die 
Steuerberater dabei auf vielfältige Weise. 
Viele von ihnen stellen elektronische Platt-

formen bereit, über welche die Kanzlei und 
die Mandanten auf sicherem Weg Dateien 
und Dokumente elektronisch austauschen 
können. In die Kanzlei-Software integrierte 
Dokumentenmanagementsysteme helfen 
bei der elektronischen Bearbeitung von 
Dokumenten und ihrer Archivierung.
Zu den einfach zu realisierenden Maßnahmen, 
die Verbrauchskosten zu senken, gehören:

   Dokumente doppelseitig ausdrucken
   Ränder schmaler einstellen
   Beschaffung der Verbrauchsmaterialien 

zentralisieren
   Drucker über Nacht ausschalten 
   Kostenbewusstsein bei den Kanzleimitar-

beitern wecken oder intensivieren
Wie effektiv die Bewusstseinsbildung bezüg-
lich der Druckkosten sein kann, unterstreicht 
ein Ergebnis der Ipsos-Lexmark-Studie. Die 
Autoren fanden nämlich heraus, dass Mit-
arbeiter bei Farbdokumenten häufiger als 
bei Schwarz-Weiß-Drucken überlegen, ob 
sie diese tatsächlich ausdrucken oder nicht. 
Die Konsequenz, die sich aus dem Abwägen 
der Mitarbeiter ergibt, lautet: Sie drucken 
erstens weniger Seiten aus und zweitens ver-
ursachen sie weniger Fehldrucke. Während 
von den Schwarz-Weiß-Papieren 25 Prozent 
direkt aus dem Drucker in den Abfalleimer 
wandern, sind es bei Farbausdrucken nur 18 
Prozent.
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In den vergangenen 50 Jahren hat sich die 
Münchner Steuerfachtagung als zweitgröß-
ter derartiger Steuerkongress in Deutschland 
etabliert. Die Teilnehmer stammen aus der 
Finanzrichterschaft, den steuer- und rechts-
beratenden Berufen, Steuerabteilungen von 
Unternehmen und der Finanzverwaltung. 
Vorstandsmitglied Prof. Dr. Moris Lehner von 
der Münchner Ludwig-Maximilians-Universi-
tät eröffnete die Jubiläumstagung mit einer 
Würdigung des „Geburtstagskinds“– und 
sprach auch über seine Zukunft.

Europa und nationales Steuerrecht
Dass das Europarecht nachhaltig auf das 
nationale Steuerrecht einwirkt, deutete Moris 
Lehner in seiner Laudatio an. Prof. Dr. Dr. 
Juliane Kokott, Generalanwältin beim Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg, 
bestätigte dies eindrucksvoll in ihrem Vortrag 
„Europäische Grundfreiheiten und nationales 
Steuerrecht“. Gleich zu Beginn stellte sie ein-
mal mehr klar, was in der „breiten Diskus-
sion“ häufig missachtet wird, dass nämlich 
die direkten Steuern in die Zuständigkeit der 
Mitgliedsstaaten fallen. Die europäischen 
Grundfreiheiten wie etwa Niederlassungs-
freiheit würden nur einen äußeren Rahmen 
vorgeben, den die Mitgliedsstaaten bei der 
Ausgestaltung ihres Steuerrechts beachten 
müssten.

50. Münchner Steuerfachtagung 

Ein Forum mit
großer Vielfalt 
Vor einem halben Jahrhundert, im Jahr 1961, wurde die Münchner Steuerfachtagung gegründet. Die Gründungsväter waren die 
Münchner Professoren Ottmar Bühler und Peter Scherpf sowie der damalige BFH-Präsident Ludwig Heßdörfer. Als berufsstän-
dische Vereinigung oder einseitige Interessenvertretung hat man sich bei der Steuerfachtagung nie verstanden. Das Ziel damals 
wie heute: Inhaltliche und personelle Pluralität. 

Die derzeit acht Generalanwälte am EuGH 
unterstützen die dortigen Richter in ihrer 
Entscheidungsfindung. Der EuGH seinerseits 
ist das oberste judikative Organ der EU. Die 
Rolle des EuGH-Generalanwalts ist geprägt 
durch das französische Rechtssystem. Der 
Generalanwalt erstellt nach der mündlichen 
Verhandlung einen begründeten Schlussan-
trag, also einen Vorschlag für ein Urteil. 
Im Schlussantrag wird die bisherige Recht-
sprechung des EuGH in ähnlichen Fällen 
zusammengefasst und damit auch der Vor-
schlag im jeweils aktuellen Fall begründet. 
Das ist auch der Grund für die „Bandwurm-
sätze“. Denn es darf nur EU-Recht angewen-
det werden. Heißt: Das jeweilige nationale 
Recht kann weder befürwortet noch abge-
lehnt werden, sondern es muss darauf hin 
geprüft werden, ob seine Bestimmungen mit 
den europäischen Grundrechten in Einklang 
stehen. Der Generalanwalt soll seinen Vor-
schlag unabhängig und neutral entwickeln. 
Der EuGH ist zwar nicht an diese Vorschläge 
gebunden, tatsächlich aber folgt er in fast 75 
Prozent aller Fälle dem Vorschlag des Gene-
ralanwalts.

Steuern im Verfassungsstaat
Welche Grenzen es für den Zugriff des Fiskus 
auf das Portemonnaie des Bürgers gibt, war 
Thema von Prof. Dr. Andreas Voßkuhle, dem 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts. 
Er sprach über die freiheitsrechtlichen Gren-
zen der Besteuerung – über die Untergrenze 
in Form des steuerfreien Existenzminimums, 
die Obergrenze der Steuerlast und – ein nicht 
zu unterschätzender Faktor – über die zeit-
lichen Grenzen des Steuerzugriffs. Außerdem  
benannte er deutlich die gleichheitsrecht-
lichen Steuerzugriffsgrenzen, nämlich die 
Gebote der finanziellen Leistungsfähigkeit 
und das Gebot der Folgerichtigkeit. 

Die Kölner Professorin Dr. Johanna Hey 
konstatierte, dass beim Unternehmenssteu-
errecht auch nach den Steuerreformen 2000 
und 2008 weiter Handlungsbedarf bestehe. 
Vor der jüngsten Konjunkturkrise habe das 
Bemühen im Vordergrund gestanden, die 
nominellen Steuersätze auf ein international 
konkurrenzfähiges Niveau zurückzuführen. 
Grundlegende Strukturreformen dagegen 
stünden nach wie vor aus. Das Ziel, die Unter-
nehmensbesteuerung zumindest annähernd 
rechtsform- und finanzierungsneutral zu 
gestalten, sei noch nicht erreicht. 

Handlungsbedarf bei Gewerbesteuer
Am dringlichsten ist laut Hey die Reform 
der Gewerbesteuer. Deutschland leiste sich 
mit der Aufteilung in Einkommen- und Kör-
perschaft- sowie Gewerbesteuer ein unnötig 
kompliziertes System. Sie plädiert für eine 
Umgestaltung der Gewerbesteuer in einen 
Zuschlag zur Einkommen- und Körperschaft-
steuer. Gemäß einer neueren Berechnung 
des Landes Niedersachsen würden Städte 
und Gemeinden davon sogar profitieren. Die 
Kommunen seien hier aber offenbar wenig 
reformfreudig, so Hey. 
Zu hoffen sei, dass wenigstens die überfällige 
Reform der Gruppenbesteuerung angegangen 
werde. Heys Vorschlag: Ersatz des Gewinnab-
führungsvertrags durch einen rein steuer-
lichen Antrag. Hey sieht hier zwar durchaus 
auch die Gefahr, dass finale Auslandsverluste 
aus europarechtlichen Gründen anerkannt 
werden müssen, aber diese Gefahr sei hinzu-
nehmen. Die Reform der Verlustverrechnung 
sei aus steuersystematischer Sicht denkbar 
einfach. Das objektive Nettoprinzip erfordert 
eine unbegrenzte Verlustverrechnung. Damit 
sei die Mindestbesteuerung abzuschaffen. 
Hey warnt davor, diesen Schritt aus Haus-
haltsgründen nicht zu gehen.

»  Hinweis

Die 51. Münchner Steuerfachta-
gung findet am 21. und 22.März 
2012 statt.
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Wer als Inländer im Ausland Verluste erlei-
det, wird dann, wenn sich die betreffenden 
Staaten zur Vermeidung einer Doppelbe-
steuerung in ihren Abkommen auf die 
Freistellungsmethode verständigt haben, 
benachtei ligt. Der EuGH moniert dies als 
Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit. 
Der Vorsitzende Richter am BFH, Prof. Dr. 
Dietmar Gosch, wies jedoch darauf hin, 
dass dieser Verstoß gemäß den Doppelbe-
steuerungsabkommen gerechtfertigt sei. Es 
sei auch innerhalb der EU allein Sache des 
Betriebsstättenstaats, freigestellte Auslands-
verluste zu berücksichtigen. Nur wenn diese 
Verluste final würden, also im Ausland end-
gültig nicht berücksichtigt werden könnten, 
trete der Ansässigkeitsstaat an dessen Stel-
le. Unklar allerdings blieb bisher die Frage, 
wann genau Verluste final werden. Gegen 
eine entsprechende BFH-Entscheidung sper-
re sich die Finanzverwaltung.
Dem widersprach Ministerialrat Dr. Thomas 
Eisgruber vom Bayerischen Finanzministe-

rium in seinem Vortrag. Er legte dar, warum 
der Ansatz eines ausländischen Verlusts auf 
eine rein inlandsbezogene Steuer wie die 
Gewerbesteuer auch nicht durch die Marks & 
Spencer-Entscheidung von 2005 gerechtfer-
tigt werden kann. Eisgruber plädierte bei der 
Frage der finalen Verluste für ein Ende des 
Hase-und-Igel-Spiels zwischen Steuerpflich-
tigen, ihren Beratern, dem Gesetzgeber und 
der Verwaltung. Dem „Steuer-Shopping“, 
bei dem man Gewinne im Land mit dem 
niedrigsten und Verluste im Land mit den 
höchsten Steuersätzen anfallen lässt, sei von 
vornherein entgegenwirken.

Nachfolgeplanung und Erbschaften
Das Bonner Institut für Mittelstandsforschung 
schätzt, dass von 2010 bis 2014 bundesweit 
rund 110.000 Unternehmen mit insgesamt 
287.000 Beschäftigten übergeben werden. 
Für den Münchner Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater Wolfgang Hedel zeigen diese 
Zahlen die Bedeutung des Themas. Viele Pro-

bleme bei der Unternehmensnachfolge lägen 
im steuerlichen Bereich. Hedel wirbt deshalb 
für eine frühzeitige Einschaltung rechtlicher 
und steuerlicher Berater. Gerade angesichts 
der Neuregelungen beim Erbschaftsteuer-
recht sei eine langfristige Planung des Unter-
nehmensübergangs angeraten.
Dass das Privatvermögen im reformierten 
Erbschaftsteuer- und Bewertungsrecht seit 
2009 praktisch nicht mehr privilegiert wird, 
ist für den Füssener Notar Dr. Eckhard Wälz-
holz ein weiterer Grund, die Verfassungsmä-
ßigkeit des neuen Erbschaftsteuergesetzes in 
Zweifel zu ziehen. Besonders problematisch, 
weil angesiedelt in der Erbschaftsteuerklas-
se II, sind seiner Ansicht nach regelmäßige 
unentgeltliche Zuwendungen zwischen 
Geschwistern. Durch Pflichtteilsgestaltungen 
und Erbschaftsverträge lasse es sich errei-
chen, dass die Zuwendungen als von den 
Eltern stammend gelten, also dann in die 
erheblich günstigere Steuerklasse I fallen. 

Compliance in Steuerdingen
Der Münchner Rechtsanwalt und Steuer-
berater Roland Graf referierte zum Thema 
Abgeltungsteuer. Aktuellen Fragen aus dem 
Konzernsteuerrecht widmete sich der Bon-
ner Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Prof. 
Dr. Thomas Rödder. Aktuelle Fragen aus dem 
Umwandlungssteuerrecht wiederum beant-
wortete der Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater Prof. Dr. Alexander Hemmelrath 
aus München. BFH-Richterin Karin Heger 
widmete sich dem Thema Gemeinnützigkeit 
und BFH-Richterin Dr. Jutta Förster dem der 
Rentenbesteuerung.
Aktuell und brisant – auch wegen der zahl-
reichen Korruptions- und Steuerhinterzie-
hungsfälle der jüngeren Vergangenheit 
– waren die Ausführungen des Münchner 
Steuerberaters Fritz Esterer zum Thema 
Governance und Tax Compliance. Er riet 
Unternehmen dringend zum Aufbau eines 
Tax-Compliance-Systems mit Prävention, 
Früherkennung und Reaktion, um sich gegen 
Vorwürfe der Steuerhinterziehung, der Ver-
letzung der Aufsichtspflicht oder des Organi-
sationsverschuldens zu wappnen.

Prof. Dr. Claudia Ossola-Haring
ist Dozentin an der SRH-Hochschule im 
baden-württembergischen Calw und feste 
freie Mitarbeiterin des SteuerConsultant.
E-Mail: claudia.ossola-haring@haufe.de

Die Frauenkirche in München:  
Nicht weit davon, beim Englischen 

Garten, trafen sich die Steuerex-
perten zum Austausch.
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KANZLEI & PERSÖNLICHES Nachrichten

Lob und Dank steigern Produktivität
Ehrungen und Auszeichnungen erhöhen den Eifer der Mitarbeiter. Selbst die Aussicht 
darauf spornt schon an. Das schreibt das Handelsblatt unter Berufung auf zwei Studien.

Deutschland bei Arbeitskosten im Mittelfeld 
Die Arbeitgeber hierzulande haben 2010 durchschnittlich 29,20 Euro pro geleiste-
te Arbeitsstunde bezahlt – Bruttolohn und Nebenkosten zusammengenommen.

Laut Statistischem Bundesamt liegt die deutsche Wirtschaft im EU-Vergleich damit 
nach Dänemark, Belgien, Schweden, Frankreich, Luxemburg und den Niederlanden 
auf Rang sieben. Die deutschen Arbeitsstundenkosten lagen 32 Prozent über dem EU-
Schnitt – aber 12 Prozent unter dem Wert Frankreichs. Die höchsten Arbeitskosten hat 
Dänemark mit 37,60 Euro, die niedrigsten Bulgarien mit 3,10 Euro. Im verarbeitenden 
Gewerbe, das besonders im internationalen Wettbewerb steht, kostete eine Arbeits-
stunde in Deutschland 2010 durchschnittlich 33,10 Euro – Rang fünf in der EU. Eine 
Stunde Arbeit in der hiesigen Industrie war 47 Prozent teurer als im EU-Mittel. 

Was zu vermuten war, ist nun wissenschaft-
lich belegt. Wenn Mitarbeiter damit rechnen, 
dass die fleißigsten Kollegen öffentlich aus-
gezeichnet werden, steigt der Arbeitseifer 
messbar an. Eine Studie zweier Forscher der 
Uni Frankfurt und des Zentrums für Euro-
päische Wirtschaftsforschung in Mannheim, 
welche in der Schweiz lief, zeigte, dass bei 
zwei Vergleichsgruppen diejenige, welche 
Aussicht auf eine solche symbolische Beloh-
nung hatte, um zwölf Prozent produktiver 
war als die andere. Eine zweite Untersuchung 
in einem Schweizer Call-Center offenbarte, 
dass regelmäßige Ehrungen besonders ein-
satzbereiter Kollegen die Produktivität der 
jeweils Geehrten im Monat danach im Schnitt 
um 7,5 Prozent erhöhten. 

Termine

Steuerrecht 

11. Mai unter www.haufe.de/online-
training-plus
Im Fokus: Praxisfragen nach der 
Umstellung auf BilMoG 
•  Teilnahmegebühr: 98 Euro,
•  Veranstalter: Haufe-Lexware GmbH 

& Co. KG
•  Telefon: 01 80 / 5 55 57 03

8. Juni in Dortmund
Steuerliche Behandlung von 
Veräußerungsgeschäften im 
Privatvermögen
•  Teilnahmegebühr: 200 Euro
•  Veranstalter: Steuerberaterverband 

Westfalen-Lippe e.V.
•  Telefon: 02 51 / 53 58 62 0

Finanzen 

23. Mai in Wuppertal
Steigende Komplexität auf den
Finanzmärkten: Ein Blick auf den
Investitionsprozess eines großen
institutionellen Investors
•  Teilnahme kostenfrei
•  Veranstalter: FACT-Forum der 

Schumpeter School of Business and 
Economics, Bergische Universität 
Wuppertal

•  Telefon: 02 02 / 43 92 54 9 

Personalien

BFH-Präsident im Ruhestand
Der bisherige Präsident des Bundesfinanz-
hofs Dr. h. c. Wolfgang Spindler ist Ende 
März in den Ruhestand getreten. Spindler 
begann seine Laufbahn nach dem Jurastu-
dium 1975 in der Finanzverwaltung von 
Nordrhein-Westfalen. 1978 wurde er Richter 
am Finanzgericht Düsseldorf. 1979 bis 1982 
war er wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Bundesverfassungsgericht, danach wieder 

Richter am Finanzgericht Düsseldorf. 1991 kam er als Richter zum BFH 
und wurde dort dem IX. Senat zugewiesen. Im Jahr 2000 wurde er 
dessen Vorsitzender und BFH-Vizepräsident, 2005  dann Präsident.

BVerfG hat neuen Direktor 
Peter Weigl, bisher Vizepräsident des Sta-
tistischen Bundesamts, hat zum April das 
Amt des Direktors beim Bundesverfas-
sungsgericht angetreten. Der 50-Jährige 
hat in Tübingen Jura studiert und war 
danach längere Zeit im Bundesinnenminis-
terium tätig. Seit März 2007 bekleidete er 
das Amt des Vizepräsidenten des Statis-
tischen Bundesamts. Im selben Jahr wurde 

er außerdem zum stellvertretenden Bundeswahlleiter ernannt. Beim 
Bundesverfassungsgericht tritt der Verwaltungsrechtler die Nachfol-
ge von Dr. Elke Luise Barnstedt an.  
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IHRE FAXANTWORT BITTE AN 06171-699610

Bitte senden Sie mir unverbindlich und kostenfrei Ihre
Informationsbroschüre zum 

Fernlehrgang

Steuerberater-Lehrgang

An einem Mustermanuskript bin ich interessiert

Name, Vorname

Straße

PLZ Wohnort

AWS ARBEITSKREIS FÜR WIRTSCHAFTS- UND STEUERRECHT OHG
ADENAUERALLEE 32 | 61440 OBERURSEL
TELEFON 06171-69960 | TELEFAX 06171-699610
POST@AWS-ONLINE.DE | WWW.AWS-ONLINE.DE

FERNLEHRGANG
zur Vorbereitung auf das 
Steuerberaterexamen 2012

· Gründliche Vorbereitung durch sukzessiven 
Aufbau Ihrer Kenntnisse

· Inhaltlich optimale Aufbereitung mit 
zahlreichen Beispielen und Schaubildern

· Laufende Lernerfolgskontrollen inklusive 
12 Übungsklausuren

Inklusive Beck SteuerDirekt – die Datenbank.
Alles für die Recherche. Online-Zugang und 
aktuelle Beck SteuerDirekt-DVD während des 
Fernlehrgangs.
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Sie können auf gute Mandanten verzichten? 
Falls ja, dann legen Sie nun eine wohlver-
diente Pause ein. Falls dem aber nicht so ist, 
ist Marketing für Ihre Kanzlei von zentraler 
Bedeutung. Wenn Sie hervorragende Arbeit 
leisten, dann informieren Sie Ihre Zielgruppe 
darüber. Wer herausragende Leistungen bie-
tet, hat den Schlüssel zum Erfolg schon in der 
Tasche. Man muss ihn aber noch ins Schloss 
stecken und umdrehen. Dafür sorgt insbeson-
dere ein stimmiges Marketingkonzept. 

Das Kanzleilogo als Ausgangspunkt
Mundpropaganda, Fachkompetenz, ein 
freundliches Kanzleiteam, gute Erreichbar-
keit, ein glänzender Ruf, eine starke Website 
– viele Faktoren bringen Ihnen neue Man-
danten. Und genau hier setzt eine professio-
nelle Marketingstrategie an: Sie sorgt für ein 

durchgängiges, einheitliches Erscheinungs-
bild. Ein stimmiges Kanzleilogo schafft dabei 
einen positiven ersten Eindruck. Ihr Logo soll 
professionell und unverwechselbar sein. Es 
findet sich auf Briefpapier, Stempel, Kanzlei-
schild, Visitenkarten und Homepage wieder. 
So vertrauen die Mandanten bald: Wo Ihr 
Logo draufsteht, ist Ihre Kompetenz drin. 
Zur Basisausstattung einer Kanzlei zählt heute 
zudem eine eigene Homepage. Schließlich 
suchen potenzielle neue Kunden vor allem im 
Internet nach passenden Steuerberatern. Die 
endgültige Entscheidung für eine bestimmte 
Kanzlei wird erfahrungsgemäß erst nach dem 
Besuch ihrer Internet-Präsenz getroffen. Mar-
ketingexperten halten eine Website daher für 
das Werbemittel mit dem günstigsten Kosten-
Nutzen-Verhältnis. Die wichtigsten Punkte 
dabei sind: Ein ansprechendes Design, sym-
pathische Kanzleimitarbeiter auf den Fotos, 
ein gutes Google-Ranking (Suchmaschinen-
optimierung veranlassen!) sowie eine kompe-
tente Gesamterscheinung durch viele Infos 
und Steuer-News. 
Daneben erzielen oft vermeintliche Kleinig-
keiten große Wirkung: Senden Sie Ihren Man-
danten Geburtstags- oder Weihnachtsgrüße, 
erinnern Sie sie an wichtige Steuertermine 
oder bieten Sie ihnen die Möglichkeit eines 
SMS-Erinnerungsservice kurz vor dem näch-
sten Beratungstermin.

Auch Klassiker haben ihren Platz 
Ein klassisches Werbemittel, das bei Man-
danten immer gut ankommt, ist ein kom-
pakter Leistungsfolder. Viele Kanzleien legen 
neben den Mandanteninformationen einen 
derartigen Folder zum kostenfreien Mitneh-
men aus. Neue Mandanten können so im 
Wartebereich das Leistungsspektrum der 
Kanzlei kennenlernen. Für größere Kanzleien 
empfiehlt sich zusätzlich eine Imagebroschü-
re – je nach Ausrichtung der Kanzlei auch 
in mehreren Sprachen. Bei dieser Broschüre 

(Kanzlei-) Marketing 

Die richtige Strategie 
zahlt sich aus

sollte nicht gespart werden. Sie sollte hoch-
wertig in Gestaltung und Material sein. Damit 
sprechen Sie vor allem größere Firmenkun-
den und Kooperationspartner an.

Mandantenbindung nicht vergessen 
Langfristige Mandantenbeziehungen brin-
gen einer Kanzlei große Vorteile, etwa Erfah-
rungswissen und Planbarkeit. Die Bindung 
bestehender Mandanten ist daher mindes tens 
ebenso wichtig wie die Gewinnung neuer – 
auch für die Marketingstrategie. Ein wichtiges 
Instrument sind da regelmäßige Mandaten-
infos. Steuerberater arbeiten dabei oft mit 
Agenturen zusammen, die die Inhalte liefern. 
Alternativ können Sie Mandanten auch einen 
Steuerratgeber fürs ganze Jahr zum Nach-
schlagen anbieten. Immer präsent: Ihr Logo 
und der Verweis auf Ihre Website.
Zu guter Letzt: Achten Sie bei allen Maßnah-
men auf eine durchgängige Strategie. Das 
kann Flops vermeiden, etwas das Versanden 
einer Werbeanzeige, weil die Botschaft nicht 
„passt“. Generell gilt bei jeder Investition ins 
Marketing: Wer eine durchgängige Linie hat, 
seine Zielgruppen kennt und strategisch vor-
geht, für den zahlt sie sich aus.

» Serienplaner

Teil 53 – 
SteuerConsultant 04/2011
Homepage-Vermarktung

Teil 54 – 
SteuerConsultant 05/2011
(Kanzlei-)Marketing

Teil 55 – 
SteuerConsultant 06/2011
Qualitätsmanagement

Abonnenten-Service
Abonnenten können im Internet 
unter www.steuer-consultant.de 
das Themenarchiv nutzen und 
unter anderem alle Teile der Serie 
„Marketing“ kostenlos nachlesen.

Wer seine Steuerkanzlei erfolgreich vermarkten will, sollte auf eine durchgängige Linie achten und seine Zielgruppe fest 
im Auge behalten. Dann ergänzen sich die verschiedenen Marketinginstrumente auf wirkungsvolle Weise.

Johann Aglas
ist Geschäftsführer 
der Atikon Marketing 
& Werbung GmbH im 
oberösterreichischen 
Leonding. Atikon hat 
sich auf das Marketing 
und die Homepage-
Gestaltung für Steuer-
berater spezialisiert. 

E-Mail: johann.aglas@atikon.com 
www.atikon.com
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Merkwürdigkeiten der Steuerberatung KANZLEI & PERSÖNLICHES

Übersteuert

Wer eine Photovoltaikanlage errichtet ist grundsätzlich umsatz-
steuerpflichtig und kann deshalb die Vorsteuer aus deren Her-
stellungskosten sofort abziehen.
Strittig ist, wie weit das auch für die Vorsteuern für den oft 
notwendigen Umbau oder die Sanierung des Daches gilt. Die 
Finanzverwaltung stellt sich hier bundesweit quer nach dem 
Motto: Dach ist Dach und bildet mit der Photovoltaikanlage, 
die draufgesetzt  oder eingebaut wird, keine Einheit.
 Umgekehrt heißt das, ein dachintegriertes Mini-Solarkraftwerk 
wird auch kein unternehmerisch genutzter Gebäudebestandteil. 
Die Finanzämter berufen sich dabei gerne auf zwei Urteile des 
FG München vom 27. 7. 2009 ( Az. 14 K 595/08; 14 K 1164/07- 
Rev. eingelegt, Az. BFH, XI R 29/09) sowie auf ein Urteil des 
Niedersäschsischen FG vom 21.12.2009 (Az. 16 K 377/09- Rev. 
eingelegt, Az. BFH, XI R 21/10). Ein typischer Fall von Rosinen-
pickerei durch die Finanzverwaltung. Denn sie ignoriert dabei 
gleich zwei Urteile des Finanzgerichts Nürnberg und ein Urteil 
des FG Rheinland-Pfalz. In einem rechtskräftigen Urteil haben 
die Nürnberger Richter die Entsorgung eines asbesthaltigen 
Dachs und die Neueindeckung  zum Zweck der Installation einer 
Photovoltaikanlage als unternehmerisch angesehen (Az.: 2 K 
784/2009), das FG Rheinland-Pfalz hat sich dem angeschlos-
sen (Az. 6 K 2607/08- Rev. eingelegt Az. BFH XI R 10/11).
Noch weitergehender ist das Urteil des FG Nürnberg zu einer 
Neueindeckung eines Dachs, auf dem eine Photovoltaikanlage 
installiert wurde. Dazu führten die Richter aus, maßgeblich für 
die Vorsteuerabzugsberechtigung seien die Ausgangsumsätze, 
nicht die Zuordung des Gebäudeteils zum Unternehmen (Az. 2 K 
952/2008- Rev. eingelegt Az. BFH XI R 29/10).
Fazit: Einmal mehr können Steuerpflichtige ihre Recht nur durch 
Einspruch wahren.

StB/vBP Rainer Haid, Ecovis, Nürnberg

Von wegen Harmonisierung:
Stolperstein Reihengeschäfte 

Reihengeschäfte erscheinen in der praktischen Abwicklung 
einfach, ihre tatsächliche umsatzsteuerliche Behandlung ist 
jedoch äußerst kompliziert. Risiken sind vorprogrammiert. 
Probleme treten dabei insbesondere bei grenzüberschreiten-
den Geschäften auf. Schnell kann es dazu kommen, dass ein 
deutsches Unternehmen einen Umsatz im Ausland bewirkt, 
mit allen umsatzsteuerlichen Folgen.
Die Problematik wird dadurch verstärkt, dass selbst in den 
EU-Staaten die Behandlung von Reihengeschäften nicht 
deckungsgleich ist, was zu unbefriedigenden Inkongruenzen 
führt. Vorrangig ist die Bestimmung des Leistungsorts jeder 
einzelnen Lieferung in der Kette. Es kommt darauf an, welcher 
Lieferung im Rahmen von Reihengeschäften die Beförderung 
bzw. Versendung zugeordnet werden kann. Sodann stellt sich 
die Frage der Anwendung von Steuerbefreiungen. Nur die 
Beförderungs- oder Versendungslieferung kann überhaupt in 
den Genuss einer Steuerbefreiung kommen, sei es als Aus-
fuhrlieferung oder als innergemeinschaftliche Lieferung.
Durch Vereinbarungen der Parteien über die Transportbedin-
gungen (Incoterms) oder den gezielten Einsatz von Umsatz-
steuer-Identifikationsnummern ergeben sich zwar Gestal-
tungsspielräume, praxisgerechtes Umsatzsteuerrecht jedoch 
sieht anders aus. 

 WP/StB  Joachim Strehle, Partner bei 
der WTS Group Aktiengesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft und Leiter 
der Service Line VAT München 

Fiskus behindert Sonnenstrom 
vom eigenen Dach
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» Weitere Themen

Photovoltaik:
Die umsatzsteuerliche Behandlung von Maßnahmen, die mit der 
Installation von Photovoltaikanlagen einhergehen, ist umstritten. 

Negativer Veräußerungserlös: 
Nicht selten zahlt ein Veräußerer zu, etwa wegen Risiken aufgrund 
von Pensionsverpflichtungen. Die steuerliche Behandlung dieses 
Sachverhalts bedarf besonderer Aufmerksamkeit. 

Qualitätsmanagement: 
Wie Steuerberater ihre Kanzlei entsprechend strukturieren können, 
welche Zertifizierungsmöglichkeiten es gibt – und ob sich das Ganze 
überhaupt lohnt. 

Kanzleinachfolge:
Wer übernimmt, wenn der Inhaber eines Steuerbüros sich zur Ruhe 
setzen will? Die Nachfolgefrage ist nicht nur für viele Mandanten-
unternehmen wichtig, sondern kann auch zum ganz persönlichen 
Thema werden. Wichtig ist ein überlegtes Vorgehen. 

Topthema
Temporeiche Entwicklung der Besteuerung 
von Firmenwagen
Das Bundesministerium der Finanzen hat einen U-Turn vollzogen: 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit können künftig entsprechend 
ihrer tatsächlichen Anzahl versteuert werden. Auch zur Frage, was 
genau zur der Bemessungsgrundlage der 1-%-Regelung gehört, ist 
ein Verfahren anhängig. 
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Mitglieder 
sind unter anderem:
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